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1 Kurze Einführung zum heutigen Erscheinungsbild berufsständischer
Versorgungswerke
Im Folgenden soll zunächst ein kurzer Überblick über das heutige Erscheinungsbild

der berufsständischen Versorgung gegeben werden, bevor in den nachfolgenden

Kapiteln die historische Entwicklung der Versorgungswerke nachgezeichnet wird,

wobei insbesondere auf das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein eingegangen wird.

1.1 Berufsständische Versorgungswerke im heutigen gegliederten System der
Altersvorsorge

Die Altersvorsorge in Deutschland beruht heute auf drei Säulen: Der gesetzlichen

Altersvorsorge, der betrieblichen Altersvorsorge und der privaten Altersvorsorge [48;

75]. Zur ersten Säule zählen die gesetzliche Rentenversicherung, die Alterssicherung

der Landwirte, die Beamten- und Soldatenversorgung sowie die berufsständische

Versorgung. Die berufsständische Versorgung ist ein essentieller Bestandteil der

ersten Säule und steht selbstständig neben der gesetzlichen Rentenversicherung.

Die berufsständische Versorgung steht nur für verkammerte Freie Berufe zur

Verfügung. Sie beruht auf einer gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft der Berufsange-

hörigen. In den Genuss einer berufsständischen Altersversorgung kommen beispiels-

weise Ärzte, Apotheker, Architekten, Notare, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und

auch Zahnärzte. Andere Selbstständige wie z.B. Handwerker haben keinen Zugang

zur berufsständischen Altersversorgung.

Für die Durchführung der berufsständischen Altersversorgung wurden die soge-

nannten Versorgungswerke eingerichtet. Die Rahmenbedingungen zur Organisation

der Versorgungswerke sind nicht durch Bundesrecht einheitlich geregelt, sondern

basieren auf landesrechtlicher Grundlage. Im Prinzip hat jeder freie Berufsstand in

jedem Bundesland sein eigenes Versorgungswerk, wobei Ausnahmen die Regel

bestätigen1.

Überwiegend sind die Versorgungswerke rechtlich selbstständige Anstalten des

öffentlichen Rechts. Zum Teil sind sie auch Sondervermögen der jeweiligen Berufs-

kammer [51]. Mitglieder des Versorgungswerks können nur die Angehörigen der

1 Z.B. Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, die
mehrere medizinische Berufsstände zusammenfasst; Versorgungswerk der
Zahnärztekammer Berlin, dem sich die Bremer Zahnärztekammer angeschlossen hat.
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betreffenden Berufsgruppe sein. Angestellte Berufsträger können sich dafür von der

gesetzlichen Rentenversicherungspflicht befreien lassen.

Die berufsständischen Versorgungswerke haben nach der Leitentscheidung des

Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre 1963 auch die Aufgabe, der Gesellschaft

in der Bundesrepublik stets leistungsfähige Freie Berufe vorzuhalten und zu sichern

[23]. Dies betont die wichtige Aufgabe, die die Freien Berufe in der Gesellschaft

darstellen. Sie sichern beispielsweise die Gesundheits- und Rechtspflege. Die

Versorgungswerke beugen einer Überalterung der Freien Berufe vor, da die älteren

Kollegen in Rente gehen und jüngere nachrücken können [51].

Als Dachverband der Versorgungswerke fungiert die 1978 gegründete Arbeitsge-

meinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e.V. (ABV), die die gemein-

samen Interessen der Versorgungswerke vertritt, fördert und wahrt2.

Daneben gibt es den 1949 gegründeten Bundesverband der Freien Berufe (BFB).

Der BFB ist der Dachverband der Spitzenvereinigungen der Freien Berufe und nimmt

vielfältige Aufgaben wahr. Hauptsächlich soll in Politik, Wirtschaft, Verwaltung,

Öffentlichkeit und Wissenschaft die notwendige Akzeptanz für freiberufliche Anliegen

geschaffen werden3.

1.2 Zahnärztliche Versorgungswerke

2012 gab es 89 Versorgungswerke in Deutschland, darunter 15 zahnärztliche

Versorgungswerke4. Dies sind in alphabetischer Reihenfolge:

 Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und
Tierärzte mit Sitz in Tübingen

 Bayerische Ärzteversorgung mit Sitz in München
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Berlin mit Sitz in Berlin
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Hamburg mit Sitz in Hamburg
 Hessische Zahnärzte-Versorgung mit Sitz in Frankfurt
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern mit Sitz

in Hamburg
 Altersversorgungswerk der Zahnärztekammer Niedersachsen mit Sitz in

Hannover
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Nordrhein mit Sitz in Düsseldorf
 Versorgungsanstalt bei der Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz mit

Sitz in Mainz

2 Vgl. www.abv.de, Stichwort: Die Arbeitsgemeinschaft.
3 Vgl. www.freie-berufe.de/ueber-uns.html.
4 Vgl. www.abv.de, Stichwort: Daten und Fakten.
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 Versorgungswerk der Ärztekammer des Saarlandes mit Sitz in Saarbrücken
 Zahnärzteversorgung Sachsen mit Sitz in Dresden
 Altersversorgungswerk der Zahnärztekammer Sachsen-Anhalt mit Sitz in

Hannover
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein mit Sitz in Kiel
 Versorgungswerk der Landeszahnärztekammer Thüringen mit Sitz in Erfurt
 Versorgungswerk der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe mit Sitz in Münster

1.3 Charakteristika von Versorgungswerken und Abgrenzung zur gesetzlichen
Rentenversicherung

1.3.1 Mitgliedschaft

Versorgungswerke sind öffentlich-rechtliche Einrichtungen mit Pflichtmitgliedschaft

aller selbstständig und angestellt tätigen Berufsträger. Angestellte Freiberufler haben

nach § 6 SGB VI das Recht, sich von der Rentenversicherungspflicht in der

gesetzlichen Rentenversicherung befreien zu lassen, wenn sie dem Versorgungs-

werk als Pflichtmitglied angehören. Üben sie dieses Recht nicht aus, bleiben sie

Pflichtmitglied in der gesetzlichen Rentenversicherung und gehören zusätzlich dem

Versorgungswerk an.

Wichtiges Unterscheidungsmerkmal zur gesetzlichen Rentenversicherung: Mitglied

des jeweiligen Versorgungswerks können nur die Mitglieder der dazugehörigen

Kammer werden. Dagegen gehören die Mitglieder der gesetzlichen Renten-

versicherung allen möglichen Berufen an. Die gesetzliche Rentenversicherung nimmt

im Gegensatz zu den Versorgungswerken allerdings keine Selbstständigen auf.

1.3.2 Verwaltung

Die Berufsstände gründen und verwalten ihr jeweiliges Versorgungswerk selbst [79].

Die Mitglieder wählen die Delegierten zu den Kammerversammlungen. Die

Selbstverwaltung geschieht durch dafür von dem Versorgungswerk gebildete Organe

[34]. Im Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein sind dies die

Kammerversammlung, der Aufsichtsausschuss und der Verwaltungsausschuss [119].

Die Versorgungswerke unterliegen der jeweiligen Landesaufsicht [51]. Jahres-

abschluss und Rechnungsprüfung werden von wirtschaftsmathematischen Sach-

verständigen vorgenommen.

Träger der Rentenversicherung ist die Deutsche Rentenversicherung. Die rechtlichen

Grundlagen finden sich im Sozialgesetzbuch VI. Auch hier gilt das Prinzip der
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Selbstverwaltung. Organe der Deutschen Rentenversicherung Bund sind die

Vertreterversammlung und der Vorstand.

1.3.3 Finanzierung

Die berufsständische Altersvorsorge ist unabhängig vom Staat, da sie allein durch

die Mitgliedsbeiträge finanziert wird. Im Gegensatz dazu erhält die gesetzliche

Rentenversicherung Zuschüsse vom Staat aus Steuermitteln. Die Bundeszuschüsse

für die regulären Renten im Jahr 2011 betrugen beispielsweise ca. 58 Mrd. Euro [31].

Dazu kamen noch ca. 21 Mrd. Euro an weiteren Bundesmitteln für Kindererziehungs-

zeiten, Rentenzuschläge und Leistungen nach dem Anspruchs- und Anwartschafts-

überführungsgesetz (Überleitung von DDR-Renten) und Knappschaftsrenten [31].

1.3.4 Beiträge und Leistungen

Die Berufsstände können das Beitrags- und Leistungssystem weitgehend frei gestal-

ten. Die Leistungen sind beitragsabhängig. Zur Finanzierung der Leistungen werden

spezifische kapitalbildende Verfahren gewählt; in der Regel das Anwartschafts-

deckungsverfahren oder das offene Deckungsplanverfahren [51; 57]. Im Gegensatz

dazu werden bei der gesetzlichen Rentenversicherung die Beiträge der Leistungs-

träger (ohne Kapitalbildung) direkt an die Rentenempfänger durchgereicht (Umlage-

verfahren). Aufgrund des sog. Generationenvertrages bringen die Beitragszahler die

Renten der Leistungsempfänger auf und erwerben selbst einen Anspruch auf ihre

eigene zukünftige Rente [39].

Die monatlichen Beiträge der Pflichtmitglieder der Versorgungswerke werden in der

Satzung der Versorgungswerke festgelegt. Bei den zahnärztlichen Versorgungs-

werken gibt es hauptsächlich drei Arten der Beitragsbemessung [88]:

 Die Koppelung an den Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversicherung5;
 Feste Beitragssätze, gestaffelt nach Lebensalter6;
 Prozentsatz vom Umsatz eines bestimmten Jahres abzgl. Betriebsausgaben,

z.T. gedeckelt durch Bezugnahme auf den durchschnittlichen Beitrag vom
Vorjahr7.

5Versorgungswerk der Zahnärztekammer Hamburg; Versorgungswerk der Zahnärztekammer
Mecklenburg-Vorpommern; Versorgungsanstalt bei der Landeszahnärztekammer Rheinland-
Pfalz; Versorgungswerk der Ärztekammer des Saarlandes; Zahnärzteversorgung Sachsen;
Altersversorgungswerk der Zahnärztekammer Sachsen-Anhalt; Versorgungswerk der
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein; Versorgungswerk der Landeszahnärztekammer
Thüringen.
6Versorgungswerke der Zahnärzte Berlin/Bremen.
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Die Versorgungswerke konzentrieren ihre Leistungen in der Regel auf drei

Kernbereiche:

 Berufsunfähigkeitsrente,
 Hinterbliebenenrente (Witwen/Witwer/Waisen)
 Ruhestandsrente

Daneben gibt es meistens noch den Kinderzuschuss bzw. Kinderzuschlag. Das

bedeutet, dass sich die Berufsunfähigkeits- oder Altersrente für jedes Kind um den

Kinderzuschuss bzw. -zuschlag erhöht [48].

Auch in der gesetzlichen Rentenversicherung sind die Altersrente, die Erwerbs-

unfähigkeitsrente und die Hinterbliebenenrente die drei großen Leistungsbereiche.

Darüber hinaus erbringen die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung aber auch

Leistungen im Rahmen der medizinischen und beruflichen Rehabilitation zur

Wiederherstellung oder Verbesserung der Erwerbsfähigkeit und zur Teilhabe am

Arbeitsleben. Diese Leistungen dienen der Abwendung der versicherten Risiken.

Deshalb gilt vor Erreichen des Renteneintrittsalters von Altersrenten der Grundsatz

„Reha vor Rente“, d. h. vor Zahlung einer Rente wird versucht, die Erwerbsfähigkeit

wieder herzustellen [60].

Im Gegensatz zu den Versorgungswerken gewährt die gesetzliche Renten-

versicherung auch eine Rente für Kindererziehungszeiten. In den Versorgungs-

werken wird die Kindererziehungszeit nur als beitragsfreie Zeit anerkannt, in dem

aber keine Rentenanwartschaft erworben wird. Das führt dazu, dass Mitglieder der

Versorgungswerke für die Kindererziehungszeiten zusätzlich einen Rentenanspruch

der gesetzlichen Rentenversicherung erwerben können. Pro Kind werden pauschal

36 Monate unabhängig von der tatsächlichen Erziehungszeit angerechnet. Voraus-

setzung für den Rentenanspruch ist aber, dass die Wartezeit von 60 Monaten erfüllt

ist. Mütter mit nur einem Kind, die bei Berufsantritt gleich Mitglied des Versorgungs-

werks geworden sind und auch zuvor nie in die Rentenversicherung eingezahlt

haben, werden also nach derzeitiger Gesetzeslage benachteiligt. Trotzdem ist diese

7Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte;
Bayerische Ärzteversorgung; Versorgungswerk der Zahnärztekammer Hessen;
Ärzteversorgung Niedersachsen; Ärzteversorgung Nordrhein; Ärzteversorgung Westfalen-
Lippe.
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Haltung der Versorgungswerke vom Bundessozialgericht als verfassungskonform

anerkannt worden [19].

Im Hinblick auf die Rentenhöhe kommt es zu signifikanten Unterschieden: Aufgrund

des homogenen Mitgliederkreises gelingt es den meisten Versorgungswerken, in

allen drei Leistungsbereichen über dem Leistungsniveau der gesetzlichen Renten-

versicherung liegende Renten zu zahlen [75; 88]. So kann nach Darstellung von Burg

beispielsweise ein Zahnarzt, der 40 Jahre Regelbeitrag zahlte, mit einer monatlichen

Altersrente von ca. EUR 4.000 rechnen, während ein Mitglied der gesetzlichen

Rentenversicherung nur ca. EUR 1.500 bekommt [25].

1.4 Verfassungsrechtliche Bestandssicherheit8

Immer wieder wurde und wird die politische Forderung laut, die Versorgungswerke in

die gesetzliche Rentenversicherung überzuleiten. Dies mag zum Teil daran liegen,

dass der Mitgliederbestand der gesetzlichen Rentenversicherung überaltert und

immer weniger Beitragszahler immer mehr Renten finanzieren sollen/müssen.

Gerade aus den Reihen der SPD wird schon seit den 60er Jahren immer wieder

gefordert, die Versorgungswerke als Systeme der Besserverdienenden in die

Solidargemeinschaft der Rentenversicherung einzugliedern [28]. Dagegen plädiert

die CDU auch heutzutage noch für die Beibehaltung der Versorgungswerke. In einem

aktuellen Positionspapier vom 10. Juli 2013 heißt es:

„Eine Ausweitung des Versichertenkreises der gesetzlichen
Rentenversicherung auf Personen, die bereits in berufsständigen
Versorgungseinrichtungen abgesichert sind, steht für uns nicht zur
Diskussion“9.

Die ABV hat dies verfassungsrechtlich überprüfen lassen. Namhafte Verfassungs-

rechtler sind zu dem Ergebnis gekommen, dass die Überleitung der Versorgungs-

werke in die gesetzliche Rentenversicherung unzulässig ist [70; 125]. So könne zum

einen der Bundesgesetzgeber hierüber mangels Zuständigkeit nicht entscheiden. Um

eine Zuständigkeit zu begründen, müsste das Grundgesetz mit einer Zweidrittel-

Mehrheit geändert werden. Ein Szenario, dass angesichts der neuerlichen großen

Koalition wieder an Aktualität gewinnt. Zum anderen müssten übergeordnete Gründe

des Gemeinwohls für eine Überleitung sprechen. Dafür müsste der Nachweis geführt

8 Vgl. ausführlich in Kap.5.1.2.
9 Veröffentlicht auf www.abv.de, unter Aktuelles am 2.10.2013.
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werden, dass die Überleitung dauerhaft für die Rettung der gesetzlichen

Rentenversicherung sorgen würde.

Dieser Nachweis wird mit größter Wahrscheinlichkeit nicht gelingen [88].Dies aus

zwei Gründen: Stand 2011 stehen 830.000 Mitglieder in Versorgungswerken ca. 30

Mio. Sozialversicherten in der gesetzlichen Rentenversicherung gegenüber. Dieses

Zahlenverhältnis verdeutlicht, dass die Überleitung der Mitglieder aus den

Versorgungswerken wohl kaum zum Ausgleich von sinkenden Zahlen der

Beitragszahler in der gesetzlichen Rentenversicherung geeignet sein dürfte.

Ähnlich verhält es sich mit den Vermögensbeständen. 2011 beliefen sich die Rück-

lagen aller Versorgungswerke insgesamt auf rund 142 Mrd. Euro10. Dem stehen

Stand 2011 jährliche Rentenzahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung von 220

Mrd. EUR gegenüber [30]. Damit würden die Rücklagen aller Versorgungswerke

noch nicht einmal für die Rentenzahlungen eines einzigen Jahres ausreichen.

Überdies müsste die gesetzliche Rentenversicherung nach Übernahme der

Mitglieder aus den Versorgungswerken auch deren Renten bezahlen.

1.5 Mitgliedschaft

Voraussetzung für die Mitgliedschaft in einem Versorgungswerk ist die Aufnahme in

die dazugehörige Kammer. Dafür sind berufsspezifische Qualifikationen zu erfüllen.

Ärzte und Zahnärzte benötigen eine Approbation. Angestellt beschäftigte Freiberufler

müssen nach Anmeldung beim Versorgungswerk einen Befreiungsantrag bei der

Rentenversicherung Bund stellen.

Alle Versorgungswerke sehen mittlerweile die Möglichkeit der Nachversicherung für

Zeiten vor, in denen der Freiberufler als Soldat oder Beamter auf Zeit beschäftigt war,

ohne dass ihm ein Anspruch auf soldaten- oder beamtenrechtliche Versorgung

erwachsen ist. Dieser Antrag auf Nachversicherung ist fristgebunden [119].

Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk ist eine Pflichtmitgliedschaft. Bei Einführung

der Versorgungswerke hatten Kammermitglieder, die eine bestimmte Altersgrenze

überschritten hatten, das Wahlrecht, ob sie durch Nachzahlung eines bestimmten

Betrages Mitglied des Versorgungswerks werden wollten oder nicht. Alle jüngeren

Kammermitglieder wurden Pflichtmitglieder.

10 Vgl. www.abv.de, Stichwort: Daten und Fakten.
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Für Existenzgründer sehen viele Versorgungswerke Sonderregelungen vor. Zur

finanziellen Erleichterung des Weges in die Selbstständigkeit gibt es z.B. die

Möglichkeit, den halben Regelbeitrag zu zahlen. Andernorts wird der Beitrag

gestundet [25].

Es gilt das Lokalitätsprinzip [52]. Die Pflichtmitgliedschaft besteht dort, wo der Beruf

ausgeübt wird. Vorübergehende Beschäftigungszeiten bis zu 60 Monate können

„mitgenommen“ werden, um kleine Teilrenten zu vermeiden.
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2 Entstehungsgeschichte der zahnärztlichen Versorgungswerke von damals
bis heute unter besonderer Berücksichtigung des Versorgungswerks der
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein

Das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein ist erst im Jahr

1974 gegründet worden. Die Ausführungen im folgenden Kapitel beziehen sich daher

auch auf die Entstehungsgeschichte anderer zahnärztlicher Versorgungswerke.

2.1 Vor dem ersten Weltkrieg

Die Zeit des Liberalismus war dadurch geprägt, dass die Freien Berufe für ihre

Alterssicherung selbst verantwortlich waren [54]. Die von Bismarck geschaffene

Sozialversicherung war Folge der industriellen Revolution. Der Staat musste die

wichtigsten Risiken wie Krankheit, Alter und Tod absichern. Dies geschah durch ein

Gesetz zur Krankenversicherung von 1883, ein Gesetz zur Unfallversicherung von

1884 und ein Gesetz über die Invaliden- und Alterssicherung von 1889. Diese

Sozialversicherung richtete sich in erster Linie an Arbeitnehmer der Industrie [9; 125].

Allerdings war die damalige Rente als eine Art Grundsicherung konzipiert. Die

Rentner waren in erster Linie auf die Unterstützung ihrer Familien angewiesen.

Außerdem war die Rente statisch. Bei Inflation konnten die Rentner verarmen, wenn

die Preise stiegen [94].

Bis zum Ersten Weltkrieg stellte die Altersvorsorge für die Freiberufler in der Regel

kein Problem dar. Entweder kamen Freiberufler bereits aus gut situierten

bürgerlichen Verhältnissen und verfügten damit über ausreichende Mittel [11] oder

sie sicherten sich durch ein entsprechend hohes Einkommen ab. Geistige Arbeit

wurde im vorigen Jahrhundert sehr hoch bewertet. Zudem gab es wenige

Berufsträger und damit nur einen geringen Konkurrenzkampf [9]. Insgesamt

herrschte die Auffassung vor, dass Altersvorsorge bei Freiberuflern Privatsache sei

[9; 54; 55].

Dennoch gab es auch in dieser Zeit immer wieder Fälle, in denen Freiberufler oder

ihre Hinterbliebenen Unterstützung brauchten. In Not geratene Kollegen wurden von

verschiedenen Unterstützungseinrichtungen aufgefangen [98; 126].

Als älteste Unterstützungskasse für Ärzte wird in der Literatur allgemein die

„Stralsunder Witwenkasse für Ärzte und Apotheker in Neu-Vorpommern Rügen“ von

1828 genannt [43; 53; 54]. Zu nennen sind auch die Versorgungsanstalt für

hessische Ärzte, Anwälte und Lehrer aus dem Jahr 1827 sowie der Pensionsverein
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für Witwen und Waisen in Bayern von 1852. Diese gelten als Wegbereiter für die

heutigen berufsständischen Versorgungswerke [54].

Die „Allgemeine Deutsche zahnärztliche Witwenkasse“ wurde im Jahr 1888 von dem

Central-Verein Deutscher Zahnärzte gegründet. Allerdings konnten die Witwen der

Mitglieder maximal vier Anteile à 75 Mark als jährliche Rente erwerben. Aufgrund

dieser geringen Unterstützungsleistungen erfuhr die „Allgemeine Deutsche

zahnärztliche Witwenkasse“ nur einen recht geringen Zulauf [71].

Im Jahr 1899 entstand die „Unterstützungskasse Deutscher Zahnärzte“. Sie wurde

von dem Berliner Zahnarzt Lipschütz gegründet. Sie finanzierte sich durch die

freiwilligen Beiträge ihrer über 1000 Mitglieder und durch Spenden „edelmütiger

Kollegen“ [71].

Ende des 19. Jahrhunderts gab es ca. 90 Hilfskassen, die sich um Not leidende

Freiberufler und deren Hinterbliebene kümmerten. Leistungen dieser Kassen setzten

immer Bedürftigkeit voraus und erfolgten auf freiwilliger Basis. Bemerkenswert ist,

dass die Akzeptanz dieser Einrichtungen bei den Freiberuflern offenbar nicht

besonders hoch war. Beispielsweise gehörten nur 497 Ärzte von mehr als 25.700

Ärzten in Deutschland der 1881 gegründeten „Centralhilfskasse für die Ärzte

Deutschlands“ an [54].

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg

durch Fürsorge (statt Versorgung) geprägt war. Hilfsleistungen gab es als Ausnahme

für in finanzielle Not geratene Kollegen, nicht aber als regelmäßige Versorgung für

alle Berufsträger.

2.2 Die Entwicklung bis 1957

2.2.1 Gründung der Bayerischen Ärzteversorgung im Jahr 1923

Nach dem ersten Weltkrieg herrschte in Deutschland die galoppierende Inflation.

Ganze Berufsstände hatten ihr Vermögen verloren und standen nicht nur, aber auch

im Hinblick auf die Alterssicherung vor dem Nichts. Gerade die Freiberufler, die ihre

private Altersvorsorge vielfach in Gestalt von Lebensversicherungen abgeschlossen

hatten, waren damit konfrontiert, dass diese wertlos geworden waren [9; 79; 126].

In dieser Zeit der wirtschaftlichen Not gab es verschiedene Bestrebungen,

kriegsteilnehmende oder kriegsversehrte Zahnärzte zu unterstützen. Zu nennen sind

hier der „Hilfsverein Deutscher Zahnärzte für Kriegsteilnehmer“ von 1918 und die
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Unterstützungskasse der Zahnärztekammer von Preußen, die primär für Berufs-

anfänger gedacht war und Zuschüsse für Praxisneugründungen gewährte [71].

Außerdem gab es noch die „Versicherungskasse für die Ärzte Deutschlands A.G.

Berlin W. 35, Lützowstr. 55“. Kollegen, die sich daran beteiligten, konnten Leistungen

wie Invaliden-, Alters- und Witwengeldversicherung in Anspruch nehmen [71]. Die

Höhe der gewährten Leistungen war aber gering.

1921 wurde in den Zahnärztlichen Mitteilungen ein Artikel veröffentlicht, in dem eine

zahnärztliche Alterssicherung auf genossenschaftlicher Grundlage vorgeschlagen

wurde [83]. Die Mitgliedschaft sollte auf freiwilliger Basis erfolgen. Aus eben diesem

Grund scheiterte dieser Vorschlag. Es war nicht möglich, auf der Basis einer

freiwilligen Mitgliedschaft genug Vermögen aufzubringen, um die Alterssicherung

aller Mitglieder sicherzustellen [83].

Schließlich gelang jedoch der Durchbruch: 1923 wurde die Bayerische Ärztever-

sorgung als erste öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtung mit Pflichtmitglied-

schaft gegründet. Schon seit dem Jahr 1921 hatte es in Bayern Bemühungen in

diese Richtung gegeben. Hervorzuheben sind die „Gründungsväter“: Dr. Alfons

Stauder, damaliger Präsident der Bayerischen Landesärztekammer, und Dr.

Ferdinand von Englert, damaliger Präsident der Bayerischen Versicherungskammer

[54; 126]. Beide hatten erkannt, dass nur eine auf einer Pflichtmitgliedschaft

beruhende Konstruktion eine effektive Altersversorgung gewährleisten würde. Die

Versorgung sollte neben den Ärzten auch die Tierärzte und die Zahnärzte

einbeziehen. Beschlossen wurde die Einrichtung der Bayerischen Ärzteversorgung

im Rahmen des Dritten Bayerischen Ärztetages von 1921 [54]. Das Versorgungswerk

wurde organisatorisch nicht an die Bayerische Ärztekammer, sondern an die

Bayerische Versicherungskammer gekoppelt. Ein Umstand, der sich insbesondere

während der Zeit des Nationalsozialismus als glückhaft erweisen sollte11.

Da die Bayerische Ärzteversorgung das erste Versorgungswerk in der Geschichte

Deutschlands war, sollen hier die damaligen Leitsätze der Versorgung etwas

ausführlicher dargestellt werden.

Es sollte eine Versorgungsanstalt entstehen, die den Ärzten ein Ruhegeld und

Hinterbliebenen ein Witwen- und Waisengeld zahlte. Die Leistungsfähigkeit der

Anstalt sollte dadurch gewährleistet werden, dass sie als öffentlich-rechtliche Körper-

11 Vgl. dazu das nachfolgende Kap. 2.2.2
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schaft mit Beitritts- und Umlagezwang gegründet wurde. Die Grundleistung musste

das Existenzminimum abdecken. Die Beiträge sollten sich nach dem Berufsein-

kommen richten und mindestens 7 % des Berufseinkommens betragen. Man sollte

den Beitrag freiwillig aufstocken können [54]. Stauders Überlegungen kann man

seinem Aufsatz „Stand der bayerischen Ärzte-Versorgung“ [134] entnehmen. Es wird

deutlich, dass es ihm nicht nur um die angemessene Versorgung von Ärzten im Alter

ging, sondern darüber hinaus auch und gerade um die Erhaltung eines

funktionsfähigen Berufsstandes. Dies wäre nicht gegeben, wenn ältere Kollegen

immer weiter arbeiten müssten, um im Alter ihr Auskommen zu haben. Junge

Kollegen könnten nicht nachrücken [134].

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gründung der Bayerischen Ärztever-

sorgung ein Meilenstein in der Entwicklungsgeschichte der Versorgungswerke war.

Rückblickend betrachtet kann man sagen, dass dieser Schritt maßgeblich dazu

beigetragen hat, dass sich diese Form der Altersversorgung bei den Freiberuflern

durchgesetzt hat [54]. Außerdem ist festzustellen, dass die o.g. Leitgedanken bis

heute nichts an Aktualität verloren haben und sich in ihrem Kerngehalt in allen

Satzungen der Versorgungswerke wiederfinden.

2.2.2 Entwicklungen zur Zeit des Nationalsozialismus

Der in Bayern eingeschlagene Weg wurde nach der Machtergreifung der

Nationalsozialisten 1933 nicht weiter verfolgt. Der föderalistische Gedanke passte

nicht zum „Führerprinzip.“ Im Wege der „Gleichschaltung“ sollte das Vereinswesen

beendet und die Berufsstände unter eine einheitliche Führung gestellt werden [54].

Die soziale Standeswohlfahrt der Ärzte und Zahnärzte sollte durch eine „Zusammen-

fassung und Umformung“ der bestehenden Versorgungseinrichtungen erreicht

werden [35]. Ziel dieser Bestrebungen war, „eine unklare zersplitterte, oft von

eigennützigen und kleinlichen, aber auch persönlichen Bedingungen beeinflusste

Fürsorgearbeit einer sauberen, übersichtlichen Verwaltung zu übertragen, die eine

gerechte und wirksame Verwendung der Mittel verbürgt“ [35]. Die Errichtung weiterer

berufsständischer Versorgungswerke war verboten [41].

1933 wurde die Kassenzahnärztliche Vereinigung Deutschland (KZVD) gegründet

[91]. Diese war ermächtigt, durch Einbehaltung von Honoraranteilen eine Fürsorge-

einrichtung zu schaffen [54; 87]. 1937 wurde von der KZVD die „Sozialkasse“

gegründet, die alten Kassenzahnärzten, deren Hinterbliebenen, Erwerbsunfähigen
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sowie vorübergehend Arbeitsunfähigen vorübergehende Unterstützungsleistungen

gewährte [41; 87]. Diese Unterstützungskasse fasste die bisher bestehenden

Hilfskassen der Zahnärzte zusammen [41].

Die Bayerische Ärzteversorgung wurde hingegen nicht in die Sozialkasse überführt.

Alle Ärztekammern waren der Reichsärztekammer unterstellt worden. Da die

Bayerische Ärzteversorgung nicht bei der Ärztekammer, sondern bei der Versiche-

rungskammer aufgehängt war, konnte sie nicht ohne weiteres gleichgeschaltet

werden. Wäre das Versorgungswerk bei der Ärztekammer angesiedelt gewesen, so

hätte es durch die Gleichschaltung seine Selbstständigkeit verloren und wäre

untergegangen [54]. So aber überstand es die Zeit des Dritten Reichs.

2.2.3 Nach dem 2. Weltkrieg

Nach dem 2. Weltkrieg war die Zeit erneut durch große wirtschaftliche Not geprägt.

Millionen Vertriebene, Flüchtlinge und Hinterbliebene mussten versorgt werden [45].

1946 wurde in Heidelberg die „Flüchtlingsnothilfe der deutschen Zahnärzte“ errichtet,

um die größte Not zu lindern [72]. Dieses Unterstützungswerk wurde 1952 erweitert

und hieß fortan „Soziales Hilfswerk der Deutschen Zahnärzte e.V.“. Es bestand bis

1958 und sorgte dafür, dass notleidende Zahnärzte bzw. deren Witwen und Waisen

finanziell unterstützt wurden. Das Vermögen für diese Hilfsleistungen setzte sich

großenteils aus Sammlungen, Stiftungen, Spenden und Zuwendungen aus

Testamenten zusammen [68].

Vor allem aber wurde nach der neuerlichen Erfahrung des vielfach totalen

Vermögensverlusts die Forderung nach einer effektiven berufsständischen

Altersversorgung immer lauter. Hier besann man sich auf die Bayerische

Ärzteversorgung, die den zweiten Weltkrieg überstanden hatte. Nach der

Währungsreform zahlte sie weiterhin 85 % des RM-Betrages [48]. Eine Umstellung

vom 10:1 lehnte sie als mit dem Zweck der Lebenssicherung unvereinbar ab.

Schließlich wurden 1950 sogar die RM- und DM-Beträge völlig gleichgestellt [41; 86;

126].

Dies war für die regionalen Ärztekammern, die nach dem Untergang des

nationalsozialistischen Regimes wieder auflebten und die Aufgaben der

handlungsunfähig gewordenen KZVD übernahmen, Anlass, die Bemühungen aus
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den zwanziger Jahren wieder aufzunehmen und sich um die Errichtung eigener

Versorgungswerke zu kümmern [41, 90].

In Schleswig-Holstein gründete die Delegiertenversammlung der Kassenzahn-

ärztlichen Vereinigung mit Wirkung zum 1.10.1947 die „Witwen-, Waisen und

Invalidenbetreuung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein“

(WWIB). Diese Einrichtung beruhte auf der Ermächtigung der KZVD von 1933. Die

KVZ Schleswig-Holstein setzte damit die Tätigkeit der früheren Sozialkasse der

KVZD fort [87; 90]. Auch die WWIB war eine Fürsorgeeinrichtung und keine

Versorgungsanstalt.

2.2.4 Die Zeit bis zur Adenauerschen Rentenreform 1957

Die 50-er Jahre waren maßgeblich durch den Wiederaufbau geprägt. Im Hinblick auf

die berufsständische Altersvorsorge war die Adenauersche Rentenreform von 1957

das prägende Ereignis dieser Zeit.

Schon vor dieser großen Sozialreform, nämlich ab 1951, setzte die erste

Gründungswelle zahnärztlicher Versorgungswerke ein [9; 60]. 1952 begann die

Pflichtteilnahme im Versorgungswerk der Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte für den

Landesteil Württemberg-Hohenzollern [86].Sie wurde 1962 auf den restlichen

Landesteil Baden-Württemberg ausgeweitet.

In Schleswig-Holstein forderte die Delegiertenversammlung der „Landeszahnärzte-

kammer Schleswig-Holstein“ 1952 die damalige Landesregierung auf, ein Gesetz zu

erlassen, dass die Gründung eines Versorgungswerks für alle Heilberufe nach dem

Vorbild des Württembergischen Versorgungswerks vorsah [12]. Ein entsprechender

Entwurf wurde 1953 in Umlauf gebracht. Alle Zahnärzte in Schleswig-Holstein waren

zu einer Stellungnahme aufgefordert [12].

1953 wurde das „Gesetz über die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein“ erlassen.

Es war das erste Kammergesetz des Bundeslandes [12]. Nach dessen § 3 durften

Versorgungseinrichtungen geschaffen werden, diese durften aber keine Pflicht-

mitgliedschaft vorsehen [86]. Möglich war also nur eine freiwillige Mitgliedschaft.

Während 1954 die entsprechenden Kammergesetze die Errichtung von zahnärzt-

lichen Versorgungswerken in Nordrhein, Westfalen/Lippe und Hessen ermöglichten,

wurden in Schleswig-Holstein die Bemühungen erst einmal eingestellt, nachdem man

festgestellt hatte, dass auf freiwilliger Basis eine Altersversorgung nicht funktionieren
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würde. Es stellte sich heraus, dass sich ohne Pflichtmitgliedschaft keine Versiche-

rungsgesellschaft fand, die bereit gewesen wäre, Gruppenversicherungsverträge

abzuschließen [86]. Die Kammerversammlung am 11.6.1955 forderte, eine

Zwangsmitgliedschaft nach dem Beispiel Baden-Württembergs für alle einzuführen

[12]. § 3 des damaligen Kammergesetzes müsste dafür novelliert werden. Bis dies

geschehen sei, wurde das Thema Altersversorgung zurückgestellt [86].

Die zweite Gründungswelle der zahnärztlichen Versorgungswerke erfolgte im

Fahrwasser der Adenauerschen Rentenreform von 1957. Adenauer hatte erkannt,

dass die Rentner aufgrund der statischen Renten kaum Anteil am Wirtschafts-

aufschwung hatten. Er machte das Thema zum zentralen Wahlkampfthema [1; 45].

Im Januar 1957 wurden die Gesetze zur Neuregelung der Rentenversicherung der

Arbeiter und Angestellten verabschiedet. Das bisher geltende Kapitaldeckungsver-

fahren wurde durch das Umlageverfahren abgelöst. Außerdem wurde die dynami-

sche Anpassung der Rentenhöhe an die Bruttolohnentwicklung eingeführt [45; 88].

Den Freiberuflern und Selbstständigen war der Weg in die gesetzliche Renten-

versicherung versperrt. Das Recht der freiwilligen Selbstversicherung für diese

Berufsgruppen wurde ersatzlos gestrichen [88]. Es wurde auch eine Versicherungs-

pflichtgrenze für Angestellte eingeführt. Wer ein monatliches Einkommen von DM

1.250 überschritt, konnte nicht weiter in der gesetzlichen Rentenversicherung

versichert bleiben, es sei denn, dass er bereits 60 Monate Mitglied gewesen war und

Beiträge gezahlt hatte. Aufgrund dieser Versicherungspflichtgrenze hätten zahlreiche

angestellte Freiberufler, die über der Pflichtversicherungsgrenze verdienten, aber die

Wartezeit von 60 Monaten noch nicht erfüllt hatten, vor dem versorgungstechnischen

Aus gestanden. Dies war der Moment, in dem diesen Angestellten durch die

Einführung des Befreiungsrechts der Weg in die Versorgungswerke eröffnet wurde.

Diese Lösung wurde allgemein „Hilfe zur Selbsthilfe“ genannt [48; 88].

Als geradezu logische Folge wurden weitere zahnärztliche Versorgungswerke

gegründet. In dieser zweiten Gründungswelle wurde 1957 das Versorgungswerk der

Ärzte, Zahnärzte, Dentisten und Medizinal-Assistenten des Saarlandes gegründet.

Außerdem traten die Satzungen für die Versorgungswerke in Nordrhein, Westfalen/

Lippe und Hessen in Kraft. Seit 1961 gibt es die Satzung des Altersversorgungs-

werks Niedersachsens. Die Satzung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer

Hamburgs trat 1964 in Kraft. 1965 nahm das Versorgungswerk der Zahnärzte-
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kammer Berlin seine Tätigkeit auf, dem sich 1966 die Zahnärztekammer Bremen

anschloss [86].

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Freien Berufe bei der Rentenreform von

1957 aus der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeschlossen wurden, da man

diese als nicht zum Wesen der Arbeiter- und Angestelltenabsicherung passend

ansah. Die Einführung des Befreiungsrechts ermöglichte die „Hilfe zur Selbsthilfe“.

2.2.5 Die Vorschriften über die erweiterte Honorarverteilung als
Berufsunfähigen-, Alters-, und Hinterbliebenenfürsorge der KZV in Schleswig-
Holstein(AIHV)

In Schleswig-Holstein gab es zu dieser Zeit trotz intensiver Bemühungen der

Kammerversammlung noch kein zahnärztliches Versorgungswerk [12]. Hier wurde

zunächst ein interessanter Sonderweg eingeschlagen, den es ansonsten nur in Form

der EHV für die Ärzte in Hessen gibt12.

Die 1947 errichtete WWIB wurde 1957 durch die AIHV abgelöst. Zwar enthielt das

1955 in Kraft getretene Gesetz über das Kassenarztrecht (GKAR) keine

Ermächtigung der KZV, für Unterstützungseinrichtungen Honoraranteile einzube-

halten. Art. 4 § 1 Abs. 2 GKAR sah aber vor, dass landesrechtliche Regelungen über

die Altersversorgung der Kassenärzte unberührt blieben [90]. Neue Versorgungs-

einrichtungen durften also auf Grundlage des GKAR nicht errichtet werden, wohl

aber vor Inkrafttreten des GKAR bestehende fortgeführt werden [90]. Die AIHV ist

1968 als zulässige Weiterführung der WWIB vom Bundessozialgericht anerkannt

worden [18]. Die Vorschriften über die AIHV sind dieser Arbeit als Anlage 1 beigefügt.

Die AIHV ist ein Unikat, das es für Zahnärzte so nur in Schleswig-Holstein gibt. Die

AIHV ist keine Versorgungseinrichtung; insbesondere richten sich die Leistungen

nicht nach zuvor eingezahlten Beiträgen. Stattdessen gibt es ein Punktesystem.

Unabhängig von der Teilnahmezeit als Leistungsträger werden Leistungen in

absoluten Punktzahlen gewährt, wenn eine 80 %ige Berufsunfähigkeit gegeben ist

oder ein Kollege aus Altersgründen auf seine Zulassung als Kassenzahnarzt

verzichtet. Die Mittel werden vom Honorar der Kassenzahnärzte einbehalten und an

die Leistungsempfänger verteilt. Der Punktwert beträgt nach § 5 AIHV seit 2002

jährlich EUR 1.044. Der Vertragszahnarzt selbst erhält 6 Punkte bei Erreichen der

12 Vgl. Grundsätze EHV.



2 Entstehungsgeschichte der zahnärztlichen Versorgungswerke

21

Altersgrenze oder bei Eintritt der Berufsunfähigkeit. Das Witwen/Witwergeld beträgt 4

Punkte. Das Waisengeld beträgt 1 Punkt für jedes Kind, wenn Witwengeld gezahlt

wird und 2 Punkte, wenn dies nicht der Fall ist.

Diese Gestaltung hat steuerliche Vorteile [87]. Beim Leistungsträger mindert der

abgeführte Honorarteil das zu versteuernde Einkommen [76]. Der Leistungs-

empfänger muss die Zuwendung naturgemäß versteuern, dies aber zu dem im

Regelfall im Rentenalter günstigeren Steuersatz.

Hervorzuheben ist, dass die Ansprüche untergehen, wenn ein Zahnarzt seine

Zulassung vor Erreichen der Altersgrenze oder Eintritt der Berufsunfähigkeit

zurückgibt. Das kann dazu führen, dass Kollegen, die zwanzig oder dreißig Jahren

an der Honorarverteilung beteiligt waren und die Zulassung aus persönlichen

Gründen vorzeitig zurückgeben, keinen Anspruch erwerben. Die KZV Schleswig-

Holstein begründet dies damit, dass die AIHV die Fortführung der Sozialkasse bzw.

des WWIB sei, die ebenso ausgestaltet waren, dass kein Rechtsanspruch auf

Leistung erworben wurde. Bei Sozialkasse und WWIB handelte es sich um

Fürsorgeeinrichtungen. Würde man den Rechtscharakter ändern, könne man nicht

den Bestandsschutz aus dem GKAR in Anspruch nehmen [87].

Mit einer Entscheidung des Bundessozialgerichts wurde die strenge Auslegung der

KZV etwas abgemildert [17]. Das Bundessozialgericht stellte fest, dass nicht erst

Vollrechte (die Teilnahme an der AIHV als Leistungsempfänger) den Eigentums-

schutz des Grundgesetzes genießen, sondern auch unverfallbare Anwartschaften.

Das Bundessozialgericht stellte es in das Ermessen der KZV zu bestimmen, wann

eine Anwartschaft unverfallbar ist. Im Wege der Einzelfallentscheidung können

hierbei alle Umstände wie z.B. Dauer der Teilnahme und Grund der Zulassungs-

rückgabe berücksichtigt werden [87].

Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle auch noch der „Verein Kranzspende für

Schleswig-Holsteinische Zahnärzte“ genannt. Dieser Verein ist eine Selbsthilfe-

einrichtung der schleswig-holsteinischen Zahnärzte und besteht seit 1987. Es

handelt sich nicht um eine Altersversorgungseinrichtung. Der Verein hat das Ziel, im

Sterbefall schnelle finanzielle Hilfe zu geben. Im Umlageverfahren wird bei jedem

Sterbefall Geld von den Mitgliedern eingesammelt, zurzeit EUR 7,70 pro Mitglied. Die

Auszahlung im Todesfall beläuft sich derzeit auf ca. EUR 5.500.
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2.3 Bis zur Gründung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer
Schleswig-Holstein im Jahr 1974

2.3.1. … in Schleswig-Holstein

Neben diesem schleswig-holsteinischen Sonderweg der AIHV gab es aber weiterhin

große Bemühungen zur Gründung eines zahnärztlichen Versorgungswerks.

1959 wurde § 3 des Kammergesetzes geändert. Nunmehr war der Zahnärztekammer

die Gründung einer Versorgungseinrichtung mit Zwangsmitgliedschaft erlaubt [12].

Von 1960 bis 1964 traten mehrere Kammerversammlungen zusammen, die sich

diesem Thema widmeten. Als große Schwierigkeit erwies sich die fragliche

Vereinbarkeit von AIHV und dem geplanten Versorgungswerk. Zunächst war die

Einbeziehung der AIHV in das Versorgungswerk vorgesehen. Da die AIHV auf dem

Umlageverfahren beruhte und das Versorgungswerk nach dem Vorbild der bereits

bestehenden zahnärztlichen Versorgungswerke auf dem Kapitaldeckungsverfahren

basieren sollte, schien eine Lösung schwierig bis unmöglich [86].

Bis 1968 war kein nennenswerter Fortschritt zu verzeichnen. Dann wurden bis 1970

Überlegungen angestellt, es den Bremer Kollegen gleichzutun und sich dem

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Berlin anzuschließen. Die Zahnärzte-

kammer Schleswig-Holstein bemühte sich um einen solchen Anschluss. Die

Delegiertenversammlung stimmte dieser Idee zu. Allerdings gab es auch in diesem

Zusammenhang unüberbrückbare Schwierigkeiten, die AIHV zu integrieren [12; 86].

Schließlich gründete sich die „Interessengemeinschaft Altersversorgung“, die für eine

Parallelität von AIHV und Versorgungswerk eintrat. Angeführt wurde diese

Interessengemeinschaft von den Kieler Kollegen Dr. Horst Cochanski, Dr. Dietrich

Dreger und Dr. Dieter Schneider [12]. Am 10.11.1971 fand eine Vollversammlung im

Kieler Audimax statt, an der fast eintausend Zahnärzte teilnahmen. Nach heftigen

und wortgewaltigen Debatten setzte sich die „Interessengemeinschaft Altersver-

sorgung“ durch. Die AIHV sollte neben dem zu gründenden Versorgungswerk

weiterbestehen [12].

Nach weiteren drei Jahren der Planung und Vorbereitung wurde am 1.6.1974 die

Satzung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein von der

Kammerversammlung verabschiedet. Die Ursatzung des Versorgungswerks ist

maßgeblich von Dr. Dietrich Dreger und Dr. Ekkehard Oehme ausgearbeitet worden

[12]. Auf die Einzelheiten der Satzung wird in Kapitel 3 ausführlich eingegangen.
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Damit hatte Schleswig-Holstein als letztes Bundesland (vor der Wende) auch ein

zahnärztliches Versorgungswerk. Gut zwanzig Jahre hatte es von den ersten

Bemühungen in den 50er Jahren bis zur Gründung gedauert.

2.3.2 … auf Bundesebene

1958 hatten die Zahnärzte einen Vorstoß unternommen, eine bundesgesetzliche

Regelung zur obligatorischen Alterssicherung zu finden. Die Initiative ging vom

Bundesverband der Deutschen Zahnärzte aus. Den bereits auf Landesebene

bestehenden Versorgungseinrichtungen sollte es freigestellt werden, sich der

Bundeseinrichtung anzuschließen [41]. In den Kammern, die bereits Versorgungs-

werke hatten, herrschte große Skepsis, ob ihre Versorgungswerke das überstehen

würden. Insbesondere wurde befürchtet, dass man die Versorgungswerke wegen der

bereits gebildeten Vermögensrücklagen  in die Bundeseinrichtung überführen wolle

[41; 99]. Schlussendlich sprachen sich mehrere Kammerpräsidenten gegen eine

bundeseinheitliche Regelung aus. Damit waren die Bemühungen um eine

einheitliche Lösung auf Bundesebene gescheitert.

Bis zur Rentenreform 1972 tat sich nicht viel. Es gab vielerlei Diskussionen um den

richtigen Weg der Altersvorsorge bei den Freiberuflern [54]. Im Zuge der Rentenre-

form 1972 wurde die gesetzliche Rentenversicherung für Freiberufler und Selbststän-

dige wieder geöffnet [98]. Hier fand also eine Kehrtwende zur Rentenreform 1957

statt [51]. Interessanterweise führte das zu der dritten und letzten Gründungswelle

(zahn-)ärztlicher Versorgungswerke vor der Wende [9]. Als Beispiele sind das

Versorgungswerk der Ärztekammer Hamburg und das Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zu nennen [86].

Hervorzuheben ist, dass im Zuge der Rentenreform die Rechtsgrundlagen der

Versorgungswerke und das Befreiungsrecht für angestellte Freiberufler vom

Gesetzgeber bestätigt worden ist [54]. Hinzu kam die Möglichkeit der Nachver-

sicherung. Wenn ein Freiberufler in einem beamten- oder soldatenrechtlichen

Verhältnis gestanden hat, konnten diese Zeiten in den Versorgungswerken

nachversichert werden. Dies betraf z.B. Rechtsreferendare [54].
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2.4 Die Entwicklung der zahnärztlichen Versorgungswerke bis heute

Nachfolgend soll der historische Bogen bis in die heutige Zeit fortgespannt werden.

Da dies den historischen Hintergrund für den späteren genaueren Blick auf das

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein bilden soll, werden die

Ausführungen an dieser Stelle nur skizzenhaft erfolgen. Die Entwicklung des

Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein seit 1974 wird in

Kapitel 3 ausführlich gewürdigt.

In den achtziger Jahren standen die Versorgungswerke erneut auf dem Prüfstein.

Unter Helmut Schmidt wurde eine „Sachverständigen-Kommission Alterssicherungs-

systeme“ gebildet. Diese hatte zur Aufgabe, alle staatlich finanzierten und

geförderten Alterssicherungssysteme zu vergleichen [54]. Die Kommission bestätigte

das bestehende föderale System der Versorgungswerke und forderte, dass sie auch

weiterhin ohne staatliche Zuschüsse auskommen sollten [79].

2.4.1 Die Wiedervereinigung

Nach der Wiedervereinigung 1990 stand zur Debatte, wie die Altersversorgung der

Freiberufler in den neuen Bundesländern geregelt werden sollte. Die ABV plädierte

für die Gründung von Versorgungswerken nach westdeutschem Vorbild. Der

Einigungsvertrag gab die rechtliche Grundlage zur Errichtung von berufsständischen

Versorgungswerken in den neuen Bundesländern. Das Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Sachsen-Anhalt trat 1991 in Kraft, die Versorgungswerke in

Sachsen, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern nahmen 1992 ihre Tätigkeit auf

[54].

2.4.2 Die „Friedensgrenze“

In der Zwischenzeit wurde immer deutlicher, dass die demografische Entwicklung für

die gesetzliche Rentenversicherung Anlass zur Besorgnis gab. Geburtenrückgang

und höhere Lebenserwartung führten dazu, dass immer weniger Leistungsträger die

Renten von immer mehr Rentnern tragen müssen.

Aus dieser Zeit stammt der berühmte Satz des damaligen Arbeitsministers Norbert

Blüm: „Die Renten sind sicher“13. Das glaubten offenbar nicht alle. So waren

13 Werbekampagne der CDU aus dem Jahre 1986, bei der Norbert Blüm mit Pinsel und
Kleber vor Wahlplakaten auf einer Litfaßsäule posierte.
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insbesondere die Freiberufler froh über ihre Versorgungswerke. Immer mehr

gutverdienende Angestellte setzten sich für die Gründung neuer Versorgungswerke

ein. In Bayern wurde ein Gesetz verabschiedet, das auch den nicht verkammerten

Bauingenieuren ermöglichte, sich von der gesetzlichen Rentenversicherung

zugunsten eines Versorgungswerks befreien zu lassen. Blüm befürchtete, dass eine

neue Gründungswelle von Versorgungswerken bevorstünde und der gesetzlichen

Rentenversicherung die Besserverdiener entzöge.

Die ABV nahm den Standpunkt ein, dass Versorgungswerke nur den klassisch

verkammerten Freien Berufen zur Verfügung stehen sollten. Nur Pflichtmitglieder der

Kammer sollten das Befreiungsrecht haben14 [8].

Am 15.12.1995 wurde die sog. Friedensgrenze vereinbart, die den Rechtszustand

des Jahres 1995 einfror [14; 79]. Ab 1995 konnten nur noch Versorgungswerke der

klassischen verkammerten Freien Berufe errichtet werden [15]. Verkammerte Freie

Berufe, die noch kein Versorgungswerk gegründet hatten, behielten aber die

Möglichkeit, dies noch zu tun15. Damit wurden die traditionellen Versorgungswerke

gesichert und zugleich ein Ausbluten der gesetzlichen Rentenversicherung verhindert

[60].

2.4.3 Die Herausforderungen der heutigen Zeit

Hier sind im Wesentlichen zwei Punkte zu nennen, die im Rahmen des nach-

folgenden Kapitels vertieft werden.

Zum einen wurden die Versorgungswerke durch die Finanzmarkt- und Weltwirt-

schaftskrise vor die größte Herausforderung seit den 20er Jahren gestellt. Was mit

dem Zusammenbruch der Lehman-Bank und den isländischen Banken 2008/2009

begann, setzt sich mit der anhaltenden Staatsschuldenkrise bis heute fort [47]. Die

Auswirkungen dieser Krise stellen auch die berufsständischen Versorgungswerke vor

einen Härtetest [47].

Die berufsständischen Versorgungswerke sind kapitalgedeckt finanziert. Vielfach

haben die Versorgungswerke einen signifikanten Kapitalanteil in Aktien angelegt. Vor

der Finanzkrise soll dieser Anteil ca. 17 % betragen haben [95], danach nur noch ca.

14Stichwort: „Dresdner Erklärung“
15 So geschehen z.B. bei der Rechtsanwaltskammer Hamburg mit Errichtung des
Versorgungswerks im Jahre 2000.



2 Entstehungsgeschichte der zahnärztlichen Versorgungswerke

26

10 % [21]. Dennoch haben die berufsständischen Versorgungswerke die Krise nach

eigenen Angaben gut überstanden [36; 66]. Auch die Bundesregierung sieht dies so

[15]. Allerdings haben viele Versorgungswerke im Zuge der derzeit herrschenden

Niedrigzinspolitik ihren Rechnungszins nach unten korrigiert [60]. Es gibt auch

kritische Stimmen, die vor deutlich reduzierten Renten für Freiberufler warnen [85;

168].

Zum anderen kämpfen auch die Versorgungswerke mit einer gewissen Überalterung.

Es hat sich herausgestellt, dass Freiberufler besonders langlebig sind [60]. Dadurch

ergibt sich auch bei den Versorgungswerken, die aufgrund des offenen

Deckungsplanverfahrens an sich demografiefest sind, die Problematik, dass die

Renten immer länger gezahlt werden müssen. Der zusätzliche Finanzbedarf soll aus

der Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre gedeckt werden [168].
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3 Das zahnärztliche Versorgungswerk Schleswig-Holstein: Entwicklung von
Satzung, Organen, Mitgliederbestand, Beiträgen und Renten

Nachfolgend soll die Entwicklung des zahnärztlichen Versorgungswerks Schleswig-

Holstein im Einzelnen dargestellt werden. Dabei wird hauptsächlich auf die Satzung,

die Organe und die wichtigsten Kennzahlen wie Mitglieder, Versorgungsempfänger,

Beiträge und Vermögenserträge eingegangen. Die Entwicklung von Mitglieder-

bestand, Anzahl der Versorgungsempfänger, Höhe der Beiträge und der Erträge ist

überwiegend ab 1974 und zum Teil erst ab 1990 erfasst. Die Zahlen, Fakten und

Daten zu den Jahren 1974 bis 1989 stammen aus der Präsentation zum 25-jährigen

Bestehen des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein [89]. Die

Zahlen, Fakten und Daten zu den Jahren 1990 bis 2012 stammen aus den

Geschäftsberichten der Jahre 1997-2012, die dem Verfasser aus dem Archiv des

Versorgungswerks zur Verfügung gestellt worden waren [144; 145; 146; 147; 148;

149; 150; 151; 152; 153; 154; 155; 156; 157; 158; 159]. Die Zahlen aus dem

Geschäftsbericht 1997 reichen bis in das Jahr 1990 zurück.

Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung der Satzung über die letzten Dekaden

nachgezeichnet, vgl. Kapitel 3.1.2 bis 3.1.9. Außerdem werden die wichtigsten

rentenpolitischen Aspekte der jeweiligen Dekade vorangestellt, um die Satzungs-

änderungen in den historischen Kontext zu setzen.

3.1 Die Entwicklung der Satzung von 1974 bis heute

Die erste Satzung des zahnärztlichen Versorgungswerks trat zum 1. Juni 1974 in

Kraft. Da diese Ursatzung die Basis für alle nachfolgenden Satzungen ist, sei sie

zunächst im Detail vorgestellt. Sodann werden die maßgeblichen Änderungen der

Satzung sukzessive dargestellt. Lediglich redaktionelle Änderungen bzw. Korrekturen

von Schreibfehlern / offensichtlichen Unrichtigkeiten werden nicht erwähnt.

3.1.1 Die wichtigsten rentenpolitischen Aspekte der 70er Jahre

An dieser Stelle sei noch einmal kurz an die Entwicklung der Rentenpolitik und der

Rentenversicherung nach der Adenauerschen Rentenreform von 1957 bis zur

Rentenreform 1972 erinnert. Nach der Adenauerschen Rentenreform ging es in der

Rentenpolitik zunächst hauptsächlich um die jährlichen Anpassungssätze der Rente

[133]. Schon in den 60er Jahren gab es Stimmen, die auf eine Beitragssteigerung zur

Deckung der Ausgaben für den zukünftig steigenden Rentneranteils in der
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Bevölkerung drängten. Die Regierung wollte das nicht hören. Aus dieser Zeit stammt

Adenauers berühmter Ausspruch: „Kinder kriegen die Leute immer“ [164]. So erklärte

Bundeskanzler Erhardt in seiner Regierungserklärung 1963 dann auch nur sehr

vage, dass man den veränderten Altersaufbau in der Bevölkerung, die höhere

Lebenserwartung und den späteren Eintritt ins Erwerbsleben vorausschauend

berücksichtigen müsse. Zu einer Anhebung der Beiträge führte das nicht; auch das

Eintrittsalter der Rente wurde nicht angehoben. Stattdessen wurde der Kreis der

versicherungspflichtigen Personen erweitert [94]. 1967 sank das reale Brutto-

inlandsprodukt erstmals um 0,1 %. Daher wurde 1968 ein Krankenversicherungs-

beitrag von 2 % für Rentner eingeführt. So sollte die Rentenversicherung entlastet

werden. Dennoch wurden die Renten für 1968 mit 8,1 % angepasst [94]. Mit dem 3.

Rentenversicherungsänderungsgesetz wurde 1969 das Abschnittsdeckungs-

verfahren durch das reine Umlageverfahren ersetzt. Dann setzte der wirtschaftliche

Aufschwung der 70er Jahre voll ein. Ab 1970 entfiel der Krankenversicherungs-

beitrag für Rentner wieder und die bis dahin gezahlten Beiträge wurden erstattet [54].

1972 fand eine weitere große Rentenreform statt, im Zuge derer eine flexible

Altersgrenze ab dem 63. Lebensjahr ohne Abschläge eingeführt wurde. Die

gesetzliche Rentenversicherung wurde für Selbstständige geöffnet, so dass sich

diese nachversichern konnten [133]. Das Recht zur Nachversicherung galt auch für

die Versorgungswerke; so konnten z.B. im Beamtenverhältnis entstandene

Versorgungsansprüche in das Versorgungswerk eingebracht werden, wenn das

Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf geendet hatte [54].

Mitte der 70er Jahre gab es den nächsten wirtschaftlichen Einbruch. Die Beschäf-

tigung ging zurück. Die Arbeitslosenzahl stieg von 149.000 im Jahr 1970 auf ca. 1

Million 1974/75 an. Die Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze durch Arbeits-

lose führte zu großen Mehrausgaben der Rentenversicherung. Die Regierung hoffte

wie 1967/68 auf eine schnelle Erholung der wirtschaftlichen Lage und sah von

grundlegenden Reformen des Rentensystems ab. 1975 wurde eine Rentenan-

passung von 11,5 % beschlossen [133]. 1977 lag das Nettorentenniveau eines

Durchschnittsverdieners nach 45 Versicherungsjahren bei rekordverdächtigen

73,8 % [133]. Im Jahr 1979 erholte sich die Wirtschaft und damit war von einer Krise

des Rentensystems zunächst nicht mehr die Rede.

1979 wurde das Gesetz über die Einführung eines Mutterschaftsurlaubs erlassen. Im

Zuge dessen wurde auch § 7 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes
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geändert. Die Befreiungsmöglichkeit für Freiberufler war nun davon abhängig, dass

die Beiträge und Leistungen der Versorgungswerke mit denen der Renten-

versicherung vergleichbar sein mussten. Damit sind die Versorgungswerke seit 1979

verpflichtet, die Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung als Leitbild zu

übernehmen [54].

3.1.2 Die Ursatzung des zahnärztlichen Versorgungswerks Schleswig-
Holstein vom 1. Juni 1974

Vor diesem in Kapitel 3.1.1 skizzierten rentenpolitischen Hintergrund soll nun die

Ursatzung des zahnärztlichen Versorgungswerks Schleswig-Holstein im Einzelnen

dargestellt werden16. Die Ursatzung trat nach der Rentenreform von 1972 im Zuge

der dritten und letzten Gründungswelle vor der Wiedervereinigung in Kraft. Die

Ausarbeitung der Ursatzung hatte gut drei Jahre gedauert. Am 30. März 1974 wurde

die Satzung von der Kammerversammlung verabschiedet. Besonders verdient um

die Gestaltung der Satzung hatten sich die Kollegen Dr. Dietrich Dreger und

Ekkehard Oehme gemacht [12]. Dreger war zudem Gründungsmitglied des

Aufsichtsausschusses und gehörte ihm dann gut zwanzig Jahre an. Oehme war

Gründungsmitglied des Verwaltungsausschusses und über fünfzehn Jahre Mitglied

des Verwaltungsausschusses17.

Nach § 1 der Satzung wurde das Versorgungswerk als rechtlich nicht selbstständige

Einrichtung der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein mit Sitz in Kiel gegründet. Das

Versorgungswerk ist also keine rechtlich selbstständige Anstalt des öffentlichen

Rechts, sondern ein Sondervermögen der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein.

§§ 2 und 3 der Satzung regeln die Pflichtmitgliedschaft. Dies ist ein Kernstück der

Satzung. Alle Kammerangehörigen, die bei Inkrafttreten der Satzung das 45.

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind Pflichtmitglied des Versorgungswerks.

Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet gemäß § 4 der Satzung in der Regel,

wenn die Mitgliedschaft in der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein beendet ist.

16 Vgl. auch Koch (1976), insbesondere die Tabellen 5 (Mitgliedschaft in den
Versorgungswerken freier Berufe in Schleswig-Holstein),6 (Versorgungsabgaben/Beiträge zu
den Versorgungswerken freier Berufe in Schleswig-Holstein) und 7 (Leistungen der
Versorgungswerke freier Berufe in Schleswig-Holstein).
17 Vgl. dazu nachfolgend Kap. 3.2.2.
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Freiwillig Mitglied des Versorgungswerks kann werden, wer zur Zeit des

Inkrafttretens der Satzung das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§ 5 Abs. 1).

Dem Antrag ist eine persönliche Gesundheitserklärung beizufügen. Freiwillige

Mitglieder haben erst nach einer Wartezeit von 60 Monaten einen Leistungs-

anspruch. Bei Tod oder Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft bestehen

Erstattungsansprüche iHv 80 % der eingezahlten Beträge.

Die Organe des Versorgungswerks sind nach § 6 der Satzung die Kammer-

versammlung der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, der Aufsichtsausschuss

und der Verwaltungsausschuss.

Nach § 7 der Satzung beschließt die Kammerversammlung über Änderungen und

Ergänzungen der Satzung; die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des

Aufsichtsausschusses; die Feststellung des Jahresabschlusses; die Verwendung des

Überschusses und die Deckung eines Fehlbetrags; die Entlastung des Aufsichts- und

des Verwaltungsausschusses sowie die Auflösung des Versorgungswerks. Für einen

Auflösungsbeschluss ist eine 4/5 Mehrheit aller Delegierten erforderlich. Alle

Beschlüsse bedürfen der Genehmigung des Sozialministeriums des Landes

Schleswig-Holstein.

Organisation und Aufgaben des Aufsichtsausschusses sind in § 8 der Satzung

geregelt. Der Aufsichtsausschuss besteht aus fünf Kammerangehörigen. Er hat die

Aufgabe, den Geschäftsablauf des Versorgungswerks zu überwachen, den

Abschlussprüfer vorzuschlagen, den Geschäftsbericht und den Prüfungsbericht zu

prüfen, Richtlinien für die Kapitalanlagen des Versorgungswerks zu erstellen, über

Immobiliengeschäfte zu beschließen, gegebenenfalls einen Treuhänder für den

Deckungsstock vorzuschlagen, die Organe und Verwaltungsstellen in juristischen

Fragen zu unterstützen und den versicherungsmathematischen Sachverständigen

vorzuschlagen.

Der Verwaltungsausschuss besteht nach § 9 der Satzung aus drei Mitgliedern, die

nicht Mitglieder des Versorgungswerks oder der Kammer zu sein brauchen. Sie

werden vom Vorstand der Zahnärztekammer bestellt. Die Mitglieder müssen

besondere Sachkunde haben. Ein Mitglied soll sich in der gesetzlichen Alters-

sicherung, eines in der Vermögensverwaltung und eines in der modernen

Betriebsverwaltung auskennen. Der Geschäftsführer des Versorgungswerks wird aus

dem Kreis des Verwaltungsausschusses vom Vorstand der Zahnärztekammer

bestellt. Der Verwaltungsausschuss ist dafür zuständig, die laufenden Geschäfte des
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Versorgungswerks zu führen. Vor allem legt er dem Aufsichtsausschuss nach § 9

Abs. 2 a) den jährlichen Geschäftsbericht und den Prüfbericht vor. Der Verwaltungs-

ausschuss tagt einmal pro Quartal.

§ 10 der Satzung regelt die Einzelheiten der Rechnungslegung. Es ist mithilfe eines

versicherungsmathematischen Sachverständigen ein Geschäftsbericht einschließlich

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung zu erstellen. § 10 Abs. 2 der Satzung

bestimmt, wie mit Überschüssen oder Fehlbeträgen zu verfahren ist.

Nach § 11 der Satzung werden die Mittel des Versorgungswerks durch die Beiträge

seiner Mitglieder und durch Vermögenserträge aufgebracht. Die Mittel sind zweck-

gebunden und dürfen nur für Leistungen des Versorgungswerks nach § 19 der

Satzung, zur Deckung der Verwaltungskosten und zur Bildung von Rückstellungen

und Rücklagen verwendet werden. § 11 Abs. 3 der Satzung bestimmt in Einklang mit

§ 1 Abs. 1 der Satzung, dass das Vermögen des Versorgungswerks als Sonder-

vermögen getrennt vom Vermögen der Zahnärztekammer verwaltet wird.

§ 12 der Satzung legt den monatlichen Pflichtbeitrag auf DM 236,- fest. Er wird

jährlich anhand des Lebenshaltungskostenindexes des Statistischen Bundesamts

angepasst.

In § 13 der Satzung werden die Einzelheiten der Beitragszahlung für Pflichtmitglieder

geregelt. Die Beiträge sind monatlich im Voraus zu zahlen, beginnend mit dem

Monat, in dem die Kammerzugehörigkeit beginnt. Rückständige Beiträge sind nach

§ 13 Abs. 2 der Satzung zu verzinsen. Nach Anmahnung darf das Versorgungswerks

rückständige Beiträge im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens einziehen. Bei

mehr als drei Monaten Rückstand hat das Mitglied nur Anspruch auf Leistungen, die

seinen tatsächlichen Beitragszahlungen entsprechen.

Auf Antrag können Mitglieder nach § 14 der Satzung von der Mitgliedschaft befreit

werden oder eine Beitragsbefreiung oder Ermäßigung erhalten. Dies betrifft

Kammerangehörige, die in ein anderes Bundesland gehen und dort Versorgungs-

ansprüche erwerben; Kammerangehörige, die Beamte auf Widerruf oder auf Probe

werden; Kammerangehörige im Mutterschutz; angestellte Kammerangehörige, die

nach dem Angestelltenversicherungsgesetz nicht versicherungspflichtig sind und die

im Laufe eines Jahres nicht mehr als drei Monate beschäftigt sind. Angestellte

Kammerangehörige, die nicht nach § 7 Abs. 2 AVG von der Angestellten-

versicherungspflicht befreit sind, erhalten eine Beitragsermäßigung von 50 %. Von
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miteinander verheirateten Pflichtmitgliedern kann ein Ehegatte eine Ermäßigung von

bis zu 50 % beantragen.

§ 15 der Satzung bestimmt, dass Pflichtmitgliedern in einem Härtefall eine Befreiung

von der Beitragszahlung für jeweils ein Jahr gewährt werden kann. Über das

Vorliegen eines Härtefalls entscheidet der Verwaltungsausschuss.

Freiwillige Mitglieder dürfen die Höhe ihrer Beiträge gemäß § 16 der Satzung selbst

bestimmen. Der Höchstbeitrag der Pflichtmitglieder darf aber nicht überschritten

werden. Die Beiträge sind monatlich und in gleicher Höhe zu zahlen. Die freiwillige

Mitgliedschaft kann nach § 16 Abs. 4 der Satzung auch beitragsfrei gestellt werden.

Die Leistungen berechnen sich dann auf der Grundlage der tatsächlich eingezahlten

Beiträge.

Nach § 17 der Satzung dürfen Pflichtmitglieder und freiwillige Mitglieder ihre Beiträge

zusätzlich aufstocken, sofern sie das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die

Beiträge der zusätzlichen Höherversicherung dürfen die Berechtigten nach § 18 der

Satzung selbst bestimmen.

§ 19 der Satzung regelt die verschiedenen Leistungsarten des Versorgungswerks.

Dies sind  Altersrente, Berufsunfähigkeitsrente, Kinderzuschuss, Hinterbliebenen-

rente und Erstattung bei Ausscheiden. Auf diese Leistungen haben die Mitglieder

einen Rechtsanspruch. Die Leistungen werden auf Antrag und monatlich im Voraus

gezahlt.

Die Einzelheiten zur Altersrente finden sich in § 20 der Satzung. Jedes

anspruchsberechtige Mitglied des Versorgungswerks hat Anspruch auf eine

lebenslange Altersrente. Der Anspruch beginnt am 1. des der Vollendung des 65.

Lebensjahres folgenden Monats und endet mit Ablauf des Monates, in dem das

berechtigte Mitglied stirbt. Zur Erhöhung der Altersrente kann das Mitglied

beantragen, dass der Beginn der Altersrente auf einen späteren Zeitpunkt gelegt

wird. Die Rente kann weiter dadurch erhöht werden, dass das Mitglied in dieser Zeit

weiter seine Beiträge zahlt.

Die Berufsunfähigkeitsrente ist in § 21 der Satzung geregelt. Pflichtmitglieder

erwerben nach drei Monaten Wartezeit, freiwillige Mitglieder nach 60 Monaten

Wartezeit einen Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente vom Beginn der 27. Woche

nach Eintritt der Berufsunfähigkeit an. Folgt die Berufsunfähigkeit aus einem Unfall,

entfällt für Pflichtmitglieder die Wartezeit. Voraussetzung dafür ist, dass das Mitglied
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infolge eines körperlichen oder geistigen Gebrechens zur Ausübung des

Zahnarztberufs unfähig ist und seine gesamte zahnärztliche Tätigkeit eingestellt hat.

Dies gilt als nicht erfüllt bei Fortführung der Praxis durch einen Vertreter oder einen

angestellten Zahnarzt. Die Berufsunfähigkeit muss von zwei voneinander

unabhängigen Gutachtern festgestellt werden. Wenn die Gutachter zu

unterschiedlichen Ergebnissen kommen, bestellt der Vorstand der Zahnärztekammer

einen Obergutachter, dessen Urteil dann bindend ist. Sollte nicht nur Berufs-,

sondern auch Erwerbsunfähigkeit vorliegen, beginnt der Anspruch mit dem Monat,

der auf die Feststellung der Erwerbsunfähigkeit folgt. Über das Vorliegen eines

Versorgungsanspruchs entscheidet der Verwaltungsausschuss.

§ 22 der Satzung bestimmt, dass die Alters- und die Berufsunfähigkeitsrente sich für

jedes Kind um einen Kinderzuschusserhöhen. Er wird bis zur Vollendung des 18.

Lebensjahres oder bei länger dauernder Schul- oder Berufsausbildung bis zur

Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt. Der Kinderzuschuss beträgt pro Kind

10 % der Rente und wird durch die Höhe der Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente

gedeckelt.

Die Hinterbliebenenrente ist in § 23 der Satzung geregelt. Hinterbliebenenrenten

umfassen Witwen- und Witwerrente sowie Halb- und Vollwaisenrente. Die Witwen-

und Witwerrente beträgt 60 % der Rente, die das Mitglied bezogen hat oder haben

würde, wenn es zu diesem Zeitpunkt Anspruch auf Alters- oder Berufsunfähig-

keitsrente gehabt hätte. Ein Anspruch ist ausgeschlossen, wenn die Ehe nach

Vollendung des 62. Lebensjahres geschlossen worden ist oder die Ehe nicht

mindestens drei Jahre bestand. Bei einem Altersunterschied von mehr als 15 Jahren

wird die Witwen- oder Witwerrente für jedes weitere Jahr des Altersunterschieds um

5 % ihres Betrages gekürzt. Die Kürzung entfällt, wenn die Ehe länger als 15 Jahre

bestand. Geschiedene Ehegatten haben nur einen Rentenanspruch, wenn das

Mitglied zur Zeit des Versterbens unterhaltspflichtig war. Bei mehreren

unterhaltsberechtigten Ehegatten wird die Witwen- oder Witwerrente gemäß der

jeweiligen Ehedauer aufgeteilt.

Waisenrente wird nach § 23 Abs. 7 für eheliche, ehelich erklärte, adoptierte und

uneheliche Kinder gewährt. Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen 10 % und bei

Vollwaisen 20 % der Rente, die das Mitglied bezogen hat oder haben würde, wenn

es zu diesem Zeitpunkt Anspruch auf Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente gehabt

hätte.
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Die Versorgungsleistungen an Hinterbliebene sind auf das 1,5 fache der

Berufsunfähigkeits- oder Altersrente gedeckelt. Bei Tod durch Selbstmord werden nur

dann Hinterbliebenenrenten gezahlt, wenn die Mitgliedschaft beim Tod mindestens

60 Monate lang bestanden hat. Bei Wiederverheiratung endet der Anspruch auf

Witwen- oder Witwerrente und stattdessen wird eine einmalige Kapitalabfindung

gezahlt. Vor Vollendung des 35. Lebensjahres beträgt die Einmalzahlung 60

Monatsbeiträge der Witwen- oder Witwerrente, vor Vollendung des 45. Lebensjahres

48 Monatsbeiträge und mit Vollendung des 45. Lebensjahres 36 Monatsbeiträge.

Bei Versterben eines Mitglieds des Versorgungswerks ohne Ehegatten oder Kinder

entfällt jede Leistung des Versorgungswerks.

In § 24 der Satzung finden sich die Details zur Erstattung der Beiträge bei

Ausscheiden. Bei Ausscheiden eines Pflichtmitglieds sind 60 % der gezahlten

Beiträge zu erstatten. Falls die Erstattung nicht beantragt wird, verwandelt sich die

Pflichtmitgliedschaft in eine freiwillige Mitgliedschaft. Bei Kündigung einer freiwilligen

Mitgliedschaft werden 80 % der Beiträge erstattet, die in der Wartezeit von 60

Monaten liegen, und 60 % aller übrigen Beiträge. Das gleiche gilt für eine zusätzliche

Höherversicherung. Eine Kündigung der freiwilligen Mitgliedschaft und der

zusätzlichen Höherversicherung ist nur möglich, solange der eine Rentenzahlung

auslösende Versicherungsfall noch nicht eingetreten ist.

§ 24 a der Satzung regelt die Beitragsüberleitung. Wenn ein Kammermitglied seine

Tätigkeit in einen anderen Kammerbereich verlegt, werden seine gezahlten Beiträge

auf Antrag an die neu zuständige Kammer übertragen. Für die Überleitung ist

erforderlich, dass zwischen den Kammern ein Überleitungsabkommen besteht.

Besteht kein Überleitungsabkommen, so kann sich das Mitglied seine Beiträge

entsprechend § 24 Abs. 1 der Satzung erstatten lassen.

§ 25 der Satzung bestimmt, dass die Höhe der in § 19 der Satzung genannten

Leistungen sich nach dem Beitrags- und Leistungsverzeichnis bestimmt, das der

Satzung beigefügt ist. Naturgemäß führen Beitragsbefreiungen oder -ermäßigungen

zu einer entsprechenden Ermäßigung des Versorgungsanspruchs.

Nach § 26 der Satzung konnten Pflichtmitglieder von der Beitragszahlung bei

Inkrafttreten des Versorgungswerks befreit werden. Dafür musste eine anderweitige

gleichwertige Versorgung nachgewiesen werden, wobei Leistungen aus der AIHV

nicht als Befreiungsgrund galten. Als gleichwertige Versorgung galten eine private
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Versicherung, die den Renten des Versorgungswerks entsprechende Leistungen

gewährte oder die Mitgliedschaft in der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,

sofern auch die Berufsunfähigkeitsrente der Leistung des Versorgungswerks

entsprach. Dieser Befreiungsantrag konnte nur binnen drei Monaten nach

Inkrafttreten des Versorgungswerks gestellt werden. Nach Erteilung der Befreiung

war der Weg zurück ins Versorgungswerk versperrt.

§ 27 der Satzung enthält die Schlussbestimmungen. Zu Unrecht oder überzahlte

Beträge sind zu erstatten. Rentenansprüche dürfen nicht abgetreten oder verpfändet

werden. Ein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entfällt bei vorsätzlicher

Herbeiführung der Berufsunfähigkeit. Dasselbe gilt im Hinblick auf die

Hinterbliebenenrente, wenn die Hinterbliebenen das Mitglied vorsätzlich getötet

haben.

In § 28 der Satzung ist das Widerspruchsverfahren geregelt. Über Widersprüche

entscheidet der Vorstand der Zahnärztekammer. § 29 der Satzung betrifft die Art und

Weise von Bekanntmachungen. Nach § 30 der Satzung tritt die Satzung am 1. Juni

1974 in Kraft.

3.1.3 Die weitere Entwicklung der Satzung in der 70er Jahren

In den 70er Jahren gab es nur eine Satzungsänderung, die zum 1.Januar 1978 in

Kraft trat. Geändert wurde § 12 der Satzung (Beiträge der Pflichtmitglieder). In dem

neuen § 12 der Satzung wurde die Art und Weise der Anpassung der monatlichen

Beiträge mithilfe des Lebenshaltungskostenindex geändert. In der Ursatzung stand

nur, dass der Beitrag dem Lebenshaltungskostenindex entsprechend angepasst wird.

In der neuen Fassung von § 12 der Satzung wurde bestimmt, dass sich der

monatliche Beitrag um die doppelte Differenz der Lebenshaltungskostenindizes

erhöht, wenn eine Differenz festgestellt worden ist.

Des Weiteren wurde § 23 Abs. 5 der Satzung präzisiert. Die Zahlung von Hinter-

bliebenenrente an geschiedene Ehegatten wurde beschränkt auf frühere Ehegatten,

deren Ehe vor dem 1. Juli 1977 geschieden worden ist.

Fazit: Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Rentendebatten der 70er Jahre

sowie die Rentenreform von 1972 keinen allzu spezifischen Einfluss auf die Satzung

des Versorgungswerks der Zahnärztekammer von Schleswig-Holstein hatten. Die

flexible Altersgrenze der Rentenreform von 1972 hat keinen Eingang in die
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Ursatzung gefunden. Auch die Möglichkeit der Nachversicherung wurde erst deutlich

später, nämlich 1987, in Gestalt des neuen § 18 a in die Satzung eingefügt.

Es ist allerdings anzunehmen, dass die politischen Debatten um die Reform von

1972 und die unhaltbaren Wahlversprechen für die Zahnärzte in Schleswig-Holstein

wie für alle anderen Freiberufler, die bis dato noch ohne Versorgungswerk waren18,

gewichtige Gründe waren, nicht in die gesetzliche Rentenversicherung einzutreten,

sondern ein eigenes Versorgungswerk zu gründen [54]. Letztlich wird die

Entwicklung der Rentenpolitik der Auslöser für die dritte Gründungswelle von

Versorgungswerken gewesen sein.

Hervorzuheben ist abschließend noch einmal, dass mit der Rentenreform von 1972

die Rechtsgrundlagen der Versorgungswerke und damit auch das Befreiungsrecht

der angestellten Freiberufler vom Bundestag fast einstimmig bestätigt wurden. Die

Änderung des § 7 Abs. 2 Angestelltenversicherungsgesetz im Zuge des Gesetzes

über die Einführung eines Mutterschaftsurlaubs führte wie gesagt dazu, dass sich die

Versorgungswerke weitgehend an den Beiträgen und Leistungen der gesetzlichen

Rentenversicherung zu orientieren hatten. Die Versorgungswerke, die einkommens-

bezogene Beiträge erhoben, die sich an der Beitragsbemessungsgrenze orientierten

und die Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenrente gewährten, waren von

diesem Gesetz nicht betroffen. Anders das Versorgungswerk der Zahnärztekammer

von Schleswig-Holstein. Die Ursatzung sah in § 12 Abs. 1 feste Beiträge vor, die von

Jahr zu Jahr den veränderten Lebenshaltungskosten angepasst wurde. Dies wurde

erst 1984 geändert. Seitdem orientiert sich der Beitrag zum Versorgungswerk an

dem Höchstbeitrag gemäß Angestelltenversicherungsgesetz bzw. dessen

Nachfolgegesetzen [78].

3.1.4 Die wichtigsten rentenpolitischen Aspekte der 80er Jahre

Die rentenpolitische Diskussion der 80er Jahre begann mit einem Paukenschlag. Die

hohen Defizite in der Sozialversicherung, die hohe Arbeitslosigkeit nach der zweiten

Ölkrise sowie die Spannungen in der Außenpolitik wegen des Nato-Doppel-

beschlusses ließ die Koalition aus SPD und FDP 1982 auseinanderbrechen. Helmut

Kohl wurde Bundeskanzler. In seiner Regierungserklärung erklärte Bundeskanzler

Kohl, eine „umfassende Strukturreform der Rentenversicherung einzuleiten“ [94].

18 z.B. die Rechtsanwälte und Steuerberater.
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Norbert Blüm wurde Arbeitsminister und war damit auch für die Rentenversicherung

zuständig. Er führte die Krankenversicherungsbeiträge für Rentner wieder ein, um

die Rentenkasse zu entlasten.

Noch unter Bundeskanzler Schmidt war im Juni 1981 eine Sachverständigen-

kommission Alterssicherungssysteme eingesetzt worden. Diese hatte die Aufgabe,

alle staatlich finanzierten und geförderten Alterssicherungssysteme zu vergleichen

und Vorschläge für eine kostenneutrale Neuregelung zu machen. Dabei sollen

ausdrücklich auch die Versorgungswerke mit geprüft werden. Für den Dachverband

der Versorgungswerke, die ABV, war der damalige Hauptgeschäftsführer Hans-

Hermann Reusch als sachverständiger Berater der Kommission hinzugezogen

worden. Damit hatte die ABV ihre Rolle als legitimierte Vertretung der berufs-

ständischen Versorgungswerke bereits drei Jahre nach ihrer Gründung zementiert

[54]. Die Empfehlung der Sachverständigen-Kommission lautete, die Versorgungs-

werke nicht zu beseitigen, sondern als eigenständige Form der Altersversorgung

bestehen zu lassen. Sie forderte allerdings gleichzeitig, dass die Versorgungswerke

ohne staatliche Unterstützung auskommen müssen [79].

Ein großes Politikum der 80er Jahre war auch die Anrechnung von Erziehungszeiten.

1986 führte die Koalition aus CDU/CSU und FDP für jeweils ein Elternteil nach

Geburt eines Kindes den Erziehungsurlaub und das Erziehungsgeld ein. Von 1986

wurde für Frauen, die Kinder großgezogen hatten, ein Jahr in Höhe von 75 % des

Durchschnittsverdientes als rentenbegründend und rentensteigernd angerechnet.

Anschließend ist die anzurechnende Erziehungszeit für die seit 1992 geborenen

Kinder auf 3 Jahre ausgeweitet worden [54].

Des Weiteren trat unter Arbeitsminister Blüm im Jahr 1986 eine grundlegende

Reform der Hinterbliebenenversorgung in Kraft. Kernstück war die vom Bundes-

verfassungsgericht geforderte Gleichbehandlung von Witwen und Witwern in der

Rentenversicherung. Kosten sollte die Reform in der angespannten finanziellen

Situation der Rentenversicherung freilich nichts. Nach dem sogenannten

Anrechnungsmodell, für das Arbeitsminister Blüm sich dann entschied, werden

eigene Erwerbseinkommen der Witwen und Witwer sowie auch deren Renten,

Pensionen und Renten aus berufsständischen Versorgungswerken zu 40 % auf

Hinterbliebenenrenten angerechnet, soweit sie ein bestimmtes Minimum über-

schreiten. Gegen diese Anrechnungsregelung gerichtete Verfassungsbeschwerden

einiger Versorgungswerke und einzelner Versicherter hat das Bundesverfassungs-
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gericht nach über zehnjähriger Verfahrensdauer als unzulässig zurückgewiesen bzw.

als unbegründet abgewiesen [54].

3.1.5 Die Entwicklung der Satzung in den 80er Jahren

Vor diesem rentenpolitischen Hintergrund sollen nun die Satzungsänderungen der

80er Jahre dargestellt werden.

Zum 1. Januar 1981 trat eine geänderte Fassung der Satzung in Kraft. Erneut wurde

§ 12 der Satzung geändert. In der neuen Fassung wurde § 12 der Satzung um die

Abs. 2 und 3 ergänzt. Pflichtmitglieder, die nach dem 1. Juli 1979 gemäß § 7 Abs. 2

des Angestelltenversicherungsgesetzes zu Gunsten des Versorgungswerks von der

Angestelltenversicherung befreit werden, zahlen den Beitrag an das Versorgungs-

werk, der ohne Befreiung an die Angestelltenversicherung zu zahlen wäre. Für die

Zeiten des Wehr- und Zivildienstes, der Arbeitslosigkeit oder des Mutterschafts-

urlaubs wurde als Höchstgrenze des Beitrags nach dem neuen Abs. 3 der

Angestelltenversicherungshöchstbeitrag bestimmt.

Damit korreliert die Änderung von § 14 der Satzung. Wehr- oder Ersatzdienst-

leistende sowie Kammerangehörige, die Mutterschutzleistungen erhalten, waren von

dem neuen § 12 Abs. 3 erfasst und so mussten sie nicht mehr extra in § 14 der

Satzung, der sich mit Mitgliedschaftsbefreiung oder Beitragsbefreiung/-ermäßigung

beschäftigt, aufgeführt werden.

Des Weiteren wurde ein neuer § 24 a eingefügt. Der bisherige § 24 a (Überleitung

von Beiträgen) wurde zu § 24 b. Der neue § 24 a der Satzung regelt die Gewährung

von Zuschüssen zu Rehabilitationsmaßnahmen. Der Verwaltungsausschuss ist

befugt, den Mitgliedern nach noch aufzustellenden Richtlinien Zuschüsse zu den

Kosten besonders aufwendiger Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder

Wiederherstellung der Berufsfähigkeit zu gewähren. Diese Zuschüsse werden aus

der Gewinnrückstellung genommen und sind satzungsmäßig auf drei Promille der

Beitragseinnahmen des letzten Kalenderjahres begrenzt.

Darüber hinaus wurde § 25 um einen Abs. 3 ergänzt. Die Kammerversammlung

muss nun jährlich die Kaufkraft der Versorgungsleistungen überprüfen. Sie darf

gegebenenfalls freiwillige Ergänzungsleistungen gewähren, wenn das sowohl im

Hinblick auf die gesamtwirtschaftliche Lage und auf die wirtschaftliche Leistungs-

fähigkeit des Versorgungswerks vertretbar ist.
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Zum 1. Januar 1984 trat eine weitere Satzungsänderung in Kraft. Wiederum wurde

§ 12 der Satzung (Beiträge der Pflichtmitglieder) geändert. Der monatliche Beitrag

wurde nunmehr nicht länger als absoluter Betrag festgesetzt, sondern an den

jeweiligen Höchstbeitrag des Angestelltenversicherungsgesetzes gekoppelt.

§ 14 der Satzung wurde neu mit „Beitragsbefreiung“ überschrieben und auch

inhaltlich neu gefasst. Die Möglichkeit der Befreiung von der Mitgliedschaft entfiel.

Nunmehr gab es nur noch eine Beitragsbefreiung. Neu war die nach dem neuen § 14

Abs. 3 eingeführte Möglichkeit für niedergelassene Pflichtmitglieder, den Pflicht-

beitrag auf Antrag um bis zu 50 % zu reduzieren.

Weiter wurde die Satzung um § 21 a zum Versorgungsausgleich bei Ehescheidung

erweitert. Anrechte auf Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente unterliegen dem

Versorgungsausgleich und begründen ein eigenes Anrecht des ausgleichs-

berechtigten Ehegatten beim Versorgungswerk, wenn beide Ehegatten Zahnärzte

sind. Diese Satzungsänderung war Ausfluss des Gesetzes zum Versorgungs-

ausgleich bei Ehescheidungen und des Gesetzes zur Regelung von Härten im

Versorgungsausgleich.

In § 25 wurde ein neuer Abs. 4 eingefügt. Darin geht es um die Beiträge, die vor dem

1. Januar 1982 gezahlt worden sind. Die Mitglieder, die bereits vor dem 1. Januar

1982 Beiträge gezahlt haben, werden den Mitgliedern gleichgestellt, die erst ab 1.

Januar 1982 Beiträge gezahlt haben. Die vorher gezahlten Beiträge werden nach

einem bestimmten technischen Geschäftsplan erhöht. Grund für diese Änderung war

die Aufgabe der festen Beiträge und die Einführung der Koppelung des Beitrags an

die Angestelltenversicherung nach § 12 Abs. 1 der Satzung.

Schließlich wurde noch § 26 Abs. 4 der Satzung ergänzt. Ursprünglich führte eine

Befreiung von der Beitragszahlung bei Inkrafttreten des Versorgungswerks unwider-

ruflich dazu, dass man von der späteren Teilnahme an den Versorgungsleistungen

ausgeschlossen war. Von diesem Grundsatz konnte der Verwaltungsausschuss nun

Ausnahmen zulassen. Dafür kann er eine Gesundheitsprüfung des Mitgliedes

verlangen.

Die nächste Satzungsänderung trat zum 1. Januar 1987 in Kraft. Es wurde ein neuer

§ 18 a zur Nachversicherung eingefügt. Hintergrund war, dass das Angestellten-

versicherungsgesetz geändert worden war. § 18 a der Satzung ermöglicht es, an

andere Versorgungsträger abgeführte Beiträge zum Versorgungswerk zu ziehen und
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das Mitglied so zu stellen, als hätte es die Beiträge von Anfang an an das

Versorgungswerk gezahlt.

§ 20 der Satzung (Altersrente) wurde um Abs. 5 erweitert. Darin wurde den

Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet, bereits mit der Vollendung des 63. Lebensjahres

in Rente zu gehen. Das zog eine Minderung der Altersrente nach sich. Von den

freiwilligen Zahlungen des Versorgungswerks nach § 25 Abs. 3 war das Mitglied bis

zur Vollendung des 65. Lebensjahres ausgeschlossen.

Fazit: Auf die Einführung der Bestimmung zur Nachversicherung in § 18 a der

Satzung und die Anpassung des § 12 Abs. 1 an die Beitragsbemessungsgrenze ist

schon in Abschnitt 3.1.2 eingegangen worden. Neu ist die Regelung zum

Versorgungsausgleich in § 21 a der Satzung. Sie beruht auf dem Versorgungs-

ausgleichsgesetz bei Ehescheidungen und dem Gesetz zur Regelung von Härten im

Versorgungsausgleich. Diese Anpassung war vom Kammervorstand als notwendig

befürwortet worden [78].

Hingegen wird man Bestimmungen zur Anrechnung von Kindererziehungszeiten und

Einkommensanrechnung vergeblich in der Satzung suchen.

Die Nicht-Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten ist eine grundsätzliche

Entscheidung der Versorgungswerke, die solche Leistungen ohne staatliche

Zuschüsse, wie die gesetzliche Rentenversicherung sie erhält, nicht leisten können.

Sie sind der Auffassung, dass der Familienlastenausgleich eine originäre Aufgabe

des Staates sei [55]. Solche Ausgaben seien über Steuern und nicht über Beiträge

zu finanzieren. Bis heute hält die Diskussion über die Nicht-Berücksichtigung der

Kindererziehungszeiten an. Immerhin können kammerangehörige Freiberuflerinnen

pro Kind drei Jahre Erziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung

anrechnen lassen, auch wenn sie Mitglied in einem Versorgungswerk sind.

Auch die Neuregelung der Hinterbliebenenversorgung hat keinen Eingang in die

Satzung gefunden. Nicht nur das Versorgungswerk der Zahnärztekammer

Schleswig-Holstein, sondern die Versorgungswerke allgemein zahlen seit langem

Hinterbliebenenrenten, ohne andere Einkommen anzurechnen [54].

3.1.6 Die wichtigsten rentenpolitischen Aspekte der 90er Jahre

In den 90er Jahren mussten die Probleme der Rentenpolitik gelöst werden, die man

in den 70er und 80er Jahren umschifft hatte. Es musste eine Änderung in der
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Struktur des Rentensystems vorgenommen werden, um der demografischen

Entwicklung Rechnung zu tragen, statt mit kurzfristigen Konsolidierungsmaßnahmen

die Rentenkassen zu füllen.

So kam es zu der als „große Strukturreform“ angekündigten Rentenreform von 1992

[133]. Die wichtigsten Veränderungen waren die Änderung der Rentenanpassung

von der Bruttolohn- auf die Nettolohnentwicklung, die Anhebung der Altersgrenzen

von 60 bzw. 63 auf 65 Jahre, die Minderung der Rente um 3,6 % für jedes Jahr der

vorzeitigen Inanspruchnahme, die Kürzung von schulischen Anrechnungszeiten und

die Verlängerung der anzurechnenden Kindererziehungszeiten auf 3 Jahre für

Geburten ab 1992 [141]. Mit der Koppelung an die Nettolohnentwicklung sollte

insbesondere verhindert werden, dass die Renten steigen, wenn die Nettolöhne z.B.

wegen steigender Rentenbeiträge sinken. Außerdem waren fortan Beitrags-

erhöhungen zur Deckung von Finanzierungslücken im Umlageverfahren zulässig. Bis

1992 kam dafür der Staat und nicht die Beitragszahler auf [84]. Im Ergebnis war die

Rentenreform 1992 keine Strukturreform. Die Grundpfeiler der gesetzlichen

Rentenversicherung, nämlich die Lohn-, Leistungs- und Beitragsbezogenheit der

Renten und die Finanzierung im Umlageverfahren waren nicht angetastet worden

[133]. Im Zuge der Rentenreform von 1992 wurden die Rentengesetze im

Sozialgesetzbuch VI zusammengefasst.

Es stellte sich schon kurze Zeit später heraus, dass die Rentenreform 1992 nicht weit

genug ging. Zum einen konnte das von 1989 stammende Gesetz zur Rentenreform

von 1992 die Folgen der Wiedervereinigung nicht hinreichend berücksichtigen. Zum

anderen nahmen die Arbeitslosigkeit und der Trend zur Frühverrentung stark zu [54].

Zur Korrektur wurde das Beschäftigungs- und Wachstumsgesetz von 1996 erlassen.

Darin wurde z.B. die Anhebung der Altersgrenzen auf das Jahr 2000 vorgezogen. Die

vorzeitige Inanspruchnahme der Rente konnte zu einem Abschlag von bis zu 18 %

führen.

Für die Versorgungswerke von besonderer Bedeutung war Mitte der 90er Jahre die

Diskussion um die sogenannte „Friedensgrenze“. Immer mehr gutverdienende

Angestellte setzten sich für die Gründung neuer Versorgungswerke ein. In Bayern

wurde ein Gesetz verabschiedet, das auch den nicht verkammerten Bauingenieuren

ermöglichte, sich von der gesetzlichen Rentenversicherung zugunsten eines

Versorgungswerks befreien zu lassen. Arbeitsminister Blüm befürchtete, dass eine

neue Gründungswelle von Versorgungswerken bevorstünde und der gesetzlichen
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Rentenversicherung die Besserverdiener entzöge. Die ABV nahm den Standpunkt

ein, dass Versorgungswerke nur den klassisch verkammerten Freien Berufen zur

Verfügung stehen sollten. Nur Pflichtmitglieder der Kammer sollten das Befreiungs-

recht haben [8]. Am 15.12.1995 wurde die sogenannte „Friedensgrenze“ vereinbart,

die den Rechtszustand des Jahres 1995 einfror [14]. Ab 1995 konnten nur noch

Versorgungswerke der klassischen verkammerten Freien Berufe errichtet werden

[15]. Verkammerte Freie Berufe, die noch kein Versorgungswerk gegründet hatten,

behielten aber die Möglichkeit, dies noch zu tun19. Damit wurden die traditionellen

Versorgungswerke gesichert und zugleich ein Ausbluten der gesetzlichen

Rentenversicherung verhindert [60].

Die wirtschaftliche Lage und die demografische Entwicklung zwangen zu weiteren

Schritten. 1997 wurde die Rentenreform 1999 beschlossen. Sie sollte insbesondere

dem dauernden Anstieg des Beitragssatzes Einhalt gebieten. Kernpunkt der Reform

war die Einführung eines Demografiefaktors mit dem Ziel der Rentenniveausenkung

ab Juli 1999 [82].

3.1.7 Die Entwicklung der Satzung in den 90er Jahren

Zum 1. Januar 1991 trat eine Satzungsänderung in Kraft. § 21 a der Satzung zum

Versorgungsausgleich wurde geändert. In Abs. 1 wurde der Zusatz gestrichen, dass

ein eigenes Anrecht des ausgleichsberechtigten Ehegatten beim Versorgungswerk

nur dann bestand, wenn beide Ehegatten Zahnarzt waren. Außerdem wurde § 24 der

Satzung zur Erstattung von Beiträgen bei Ausscheiden geändert. Hier wurde eine

neue Bestimmung ergänzt, wonach von der Erstattung die Beitragsteile aus-

genommen sind, die zur Durchführung des Versorgungsausgleichs erforderlich sind.

Die nächste neue Fassung der Satzung trat zum 1. Januar 1992 in Kraft. § 5 zur

freiwilligen Mitgliedschaft wurde verkürzt. Die Anrechnung der Wartezeit für

ehemalige Pflichtmitglieder nach der alten Fassung des § 5 Abs. 3 wurde gestrichen.

§ 12 der Satzung wurde umformuliert. Da es sich um eine zentrale Bestimmung der

Satzung handelt, soll diese eigentlich eher redaktionelle Änderung trotzdem kurz

genannt werden. Das Angestelltenversicherungsgesetz ging im VI. Buch des

Sozialgesetzbuches auf. Die Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherungs-

19 So geschehen z.B. bei der Rechtsanwaltskammer Hamburg mit Errichtung des
Versorgungswerks im Jahre 2000.
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pflicht war nun nicht mehr in § 7 Abs. 2 AVG, sondern in § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI

geregelt. Entsprechend wurde § 12 der Satzung angepasst.

Das gleiche gilt sinngemäß für § 14 Abs. 2 der Satzung (Beitragsbefreiung für

angestellte Kammerangehörige). Zusätzlich wurde § 14 Abs. 2 um eine

europarechtliche Vorschrift ergänzt. Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaates, die

ein dem deutschen Alterssicherungssystem vergleichbares System haben,

partizipieren auch an der Beitragsermäßigung.

Die nächste Neufassung der Satzung trat zum 1. März 1994 in Kraft. In dieser

Novelle wurden die Vorschriften über den Aufsichtsausschuss neu gefasst. Bisher

waren Organisation und Aufgaben des Aufsichtsausschusses in § 8 Abs. 1 und 2 der

Satzung alter Fassung geregelt. Nunmehr finden sich in § 8 nur noch die

Bestimmungen über Zusammensetzung und Organisation des Aufsichts-

ausschusses. In dem neu geschaffenen § 8 a und b finden sich Bestimmungen zu

den Aufgaben des Aufsichtsausschusses und zu dem versicherungsmathematischen

Sachverständigen. § 8 a der Satzung legt die Richtlinienkompetenz und die Über-

wachungsfunktion des Aufsichtsausschusses fest. Die Aufgaben des versicherungs-

mathematischen Sachverständigen sind in der Neufassung aus der Vorschrift zu dem

Aufsichtsausschuss herausgelöst und sind so transparenter. Zusammenfassend lässt

sich sagen, dass es sich bei dieser Neufassung nicht um eine inhaltliche, sondern

um eine klarstellende Änderung handelt. § 8 Abs. 1 a.F. ist unverändert als § 8 n.F.

übernommen worden. § 8 Abs. 2 a.F. findet sich mit einigen redaktionellen Klar-

stellungen in § 8 a n.F. wieder. § 8 Abs. 2 lit. f) a.F. ist in § 8 b n.F. überführt worden.

Zum 1. Februar 1995 trat die nächste Satzungsänderung in Kraft. In § 9

(Verwaltungsausschuss) wurde in Abs. 1 gestrichen, dass die drei Mitglieder des

Verwaltungsausschusses nicht Mitglieder des Versorgungswerks oder Kammer-

angehörige sein mussten. Neu ist, dass die Verwaltungsratsmitglieder vom

Aufsichtsausschuss vorgeschlagen werden (§ 9 Abs. 1 lit. b n.F.) und dass ein

Mitglied Zahnarzt sein muss (§ 9 Abs. 1 lit. c n.F.). § 9 Abs. 1 lit c. a.F., wonach die

drei Mitglieder besondere Sachkunde auf den Gebieten der gesetzlichen Alters-

sicherung, der Vermögensverwaltung und der modernen Verwaltung verfügen

mussten, entfällt. Auch der Geschäftsführer wird nunmehr auf Vorschlag des

Aufsichtsausschusses bestellt (§ 9 Abs. 1 lit d n.F.). Es wird außerdem klargestellt,

dass der Geschäftsführer kein Stimmrecht hat. § 9 Abs. 2 der Satzung blieb

unverändert.
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Darüber hinaus wurde § 29 a der Satzung neu hinzugefügt. Danach wurden

abweichend von § 8 Abs. 2 einmalig zwei Mitglieder des Aufsichtsausschusses nur

für zwei Jahre gewählt.

Die nächste Neufassung der Satzung trat zum 1. Februar 1997 in Kraft. Darin wurde

§ 21 (Berufsunfähigkeitsrente) geändert. Am Ende von § 21 Abs. 1 n.F. wurde noch

eingefügt, dass die Berufsunfähigkeitsrente dauerhaft oder zeitlich begrenzt gewährt

werden kann. Eine zeitliche Begrenzung kommt insbesondere dann in Betracht,

wenn bei Gewährung der Rente noch nicht abzusehen ist, ob die Berufsunfähigkeit

dauerhaft vorliegen wird. Weiter wurde in § 21 Abs. 4 n.F. die Bestimmung eingefügt,

dass der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente erlischt, wenn sich der Bezugs-

berechtigte einer angeordneten Nachuntersuchung nicht stellt.

Zum 1. Januar 1999 trat die nächste Satzungsänderung in Kraft. In der Härte-

fallregelung des § 15 wurde in Abs. 2 die Frist zur Stellung eines Härtefallantrags von

einem auf sechs Monate verlängert.

Außerdem wurde § 21 a (Versorgungsausgleich bei Ehescheidung) geändert. § 21 a

Abs. 1 wurde um eine Vorschrift zur Realteilung bei den Fällen ergänzt, in denen der

ausgleichsberechtigte Ehegatte nicht Mitglied des Versorgungswerks ist. Diese

Ehegatten erhalten einen Versorgungsausgleich in Form einer lebenslangen

Rentenzahlung eines privaten Versicherungsträgers. Der Verwaltungsausschuss

wurde ermächtigt, einen entsprechenden Rahmenvertrag abzuschließen.

Weiter wurde in § 25 (Höhe der Leistungen) ein neuer Abs. 5 hinzugefügt. Danach

werden Mitglieder, die schon vor dem 1. Januar 1999 Mitglied des Versorgungswerks

waren, mit ihren Beiträgen ab dem 1. Januar 1999 nach der neuen Beitrags- und

Leistungstabelle behandelt. Die bis dahin eingezahlten Beiträge werden nach der

bisher gültigen Beitrags- und Leistungstabelle weiter geführt.

Schließlich entfiel § 29 a a.F. zu der einmalig verkürzten Wahlperiode zweier

Aufsichtsausschussmitglieder. Stattdessen wurde § 29 b n.F. eingefügt, nach dem bis

zum Abschluss des Rahmenvertrags der Versorgungsausgleich nach der alten

Fassung durchzuführen ist.

Zu guter Letzt wurde die Vorschrift in § 30 zum Inkrafttreten nicht mehr auf die

Ursatzung am 1. Juni 1974 bezogen, sondern ab jetzt auf die jeweilige Satzungs-

änderung.
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Fazit: Aus der Einführung des Sozialgesetzbuches VI ergaben sich für die

Versorgungswerke keine großen Änderungen. Die Befreiungsregelung für angestellte

Freiberufler, die vormals in § 7 Abs. 2 Angestelltenversicherungsgesetz geregelt war,

stand nun in § 6 Abs. 1 SGB VI [54]. Die Satzung des Versorgungswerks wurde 1992

entsprechend angepasst.

Das Beschäftigungs- und Wachstumsförderungsgesetz mit seiner Regelung zum

Rentenabschlag bei vorzeitiger Inanspruchnahme führte nicht zu einer Satzungs-

änderung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, da

bereits 1987 mit § 20 Abs. 5 der Satzung eine Bestimmung in die Satzung

aufgenommen worden war, nach der Mitglieder frühestens mit Vollendung des 63.

Lebensjahrs Altersrente beziehen können und dann eine nach versicherungsmathe-

matischen Grundsätzen berechnete Minderung der Rente in Kauf nehmen müssen.

Die Diskussion um die „Friedensgrenze“ betraf das Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein nicht unmittelbar, sicherte aber seinen

Bestand und war zugleich eine Bestätigung des Befreiungsrechts für angestellte

Freiberufler [54].

Die der Rentenreform von 1999 zugrunde liegenden Eckpunkte betreffen

naturgemäß auch die Versorgungswerke. Auch die Freiberufler müssen auf die

zunehmende Lebenserwartung ihrer Mitglieder und die dadurch verlängerte

Rentenzahlung reagieren. Einen Demografiefaktor haben die Versorgungswerke –

anders als die gesetzliche Rentenversicherung – jedoch nicht eingeführt. Stattdessen

aktualisierten sie die ihrer Kalkulation zugrundeliegenden Generationentabellen/

Sterbetafeln [54]. Interessanterweise ist dies beim Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein jedoch erst 10 Jahre später, nämlich 2009

geschehen. 1999 ist die Tabelle A zur monatlichen Rentenanwartschaft zwar

ebenfalls geändert worden  sie beinhaltete allerdings eine deutliche Anhebung der

Rentenanwartschaften.

3.1.8 Die wichtigsten rentenpolitischen Aspekte ab 2000

Die rentenpolitische Situation zu Beginn des neuen Jahrtausends war geprägt von

dem Riester-Reformgesetz von 2001. Dessen Ziel war es, das Rentenniveau

langfristig abzusenken und durch eine staatlich geförderte private Altersvorsorge zu

ergänzen. Benannt ist die „Riester-Rente“ nach Walter Riester, dem damaligen

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung.
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Das Riester-Reformgesetz bedeutete eine erneute Umstellung der Renten-

anpassung. Nachdem mit der Rentenreform von 1992 von der Bruttolohn- auf die

Nettolohnentwicklung umgestellt worden war, erfolgte nun eine Kehrtwende von der

Nettolohnentwicklung auf die modifizierte Bruttolohnentwicklung. Seitdem folgt die

Rente den durchschnittlichen Bruttolöhnen, wird aber um die Beiträge zur

Rentenversicherung und die ergänzende private Altersvorsorge korrigiert [141].

2004 wurde die Rentenformel mit dem Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetz

um einen Nachhaltigkeitsfaktor ergänzt. Dieser koppelt die Rentenentwicklung

zusätzlich an die zahlenmäßige Entwicklung der Rentenempfänger im Verhältnis zu

den Beitragszahlern. Damit wird die Rentenanpassung gesenkt [141].

2007 trat das Altersgrenzenanpassungsgesetz in Kraft, mit dem die Regelalters-

grenze ab 2012 sukzessive von 65 auf 67 Jahre heraufgesetzt wird. Besonders

langjährig Versicherte (solche mit einer Wartezeit über 45 Jahre) dürfen auch

weiterhin ohne Abschläge mit Vollendung des 65. Lebensjahres in Altersrente gehen.

3.1.9 Die Entwicklung der Satzung ab 2000 bis heute

Die nächste Satzungsänderung trat zum 22. Februar 2000 in Kraft. Geändert wurde

§ 9 der Satzung (Verwaltungsausschuss), der einen neuen Abs. 2 lit. d bekam. Darin

wurde bestimmt, dass die Mitglieder des Veraltungsausschusses ihre Tätigkeit

ehrenamtlich ausüben und Aufwandsentschädigungen durch Beschluss der

Kammerversammlung geregelt werden. Abgesehen davon wurde § 9 Abs. 1 lit. a

dahingehend geändert, dass der Verwaltungsausschuss aus mindestens drei und

höchstens fünf Mitgliedern besteht. Zuvor waren es immer drei Mitglieder.

Weiter wurde in § 19 (Leistungsarten, Rechtsanspruch, Zahlungsweise) ein neuer

Abs. 6 eingefügt. Darin wurde geregelt, dass ein Mitglied oder Berechtigter mit

Rentenansprüchen aus der Satzung verpflichtet war, Schadenersatzansprüche

nichtversicherungsrechtlicher Art gegen Dritte an das Versorgungswerk abzutreten.

Die Abtretung war ausgeschlossen bei Schadenersatzansprüchen gegen mit dem

Mitglied oder Berechtigten in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familien-

angehörigen, es sei denn, dass dieser den Schaden absichtlich verursacht hat.

Die nächste Satzungsänderung trat zum 1. Dezember 2001 in Kraft. Die einzige

Änderung zur Vorfassung bestand darin, dass § 26 (Befreiung von der
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Beitragszahlung bei Inkrafttreten des Versorgungswerks) ersatzlos gestrichen wurde.

Die Vorschrift war durch Zeitablauf obsolet geworden.

Die nächste Satzungsänderung datiert vom 1. April 2003. In § 20 Abs. 5 (Berechnung

der Alters- und Berufsunfähigkeitsrente bei vorgezogenem Beginn der Altersrente)

wurde ein klarstellender Bezug auf die Leistungstabellen eingefügt.

Dann wurde die Satzung erst wieder zum 1. März 2006 geändert. Darin wurden

insbesondere die Vorschriften zur Pflichtmitgliedschaft und den Ausnahmen von der

Pflichtmitgliedschaft nach §§ 2 und 3 der Satzung geändert. Ursprünglich waren alle

Kammermitglieder, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ursatzung am 1. Juni

1974 das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, Pflichtmitglieder im

Versorgungswerk. § 2 n.F. stellt in Abs. 1 klar, dass alle bisherigen Pflichtmitglieder

auch nach dem neuen Stichtag 1. Januar 2006 Pflichtmitglieder bleiben. Ab diesem

Stichtag werden alle Kammermitglieder Pflichtmitglied des Versorgungswerks, sofern

sie nicht nach § 3 von der Pflichtmitgliedschaft ausgenommen sind. Ausgenommen

sind nach § 3 n.F. solche Kammermitglieder, die auch schon vor dem 1. Januar 2006

wegen Vollendung des 45. Lebensjahrs ausgeschlossen waren; solche, die vor dem

1. Januar 2006 eine Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft erwirkt hatten und auch

nicht in einem anderen Versorgungswerk Mitglied waren; solche, die am 31.

Dezember 2005 das 45. Lebensjahr schon vollendet hatten sowie die bisher auch

schon von der § 3 a.F. erfassten Beamten, Angestellte des öffentlichen Rechts,

Sanitätsoffiziere und Berufsunfähige.

§ 8 a Abs. 2 n.F. (Aufgaben des Aufsichtsausschusses) wurde ebenfalls geändert.

Der Aufsichtsausschuss wird nicht länger vom Vorstand der Zahnärztekammer

bestellt, sondern nur noch von der Kammerversammlung gewählt und von der

Aufsichtsbehörde benannt.

In § 17 n.F. (zusätzliche Höherversicherung) wurde Abs. 3 a.F. gestrichen. Damit

entfällt die entsprechende Anwendung von § 5 Abs. 3, also der Rückerstattungs-

anspruch anspruchsberechtigter Hinterbliebener in Bezug auf die zusätzliche

Höherversicherung.

Ersatzlos gestrichen wurde auch § 24 Abs. 6 a.F. der Satzung, wonach eine

Kündigung der freiwilligen Mitgliedschaft und der zusätzlichen Höherversicherung nur

möglich war, solange der eine Rentenzahlung auslösende Versicherungsfall noch

nicht eingetreten war.
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Neu gefasst wurde § 24 b der Satzung zur Beitragsüberleitung. Nach der alten

Fassung bestand eine gebundene Entscheidung, dass die gezahlten Beiträge an das

neu zuständige Versorgungswerk übergeleitet wurden. Nach der neuen Fassung

„können“ die Beiträge übertragen werden, sofern höchstens 60 beitragspflichtige

Mitgliedschaftsmonate im alten Versorgungswerk bestanden haben. Das führt dazu,

dass es bei Wechsel der Kammermitgliedschaft nach z.B. zehn Jahren zu

Versorgungsansprüchen gegenüber zwei Versorgungswerken kommt. Nur allzu

kleinteilige Renten, die vor Vollendung von 60 Kalendermonaten entstehen würden,

sollen vermieden werden. Mit dieser Regelung soll auch einem „Versorgungs-

werktourismus“ vorgebeugt werden. Es hat sich gezeigt, dass einige Versorgungs-

werke wirtschaftlich erfolgreicher sind als andere und dementsprechend höhere

Renten zahlen können. Bei strategischer Verlegung des Praxissitzes kurz vor

Ruhestand könnte das zu einer großen Belastung der erfolgreicheren Versorgungs-

werke führen.

Die nächste Satzungsänderung trat zum 1. April 2007 in Kraft. In § 8 Abs. 2 n.F.

wurden Bestimmungen zur Wahl des Aufsichtsausschusses eingefügt. Die Wahl ist

geheim, schriftlich und mit verdeckten Wahlzetteln durchzuführen. Beim ersten

Wahlgang entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei weiteren

Wahlgängen entscheidet die einfache Mehrheit. Bei mehreren Kandidaten

entscheidet die Stichwahl. Bei Stimmgleichheit entscheidet das Los.

Zum 15. Januar 2009 fand wiederum eine Satzungsänderung statt. Die Vorschrift

über den Geschäftsführer des Versorgungswerks (§ 9 Abs. 1 lit. d) a.F. wurde

gestrichen. Es wurde ein eigenständiger § 9 a der Satzung eingefügt, in dem die

Bestimmungen zum Geschäftsführer des Versorgungswerks neu gefasst wurden.

Der Geschäftsführer wird jetzt nicht mehr vom Vorstand der Zahnärztekammer

bestellt, sondern vom Aufsichtsausschuss berufen und abberufen. Der

Geschäftsführer vertritt das Versorgungswerk nach § 4 Abs. 3 S. 2 des Heilberufe-

kammergesetzes gerichtlich und außergerichtlich in verwaltungsrechtlichen

Verfahren und Vermögensangelegenheiten. § 9 a Abs. 3 n.F. der Satzung normiert

ein Schriftformerfordernis für alle rechtsgeschäftlichen Erklärungen. Der

Geschäftsführer ist nach § 9 a Abs. 4 n.F. an die Weisungen des Aufsichtsaus-

schusses gebunden. Außerdem wurden die Beitrags- und Leistungstabellen

angepasst.
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Schon kurze Zeit später, nämlich zum 30. September 2009 trat die nächste

Neufassung der Satzung in Kraft. § 21 a zum  Versorgungsausgleich wurde

geändert. § 21 a Abs. 1 n.F. stellt klar, dass der Versorgungsausgleich nach dem

neuen Gesetz über den Versorgungsausgleich vom 3. April 2009 durchzuführen ist.

Die Neufassung gilt nur für Versorgungsausgleichsentscheidungen aufgrund dieses

neuen Gesetzes. Für Versorgungsausgleichsentscheidungen nach altem Recht gilt

die alte Satzung weiter (§ 21 a Abs. 5 n.F.). Auf die Einzelheiten der Durchführung

des Versorgungsausgleichs soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden.

Die nächste Satzungsänderung trat zum 1. Januar 2012 in Kraft. Dies war eine

umfassende Änderung, wobei vielerorts nur semantische Änderungen stattgefunden

haben (z.B. in § 9 Abs. 2 „erstellten“ statt „erstatteten“). Diese Änderungen werden

hier nicht im Einzelnen aufgeführt.

§ 5 Abs. 2 der Satzung wurde neu gefasst. Pflichtmitglieder können nach Erlöschen

der Pflichtmitgliedschaft ihre Mitgliedschaft nur dann freiwillig fortsetzen, wenn keine

andere beitragspflichtige Pflichtmitgliedschaft bei einem anderen berufsständischen

Versorgungswerk besteht. Die freiwillige Mitgliedschaft muss innerhalb von drei

Monaten nach Erlöschen der Pflichtmitgliedschaft beantragt werden.

Außerdem wurde § 16 Abs. 1 der Satzung geändert. Freiwillige Mitglieder dürfen ihre

Beiträge weiterhin frei bestimmen und sind nach oben nur durch die Höhe der

Pflichtbeiträge begrenzt. Allerdings darf von nun an die Absenkung oder die

Anhebung des monatlich zu leistenden Beitrags höchstens 10 % des jeweiligen

Höchstbetrages nach § 12 Abs. 1 betragen.

Die Beiträge der zusätzlichen Höherversicherung nach § 17 Abs. 1 werden auf den

doppelten Beitrag nach § 12 Abs. 1 beschränkt. Die vormals bestehende Wartezeit

von 60 Kalendermonaten (§ 17 Abs. 1 a.F.) wurde gestrichen.

§ 18 a Abs. 3 S. 2 a.F. wurde gestrichen: Über die Nachversicherung entscheidet

fortan nicht mehr der Verwaltungsausschuss, auch die gegebenenfalls erforderliche

Gesundheitsprüfung entfällt.

Wichtig ist folgende Änderung zur Altersrente nach § 20 der Satzung. § 20 Abs. 1,

der bisher jedem anspruchsberechtigten Mitglied eine lebenslange Altersrente

gewährte, wird nun an das Erreichen einer Altersgrenze gekoppelt. Abhängig vom

Geburtsjahr konnten alle bis 1946 Geborenen noch mit Erreichen der Altersgrenze

von 65 Jahren in Rente gehen. Die anschließenden Geburtsjahrgänge müssen eine
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ansteigend gestaffelte Altersgrenze erreichen. Alle ab 1964 Geborenen müssen die

Altersgrenze von 67 erreichen. Nach § 20 Abs. 3 Satz 4 n.F. darf die Rentenzahlung

längstens bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres aufgeschoben werden.

Mitglieder, die erst nach dem 31. Dezember 2011 Mitglied geworden sind, können die

Altersrente frühestens mit Vollendung des 62. Lebensjahres beantragen, für alle

vorherigen Mitglieder bleibt es bei der Vollendung des 60. Lebensjahres (§ 20 Abs. 5

Satz 1 und 2 n.F.). Der neue Abs. 6 enthält Einzelheiten zur Berechnung der Renten.

§ 23 Abs. 4 Satz 2-4 zur Höhe der Witwenrente werden in einen neuen Abs. 5

gefasst. Dabei wird die Höhe des Altersunterschieds von 15 auf 10 Jahre gesenkt

und gleichzeitig die Ehedauer von 15 auf 20 Jahre erhöht.

§ 25 (Höhe der Leistungen) wird um Abs. 6 und 7 ergänzt. Beide enthalten

Bestimmungen zur Anwendung neuer Beitrags- und Leistungsverzeichnisse ab 2009

bzw. 2012.

Schon zum 1. Mai 2012 gab es eine weitere Satzungsänderung. Hier wurden

allerdings im Vergleich zu der vorangegangenen Satzungsänderung nur Marginalien

geändert. In § 8 Abs. 2 der Satzung zum Aufsichtsausschuss wurde ergänzt, dass

bereits für die Dauer von vier Jahren gewählte Aufsichtsausschussmitglieder bis zu

einer Neuwahl im Amt bleiben. Die Wahlperiode des Verwaltungsausschusses (§ 9

Abs. 1 lit. b) wurde von vier auf fünf Jahre verlängert. In § 22 Abs. 2 S. 3

(Kinderzuschuss bis zum 25. Lebensjahr) wurde der Bundesfreiwilligendienst

ergänzt. Und Bekanntmachungen (§ 29 der Satzung) können nun auch im

elektronischen Wege erfolgen.

Die letzte Satzungsänderung trat zum 1. Dezember 2012 in Kraft. Die Feststellung

des Jahresabschlusses bedarf fortan nicht mehr der Genehmigung der

Aufsichtsbehörde (§ 7 letzter Satz der Satzung). In § 8 wurde mit dem neuen Abs. 10

eine Haftungsbegrenzung für Aufsichtsausschussmitglieder eingeführt. Diese haften

nur für vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Schaden. Außerdem wird eine

Pflicht zum Abschluss einer D&O-Versicherung eingeführt.

Fazit: Die Riester-Rentenreform von 2001 betrifft die Versorgungswerke nicht.

Selbstständige Mitglieder von Versorgungswerken gehören nicht zum förder-

berechtigten Personenkreis. Förderberechtigt sind nur Pflichtversicherte der

gesetzlichen Rentenversicherung. Angestellte Freiberufler, die sich von der
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gesetzlichen Rentenversicherung zugunsten eines Versorgungswerks haben

befreien lassen, sind nicht förderberechtigt [37].

Das Altersgrenzenanpassungsgesetz von 2007 ist auch in den Satzungen der

Versorgungswerke umgesetzt worden. Zum Thema „Rente mit 67 Jahren“ heißt es in

einem Rundschreiben des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein aus Januar 2013:

„Das Versorgungswerk hat die Zeitsystematik übernommen. Das geschah, um
den Status des Versorgungswerks als Alterssicherungssystem der ersten
Säule zu sichern.“

Allerdings kann im Unterschied zur gesetzlichen Rentenversicherung weiterhin mit

Vollendung des 65. Lebensjahrs eine Altersrente ohne Abschläge bezogen werden.

Wer erst mit 67 Jahren Altersrente in Anspruch nimmt, erhält aufgrund der zwei

weiteren Beitragsjahre eine höhere Rente.

Außerdem hat das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zum

1.1.2009 neue Generationentafeln eingeführt [160]. Dies hat die Kammerver-

sammlung vom 22.11.2008 beschlossen. Bis dahin galten für das Versorgungswerk

die Periodentafeln für Zahnärzte. Danach betrug z.B. die Lebenserwartung eines im

Jahr 2013 65-jährigen Zahnarztes 83,5 Jahre und die einer gleichaltrigen Zahnärztin

88,1 Jahre. Den neuen Generationentafeln für berufsständische Versorgungswerke

liegen Erkenntnisse zugrunde, nach denen die Lebenserwartung eines im Jahr 2013

65-jährigen Zahnarztes nun bei 88,4 Jahren und die der gleichaltrigen Zahnärztin bei

91,2 Jahren liegen [161]. Und die Lebenserwartung steigt weiter: Zahnärzte, die im

Jahr 2013 40 Jahre alt sind, werden bei Erreichen des Rentenalters im Jahr 2038

eine Lebenserwartung von 91,1 Jahren haben, Zahnärztinnen sogar von 93,9 Jahren

[161].

Es liegt also auf der Hand, dass die Renten länger zu zahlen sind. Mit den neuen

Generationstafeln wird – vereinfacht gesagt – nach dem jeweiligen Geburtsjahrgang

ein Abschlag bei der Rentenanwartschaft vorgenommen. Der Abschlag ist bei den

Jüngeren höher und bei den Älteren niedriger, denn die voraussichtliche

Lebenserwartung ist umso höher, je jünger das Mitglied ist. Die Lebensrente wird

nicht niedriger, sondern bleibt versicherungsmathematisch gleichhoch und wird nur

länger ausgezahlt.

Auch die Finanzkrise, die 2008 in der Bankenwirtschaft begann und sich bis heute

mit der Staatsschuldenkrise fortsetzt [47], hat Auswirkungen auf die Renten-
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anwartschaften des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein

gehabt.

Die Auswirkungen dieser Krise stellen auch die berufsständischen Versorgungswerke

vor einen Härtetest [47]. Denn die berufsständischen Versorgungswerke sind

kapitalgedeckt finanziert. Vielfach haben die Versorgungswerke einen signifikanten

Kapitalanteil in Aktien angelegt. Vor der Finanzkrise soll dieser Anteil ca. 17 %

betragen haben [95]. Dennoch haben die berufsständischen Versorgungswerke die

Krise nach eigenen Angaben gut überstanden [36; 66]. Auch die Bundesregierung

sieht dies so [15]. Allerdings haben viele Versorgungswerke im Zuge der derzeit

herrschenden Niedrigzinspolitik ihren Rechnungszins nach unten korrigiert [60].

Das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein hat seit 1983 mit

einem Rechnungszins von 4 % gearbeitet, was bei damaligen Zinserträgen von 8 %

gut vertretbar war. Das historische Zinstief der heutigen Zeit hat das Versorgungs-

werk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zu einer Absenkung des Rechnungs-

zinses von 4 % auf 3 % für die ab dem 1.1.2012 geleisteten Beiträge bewegt. Dies

hat die Kammerversammlung am 26. März 2011 beschlossen. Die davor geleisteten

Beiträge werden weiterhin mit 4 % verzinst [162].

3.2 Die Organe

In diesem Abschnitt soll ein Überblick über die Zusammensetzung der Organe des

Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein von 1974 bis heute

gegeben werden.

3.2.1 Der Aufsichtsausschuss

Von 1974 bis 1991 bestand der Aufsichtsausschuss aus den Herren Dr. Dreger, Dr.

Buns, Dr. Rath, Dr. Hornig und Dr. Pautke [89].

Von 1992 bis 1997 bildeten die Herren Dr. Dreger, Dr. Henriot, Dr. Tüxen, Dr. Schmitz

und Dr. Rupprecht den Aufsichtsausschuss [89].

Von 1997 bis 1999 war der Aufsichtsausschuss durch die Herren Dr. Henriot, Dr.

Schmitz, Dr. Rupprecht, Dr. Tüxen und Dr. Christensen besetzt [145; 146; 147].

Von 1999 bis 2003 bestand der Aufsichtsausschuss aus den Herren Dr. Henriot, Dr.

Schmitz, Dr. Tüxen, Dr. Christensen und Dr. Wöhlk [147; 148; 149; 150; 151].
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Von 2003 bis 2004 bildeten die Herren Dr. Henriot, Dr. Schmitz, Dr. Schmarje, Dr.

Christensen und Dr. Wöhlk den Aufsichtsausschuss [151; 152].

Von 2004 bis 2006 war der Aufsichtsausschuss durch die Herren Dr. Henriot, Dr.

Schmitz, Dr. Schmarje, Dr. Christensen und Dr. Teich besetzt [152; 153; 154].

Von 2007 bis 2011 bestand der Aufsichtsausschuss aus den Herren Ahrens, Dr.

Henriot, Dr. Schmitz, Dr. Schmarje, Dr. Christensen [155; 156; 157; 158].

2011 und 2012 setzte sich der Aufsichtsausschuss aus den Herren Ahrens, Dr.

Kriens, Dr. Henriot, Dr. Schmarje und Dr. Christensen zusammen [158; 159].

Ab 2013 ist der Aufsichtsausschuss durch die Herren Ahrens, Dr. Kriens, Dr.

Schmarje und Dr. Männel vertreten [166; 167].

Insgesamt ist festzustellen, dass von Anfang an eine große Beständigkeit in der

Besetzung des Aufsichtsausschusses herrscht. Amtszeiten von gut zwanzig Jahren

wie z.B. von Dr. Dreger und Dr. Henriot sind keine Seltenheit. Die Erstbesetzung war

von 1974 bis 1991 ohne Wechsel gemeinsam tätig. Danach wechselte bis auf Dr.

Dreger die gesamte Besetzung.

Danach fand regelmäßig Wechsel statt. Allerdings wurde meist nur ein Organmitglied

neu gewählt, so dass die Beständigkeit in der Organführung gewährleistet ist. So

wurde 1997 Dr. Dreger durch Dr. Christensen ersetzt. 1999 rückte Dr. Wöhlk für Dr.

Rupprecht nach. 2003 kam Dr. Schmarje für Dr. Tüxen. 2004 ersetzte Dr. Teich Dr.

Wöhlk. 2007 rückte Ahrens für Dr. Teich nach. 2011 schied Dr. Schmitz aus und Dr.

Kriens kam neu dazu. Seit 2013 sind Dres. Christensen und Henriot nicht mehr

Mitglied des Aufsichtsausschusses, dafür kam Dr. Männel neu dazu.

3.2.2 Der Verwaltungsausschuss

1974 bestand der Verwaltungsausschuss aus den Herren Oehme, Kruse und Dr.

Born [89].

1975 bestand er nur aus zwei Mitgliedern, nämlich den Herren Oehme und Kruse

[89].

Von 1976 bis 1989 setzte sich der Verwaltungsausschuss aus den Herren Oehme,

Kruse und Dr. Ahrens zusammen [89].

Von 1990 bis 1995 waren die Herren Kruse, Dr. Bluhm und Dr. Müller Mitglieder des

Verwaltungsausschusses [89].



3 Satzung, Organe, Mitgliederbestand, Beiträge und Renten

54

Von 1995 bis 2000 bestand der Verwaltungsausschuss aus den Herren Kruse, Dr.

Müller und Dr. Kickler [145; 146; 147; 148].

Von 2000 bis 2004 setzte sich der Verwaltungsausschuss aus den Herren van der

Lancken, Dr. Müller und Dr. Kickler zusammen [148; 149; 150; 151; 152]. Im Jahr

2004 kam noch Herr Dr. Wöhlk dazu [152].

Ende 2005 schied Herr Dr. Müller aus dem Verwaltungsausschuss aus [153]. Dieser

besteht seitdem noch aus den Herren van der Lancken, Dr. Kickler und Dr. Wöhlk20

[144; 154; 155; 156; 157; 158; 159].

Auch im Verwaltungsausschuss herrscht eine große Kontinuität im Hinblick auf die

Besetzung. Der amtierende Verwaltungsausschuss führt die Geschäfte des

Versorgungswerks seit fast 10 Jahren. Herr Dr. Wöhlk, der aktuell Mitglied des

Verwaltungsausschusses ist, war zuvor fünf Jahre Mitglied des Aufsichtsaus-

schusses. Weitere Wechsel zwischen Verwaltungs- und Aufsichtsausschuss haben

nicht stattgefunden.

3.2.3 Die Kammerversammlung

Das wichtigste Organ ist im Grunde die Kammerversammlung. Diese ist nach § 7 der

Satzung das ausführende Organ des Versorgungswerks. Die jeweils ca. 65

Delegierten können hier aus Platzgründen nicht aufgeführt werden21. Stattdessen soll

der Präsident der Kammer genannt werden.

Präsident der Kammerversammlung war von 1974 bis 1976 Herr Dr. Eggers [89].

Von 1976 bis 1992 war Herr Dr. Bremer, der auch die Chronik anlässlich des 50-

jährigen Bestehens der Zahnärztekammer herausgegeben hat, Präsident der

Kammerversammlung [89]. Von 1992 bis 1995 stand Herr Dr. Schulz der Kammer

vor [89]. Er wurde von Herrn Dr. Jürgensen abgelöst, der von 1997 bis 2005

Kammerpräsident war [89]. Von 2005 bis 2009 war Herr Hans-Peter Küchenmeister

Kammerpräsident [130]. Die nächste Wahlperiode von 2009 bis 2013 war Dr. Ulrich

Rubehn Kammerpräsident [165]. Seit 2013 steht Herr Dr. Michael Brandt der

Zahnärztekammer vor [166].

20 Für den Zeitraum ab 2013 vgl. Aufstellung (2014).
21 Vgl. Delegiertenlisten.



3 Satzung, Organe, Mitgliederbestand, Beiträge und Renten

55

3.3 Mitglieder und Versorgungsempfänger

In diesem Kapitel soll die Entwicklung der Mitgliederzahlen des zahnärztlichen

Versorgungswerkes von Beginn bis heute dargestellt werden. Dabei wird zwischen

Mitgliedern und Versorgungsempfängern unterschieden. Die den Tabellen

zugrundeliegenden Zahlen, Fakten und Daten stammen zum einen aus einer

Präsentation anlässlich des 25-jährigen Bestehens des Versorgungswerks der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein im Jahre 1989 und zum anderen aus den

Geschäftsberichten des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein aus den Jahren 1997 bis 2012, wobei im Geschäftsbericht des Jahres 1997

die für die Jahre 1990 bis 1996 relevanten Zahlen, Fakten und Daten enthalten sind

[89; 144; 145; 146; 147; 148; 149; 150; 151; 152; 153; 154; 155; 156; 157; 158; 159].

3.3.1 Mitglieder

In diesem Unterabschnitt wird die Entwicklung des Mitgliederbestandes der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein und des dazugehörigen Versorgungswerks

von 1974 bis 2012 dargestellt.

Abbildung 1: Mitgliederbestand Zahnärztekammer und Versorgungswerk 1974-2012

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung des Mitgliederbestandes des Versorgungswerks

seit 1974. Von anfänglich 434 Mitgliedern im Jahre 1974 ist die Zahl auf 2.449 im

Jahr 2012 angestiegen. Damit hat sich der Mitgliederbestand mehr als verfünffacht.
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Bis auf einen leichten Rückgang von 1999 auf 2000 ist ein kontinuierlicher Anstieg

der Mitgliederzahl zu verzeichnen.

Daneben zeigt Abbildung 1 auch die Entwicklung des Mitgliederbestandes der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein. Im Jahr 1974 gab es 1700 Kammermitglieder,

im Jahre 2012 waren es 3208. Damit hat sich die Anzahl an Kammermitgliedern fast

verdoppelt.

Im Vergleich ergibt sich folgendes Bild: Bei Inkrafttreten des Versorgungswerks

wurden 434 von 1700 Zahnärzten Mitglied des Versorgungswerks. Das entspricht ca.

25 %. Im Jahr 2012 waren 2.499 von 3208 Zahnärzten Mitglied des Versorgungs-

werks. Das entspricht ca. 76 %. Ohne Zweifel liegt dieser starke Anstieg daran, dass

seit 1974 neue Kammermitglieder in der Regel Pflichtmitglied des Versorgungswerks

werden.

3.3.2 Versorgungsempfänger

In diesem Unterabschnitt wird die Entwicklung des Versorgungsempfängerbestands

dargestellt.

Abbildung 2: Gesamtschau Versorgungsempfänger nach Versorgungsleistung aufgeschlüsselt

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Anzahl an Versorgungsempfängern, aufge-

schlüsselt nach Altersrente, Berufsunfähigkeitsrente, Witwen-und Witwerrente und
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Waisenrente/Kinderzuschuss von 1974 bis 2012. Im Vergleich der verschiedenen

Versorgungsempfänger des Versorgungswerks erweisen sich die Altersrentner als

die bei weitem größte Bestandsgruppe des Versorgungswerks. Zahlenmäßig am

geringsten sind die Empfänger von Berufsunfähigkeitsrente. In Prozent ausgedrückt

entfielen 2012 von den Versorgungsempfängern insgesamt 69,6 % auf Altersrente,

5,2 % auf Berufsunfähigkeitsrente, 12,1 % auf Witwen- und Witwerrente und 13,1 %

auf Waisenrente/Kinderzuschuss.

Abbildung 3: Empfänger von Altersrente 1974 – 2012

Abbildung 3 zeigt die Entwicklung des Bestands der Empfänger von Altersrente von

1974 bis 2012. Zur Jahrtausendwende steigt der Bestand sprunghaft an. Dies liegt

daran, dass bei Gründung im Jahr 1974 nur solche Kammerangehörige Pflicht-

mitglieder werden konnten, die das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. Dies

wirkte sich ab dem Jahr 2000 mit einem deutlichen Anstieg der Altersrenten-

empfänger aus. Jetzt hatten viele, die 1974 gerade noch Pflichtmitglied geworden

sind, das 65.Lebenjahr vollendet und bezogen Altersrente.
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Abbildung 4: Empfänger von Berufsunfähigkeitsrente 1974-2012

Abbildung 4 zeigt die Entwicklung des Bestands von Berufsunfähigkeitsrentnern von

1974 bis 2012. In den ersten zehn Jahren gab es nur zwei Empfänger von

Berufsunfähigkeitsrente. Danach stieg und fiel die Anzahl an Berufsunfähigen

unregelmäßig. Der Höchststand war 2003 mit 47 Bezugsberechtigten erreicht.

Abbildung 5: Empfänger von Witwen- und Witwerrente 1974 – 2012
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Abbildung 5 zeichnet die bestandsmäßige Entwicklung der Empfänger von Witwen-

und Witwerrente von 1974 bis 2012 nach. In den ersten Jahren gab es zunächst eine

Stagnation bei zwei Rentenempfängern, im Anschluss stieg die Anzahl mäßig, aber

stetig. Von 2004 bis 2007 war ein steilerer Anstieg zu verzeichnen, danach hat sich

die Situation wieder etwas entspannt.

Abbildung 6: Empfänger von Waisenrente/Kinderzuschuss 1974 – 2012

Abbildung 6 spiegelt die Entwicklung des Bestands der Empfänger von Waisenrente/

Kinderzuschuss von 1974 bis 2012 wider. Diese Art der Versorgungsleistung

schwankt im Vergleich zu den Abbildungen 3,4 und 5 genannten Versorgungs-

leistungen am meisten. Das wird daran liegen, dass dieser Art Versorgungsleistung

meist ein plötzlicher Todesfall und seltener der Alterstod zugrunde liegt, der einen

Ehepartner mit minderjährigen Kindern zurücklässt. Aktuell beläuft sich die Anzahl

der Empfänger von Waisenrente/Kinderzuschuss auf 100.

Das aktuelle Verhältnis von Mitgliedern und Versorgungsempfängern ergibt sich

demnach wie folgt: Im Jahr 2012 standen 749 Versorgungsempfänger 2.449

Mitgliedern gegenüber. Das ergibt ein Verhältnis von 1:3,2. Mit anderen Worten:

Jeweils gut drei Mitglieder finanzieren die Rente eines Versorgungsempfängers.
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3.4 Entwicklung der Beitragseinnahmen

In diesem Abschnitt wird die Entwicklung der Beitragseinnahmen wiedergegeben.

Die in diesem Abschnitt dargestellten Beträge beruhen auf den Geschäftsberichten

des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein aus den Jahren

1997 bis 2012, wobei dem Geschäftsbericht des Jahres 1997 die für die Jahre 1990

bis 1996 relevanten Zahlen, Fakten und Daten entnommen sind. Für die Jahre 1974

bis 1989 stehen keine entsprechenden Zahlen zur Verfügung, so dass die

Entwicklung der Beiträge in diesem Zeitraum nicht dargestellt werden kann.

In den ersten Jahren nach Inkrafttreten war der Beitrag noch als feste Größe

definiert. 1974 betrug er DM 236,-. Ab 1978 war der Beitrag an den Lebenshaltungs-

kostenindex gekoppelt. Seit 1984 orientiert sich der Beitrag am Höchstbeitrag gemäß

Angestelltenversicherungsgesetz bzw. dem Höchstbeitrag zur gesetzlichen Renten-

versicherung.

Abbildung 7: Entwicklung der Beitragseinnahmen in TEUR 1990 – 2012 (für den Zeitraum
zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Abbildung 7 zeigt ab 1990 einen kontinuierlichen Anstieg der Beitragseinnahmen.

1998 war eine Spitze von ca. 15 Mio. EUR erreicht. Danach kam es zu einem

Rückgang auf ca. 13 Mio. EUR im Jahr 2000, wobei dabei zu berücksichtigen ist,

dass zwischen 1999 und 2000 auch ein Rückgang der Mitgliederzahl zu verzeichnen

war (vgl. Abbildung 1). Ab 2001 stieg das Beitragsvolumen wieder, bis es 2011 gut
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20,5 Mio. EUR erreichte. 2012 war erneut ein leichter Rückgang an Beitrags-

einnahmen zu verzeichnen. Da die Mitgliederzahl von 2011 auf 2012 leicht gestiegen

ist (vgl. Abbildung 1), ist dies klar auf die Absenkung des Höchstbeitrags zur

gesetzlichen Rentenversicherung von 19,9 % auf 19,6 % zurückzuführen [158; 159].

Als Zwischenergebnis sollen die gezahlten Versorgungsleistungen (gesamt) ins

Verhältnis zu den Beitragseinnahmen für die Jahre 1990 bis 2012 gesetzt werden.

Abbildung 8: Verhältnis der Versorgungsleistungen zu den Beiträgen 1996-2012 (für den
Zeitraum zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Abbildung 8 zeigt einen stetigen Anstieg des Prozentsatzes, den die Versorgungs-

leistungen von den Beiträgen ausmachen. Während 1990 die Versorgungsleistungen

nur etwa 5 % der Beiträge ausmachten, waren es 2012 etwas über 60 %. Was das

für die Vermögenslage des zahnärztlichen Versorgungswerks Schleswig-Holstein

bedeutet, wird nachfolgend noch in Abbildung 15 erläutert.

3.5 Entwicklung der Versorgungsleistungen

Als nächstes soll die Entwicklung der Versorgungsleistungen nachgezeichnet

werden. Versorgungsleistungen sind nach § 19 der Satzung Altersrente,

Berufsunfähigkeitsrente, Witwen- und Witwerrente sowie Waisenrente / Kinderzu-

schuss.
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Die in diesem Abschnitt enthaltenen Abbildungen beruhen auf den Geschäfts-

berichten des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein aus den

Jahren 1997 bis 2012, wobei dem Geschäftsbericht des Jahres 1997 die für die

Jahre 1990 bis 1996 relevanten Zahlen, Fakten und Daten entnommen sind [144;

145; 146; 147; 148; 149; 150; 151; 152; 153; 154; 155; 156; 157; 158; 159]. In Bezug

auf die Versorgungsleistungen schlüsselt der Geschäftsbericht 1997 für die Jahre

1990 bis 1995 allerdings nicht nach Versorgungsart auf, sondern enthält nur die

Zahlen für die Versorgungsleistungen insgesamt. Für die Jahre 1974 bis 1989 stehen

keine entsprechenden Zahlen zur Verfügung, so dass die Entwicklung der Beiträge in

diesem Zeitraum nicht dargestellt werden kann.

Abbildung 9: Entwicklung der Versorgungsleistungen insgesamt in TEUR von 1990 – 2012,
nach Art der Versorgungsleistung aufgeschlüsselt von 1996-2012 (für den Zeitraum zwischen
1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Abbildung 9 zeigt, dass die Versorgungsleistung Altersrente nicht nur im Hinblick auf

die Anzahl der Versorgungsempfänger, sondern auch in Bezug auf die Höhe der

0

2000

4000

6000

8000

10000

12000

14000

1974 1977 1980 1983 1986 1989 1992 1995 1998 2001 2004 2007 2010

Altersrente BU-Rente

Witwenrente Waisenrente/Kinderzuschuss

Versorgungsleistungen gesamt



3 Satzung, Organe, Mitgliederbestand, Beiträge und Renten

63

Versorgungsleistung den größten Anteil an der Gesamtversorgungsleistung hat.

Demgegenüber hat die Versorgungsleistung Berufsunfähigkeitsrente den zweit-

größten Leistungsanteil, obwohl die Gruppe der Berufsunfähigkeitsrentner die

kleinste ist und noch nach den Hinterbliebenenrenten rangiert. Dass der Anteil an

Versorgungsleistungen höher ist, liegt daran, dass die Berufsunfähigkeitsrente nach

§ 19 Abs. 1 der Satzung i.V.m. dem Beitrags- und Leistungsverzeichnis 70 % der

fiktiven Rentenanwartschaft beträgt, die Witwen- und Witwerrente nach § 23 Abs. 4

der Satzung 60 % der fiktiven Rentenanwartschaft und die Waisenrente nur 10 %

bzw. 20 % der fiktiven Rentenanwartschaft. Insofern macht die Waisenrente /

Kinderzuschuss den kleinsten Anteil der Versorgungsleistungen aus.

Nachfolgend wird die Entwicklung der einzelnen Versorgungsleistungen wieder-

gegeben. Zunächst die Altersrente von 1996 bis 2012:

Abbildung 10: Entwicklung der Versorgungsleistung Altersrente in TEUR von 1996-2012 (für
den Zeitraum zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Abbildung 10 zeigt einen fast linearen Anstieg der Versorgungsleistung Altersrente

seit 1996. Die Altersrente macht mit fast 10,3 Mio. EUR den Hauptanteil der

Versorgungsleistungen aus. Die Höhe der Versorgungsleistung ins Verhältnis gesetzt

zu der Anzahl der Leistungsempfänger (vgl. Abbildung 3) ergibt für 2012 eine

durchschnittliche jährliche Altersrente von EUR 19.271. Dieser Wert spiegelt

naturgemäß nicht die individuelle Höhe der Altersrente wider, da diese z.B. von der
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Dauer der Beitragsleistung und eventuellen Beitragsbefreiungen nach § 14 der

Satzung abhängig ist.

In Abbildung 11 wird die Entwicklung der Versorgungsleistung Berufsunfähigkeits-

rente in den Jahren 1996 bis 2012 dargestellt.

Abbildung 11: Entwicklung der Versorgungsleistung Berufsunfähigkeitsrente in TEUR von
1996-2012 (für den Zeitraum zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Von 1996 bis 2004 war ein steiler Anstieg der Versorgungsleistung Berufs-

unfähigkeitsrente zu verzeichnen. Danach fällt die Kurve bis 2006 etwas ab und

steigt und fällt seither recht regelmäßig. Auch hier soll die Gesamtversorgungs-

leistung Berufsunfähigkeitsrente zur Anzahl der diesbezüglichen Rentenbezieher ins

Verhältnis gesetzt werden. 2012 gab es 40 Berufsunfähigkeitsrentner, die EUR

954.600 an Rente erhielten, d.h. durchschnittlich EUR 23.850 im Jahr. Auch hier gilt,

dass dies nicht die individuelle Berufsunfähigkeitsrente ist, sondern ein rechnerischer

Durchschnittswert. Interessanterweise ist der Betrag höher als bei der Altersrente,

obwohl die Berufsunfähigkeitsrente nur 70 % der fiktiven Rentenanwartschaft

beträgt.

In Abbildung 12 wird die Entwicklung der Versorgungsleistung Witwen- und

Witwerrente in den Jahren 1996 bis 2012 dargestellt.
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Abbildung 12: Entwicklung der Versorgungsleistung Witwen- und Witwerrente in TEUR 1996-
2012 (für den Zeitraum zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Von 1996 bis 2007 steigen die Ausgaben für Witwen- und Witwerrente von EUR

248.000 auf EUR 750.000. Von 2008 auf 2009 ist die Versorgungsleistung leicht

zurückgegangen. Die Anzahl der Versorgungsempfänger ist von 2008 auf 2009

allerdings von 77 auf 81 gestiegen (vgl. Abbildung 5).

Im Durchschnitt erhielten die 93 Empfänger von Witwen- und Witwerrente im Jahr

2012 EUR 911.800, d.h. EUR 9.804 im Jahr. Die Witwen- und Witwerrente beträgt

60 % der fiktiven Rentenanwartschaft. Verglichen mit dem Durchschnittswert der

Altersrente (EUR 19.271) liegt die Witwen- und Witwerrente hier etwas unter der

rechnerischen 60 %-Wert, der EUR 11.562 beträgt.

Schließlich wird in Abbildung 13 noch die Entwicklung der Versorgungsleistung

Waisenrente / Kinderzuschuss von 1996 bis 2012 fokussiert.
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Abbildung 13: Entwicklung der Versorgungsleistung Waisenrente/Kinderzuschuss in TEUR
1996-2012 (für den Zeitraum zwischen 1974 und 1989 liegen keine Informationen vor)

Ähnlich wie bei der Anzahl der Empfänger von Waisenrente/Kinderzuschuss (vgl.

Abbildung 6) gibt es auch bei der Versorgungsleistung Waisenrente/Kinderzuschuss

einen wechselhaften Verlauf. Der Höchststand war 2009 erreicht, danach ging die

Versorgungsleistung wieder bis 2011 zurück und stieg 2012 erneut an.

Im Durchschnitt erhielten im Jahr 2012 die Empfänger dieser Versorgungsleistung

EUR 2.361. Dies ergibt sich aus dem Gesamtvolumen von EUR 236.100 für 100

Leistungsempfänger.

3.6 Vermögenserträge

Nach den Beiträgen und den Versorgungsleistungen sollen nun die

Vermögenserträge in den Jahren 1990 bis 2012 dargestellt werden. Die dem

zugrundeliegenden Zahlen, Fakten und Daten entstammen wiederum den

Geschäftsberichten des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein aus den Jahren 1997 bis 2012, wobei dem Geschäftsbericht des Jahres

1997 die für die Jahre 1990 bis 1996 relevanten Zahlen, Fakten und Daten

entnommen sind. Für die Jahre 1974 bis 1989 stehen keine entsprechenden Zahlen

zur Verfügung, so dass die Entwicklung der Beiträge in diesem Zeitraum nicht

dargestellt werden kann.
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Abbildung 14: Vermögenserträge in TEUR 1990 - 2012 (für den Zeitraum zwischen 1974 und
1989 liegen keine Informationen vor)

Abbildung 14 zeigt zunächst einen Anstieg der Vermögenserträge von 1990 bis 1997.

In diesem Zeitraum haben sich die Erträge fast vervierfacht. Im Anschluss kam es bis

2003 zu Schwankungen und danach bis 2007 zu einem erneuten Anstieg. Von 2003

bis 2007 haben sich die Vermögenserträge noch einmal fast verdoppelt. 2008 kam

es zu einem deutlichen Einbruch. Die Vermögenserträge haben sich im Vergleich zu

2007 nahezu halbiert. 2009 und 2010 stiegen die Vermögenserträge wieder an und

fielen dann 2011 erneut deutlich ab. Allerdings war 2012 der Stand von 2010 fast

wieder erreicht. Die Volatilität der Vermögenserträge des Versorgungswerks der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein ist eine Folge der jeweiligen Situation der

Finanzmärkte infolge der Banken- und Staatsschuldenkrise.

Wenn man allerdings die in den Geschäftsberichten genannten Nettorenditen der

Jahre 1997 bis 2012 betrachtet, die im Einzelnen der Vertraulichkeit unterliegen, und

die im schwächsten Jahr 2008 noch bei 3,3 % lag, stimmt in Bezug auf das

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein die in Kap. 2.4.3 am

Ende wiedergegebene Aussage der Versorgungswerke und der Bundesregierung,

dass die Versorgungswerke die Finanzkrise gut überstanden hätten.
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Als Zwischenergebnis der Abschnitte 3.4, 3.5 und 3.6 sollen die Beiträge, die

Versorgungsleistungen (gesamt) und die Vermögenserträge der Jahre 1990 bis 2012

ins Verhältnis gesetzt werden.

Abbildung 15: Einnahmen und Ausgaben in TEUR 1990 - 2012 (für den Zeitraum zwischen 1974
und 1989 liegen keine Informationen vor)

Der Vergleich der Einnahmen aus Beiträgen und Vermögenserträgen gegenüber den

Ausgaben durch Versorgungsleistungen zeigt den deutlichen Überschuss an

Einnahmen, auch wenn von 1990 bis 2012 ein kontinuierlicher Anstieg der Ausgaben

zu verzeichnen ist. Die Abbildung zeigt, dass die Beiträge relativ konstant sind und

von den Versorgungsleistungen zunehmend konsumiert werden. Die Vermögens-

erträge sind dagegen volatiler, stellen aber auf lange Sicht die Vermögenslage des

Versorgungswerks sicher. Die wirtschaftliche Lage des Versorgungswerks der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein ist insgesamt als sehr solide zu bezeichnen.

3.7 Rentensteigerungen im Vergleich mit der gesetzlichen Renten-
versicherung in den letzten 10 Jahren

Im Folgenden soll die Rentensteigerung des zahnärztlichen Versorgungswerks

Schleswig Holstein derjenigen der gesetzlichen Rentenversicherung gegenüber-

gestellt werden. Vergleichszeitraum sind die Jahre 1997 bis 2013. Die Zahlen für das

Versorgungswerk sind den Geschäftsberichten 1997 bis 2013 entnommen. Die

Zahlen für die gesetzliche Rentenversicherung stammen von der Bundesregierung
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[16]. Für den Vergleich werden im Hinblick auf die gesetzliche Rentenversicherung

die Werte für die alten Bundesländer herangezogen, weil Schleswig-Holstein zu den

alten Bundesländern zählt.

Jahr Erhöhung der Rente in %
Versorgungswerk Gesetzliche Rentenversicherung

1997 3,3 1,65
1998 3,3 0,44
1999 1,5 1,34
2000 1,5 0,6
2001 2,0 1,91
2002 2,5 2,16
2003 1,3 1,04
2004 1,1 Nullrunde
2005 1,7 Nullrunde
2006 1,3 Nullrunde
2007 0,55 0,54
2008 1,5 1,1
2009 Nullrunde 2,41
2010 Nullrunde Nullrunde
2011 1,0 0,99
2012 Nullrunde 2,18
2013 Nullrunde

Tabelle 1: Vergleich der Rentensteigerungen des Versorgungswerks der Zahnärztekammer
Schleswig-Holstein zum 1.1. des Folgejahres und der Gesetzlichen Rentenversicherung der
alten Bundesländer zum 1.7. des Folgejahres

In den Jahren 1997 und 1998 ist der Unterschied der Rentenanpassung zwischen

dem Versorgungswerk mit je 3,3 % und der gesetzlichen Rentenversicherung mit

1,65 % und 0,44 % am größten. 1999 bis 2003 war die Rentenanpassung beim

Versorgungswerk durchweg höher als bei der gesetzlichen Rentenversicherung,

wobei im Jahr 2001 der Unterschied nur 0,09 Prozentpunkte betrug. 2004 bis 2006

legte die gesetzliche Rentenversicherung jeweils eine Nullrunde ein. 2004 und 2006

gab es eine gesetzliche Nullrunde [135]. 2005 gab es eine formelbedingte Nullrunde,

gleichbleibende Löhne bedingten eine gleichbleibende Rente [135]. Demgegenüber

gab es im Versorgungswerk Rentensteigerungen von 1,1 %, 1,7 % und 1,3 %. Im

Jahr 2007 war die Rentensteigerung fast gleich hoch: Das Versorgungswerk

steigerte um 0,55 %, die gesetzliche Rentenversicherung um 0,54 %. 2008 lag das

Versorgungswerk mit 1,5 % wieder deutlich über der gesetzlichen Rentenversiche-

rung mit 1,1 %. 2009 legte das Versorgungswerk dann allerdings eine Nullrunde ein,

während die gesetzliche Rentenversicherung die Rente um 2,41 % steigerte. 2010

gab es bei beiden Versorgungseinrichtungen eine Nullrunde. Bei der gesetzlichen

Rentenversicherung handelte es sich um eine formelbedingte Nullrunde; hier führten
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sinkende Bruttoentgelte im Zusammenspiel mit dem Nachhaltigkeitsfaktor und der

Riester-Treppe zu dieser Nullrunde [135]. 2011 war die Rentenanpassung erneut fast

gleich; bei der gesetzlichen Rentenversicherung fiel sie um nur 0,01 Prozentpunkte

geringer aus. 2012 gab es bei der gesetzlichen Rentenversicherung eine Anpassung

um 2,18 %, während das Versorgungswerk keine Rentensteigerung gewährte.
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4 Die Perspektive der Mitglieder
Nachdem in den vorangegangenen Kapiteln die institutionelle Entwicklung des

Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein im Einzelnen nachge-

zeichnet wurde, soll im Folgenden die Sichtweise der Mitglieder in den Fokus gestellt

werden. Bei Inkrafttreten des Versorgungswerks im Jahr 1974 hatten alle Kollegen,

die das 45. Lebensjahr, aber noch nicht das 60. Lebensjahr vollendet hatten, die

Wahl, ob sie dem Versorgungswerk beitreten wollten oder nicht [78].

Der Betrachtung soll zunächst ein Interview mit der Zeitzeugin Dr. Ursula Gerdau

vorangestellt werden. Frau Dr. Gerdau schildert dem Verfasser darin ihre persön-

lichen Beweggründe für die Entscheidung, dem Versorgungswerk nicht beizutreten.

Im Anschluss daran soll das Interview in den Kontext einer Repräsentativbefragung

gestellt und mit deren Ergebnis verglichen werden. Diese Repräsentativbefragung

war von Ende März 1974 bis Februar 1975 unter sechs Gruppen freier Berufe in

Schleswig-Holstein, darunter auch die Zahnärzte, zur Planung der Altersvorsorge

durchgeführt worden [65].Damit fiel diese Befragung interessanterweise zeitlich mit

der Gründung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein

zusammen und ist deshalb von besonderer Bedeutung für diese Arbeit.

4.1 Interview mit der Zeitzeugin Dr. Ursula Gerdau

Frau Dr. Ursula Gerdau, Jahrgang 1925, ledig, keine Kinder, ist die Patentante des

Verfassers und hatte von 1955 bis 1991 als niedergelassene Zahnärztin in

Neumünster gearbeitet. Nach einer Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen

Assistentin von 1944 bis 1948 studierte sie von 1948 bis 1953 Zahnmedizin,

promovierte danach und übernahm 1955 die Praxis von ihrem Vater.

Der Verfasser interviewte die Zeitzeugin am 15. Mai 2014. Dazu wurde methodisch

die Form des halbstrukturierten Interviews nach Lamnek gewählt [69], nach der nicht

die bloße Erhebung „objektiver“ Daten, sondern die Schilderung der eigenen

Wahrnehmung im historischen Kontext im Vordergrund steht. Der Interviewte wird

mithilfe eines zuvor erarbeiteten Katalogs offener Fragen zu verschiedenen Themen-

komplexen befragt und zum freien Erzählen angeregt. Gegebenenfalls wird er sanft

auf das Kernthema zurückgelenkt. Im Mittelpunkt dieser Interviewform stehen also

die subjektive Wahrnehmung und die retrospektive Interpretation des erzählten Han-

delns [74]. Der Fragenkatalog und das Interview in Dialogform (ausschnittsweise)
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sind der Dissertation als Anlagen 2 und 3 beigefügt. Nachfolgend werden die

relevanten Ausschnitte des Interviews in komprimierter Form wiedergegeben.

Auf die Frage, wie sie zu Beginn ihres Berufslebens über ihre Altersvorsorge gedacht

habe, gab Dr. Gerdau an, dass dieses Thema damals für sie keine Rollte gespielt

habe. Durch ihre Ausbildung zur PTA habe sie einen Rentenanspruch bei der BfA

erworben. Als sie dann Zahnmedizin studiert und später die Praxis ihres Vaters

übernommen habe, habe sie das Thema Altersvorsorge nicht weiter verfolgt. Auf

Nachfrage erklärt die Zeitzeugin, dass sie schon mitbekommen habe, wie ihr Vater

nach dem zweiten Weltkrieg die gesamte Altersvorsorge verloren hatte. Dennoch

habe sie sich eigentlich keine Gedanken oder gar Sorgen über ihre Versorgung im

Alter gemacht. Sie erinnere sich noch, dass ihr Vater damals viel im Ministerium in

Kiel gewesen sei, um sich für eine geregelte Altersversorgung für die Zahnärzte

einzusetzen. An die Einzelheiten habe sie aber keine Erinnerungen mehr.

Als es 1972 die Möglichkeit gab, als Freiberufler freiwillig in die BfA einzuzahlen und

1974 das Versorgungswerk für die Zahnärzte gegründet worden sei, habe sie sich

mit ihrem Steuerberater beraten, ob sich ein Beitritt zu dem einen oder anderen

lohne. Im Ergebnis hätte sie bei beiden Versorgungsarten aber hohe Nachzahlungen

für eine recht geringe Altersrente leisten müssen. So habe sie sich dann dagegen

entschieden. Dr. Gerdau erinnert sich vage an eine Summe von DM 40.000, die sie

hätte nachzahlen müssen, um freiwillig Mitglied im Versorgungswerk zu werden. Da

sie 1974 schon fast 50 Jahre alt gewesen sei, hätte sich das für sie nicht mehr

gelohnt. Im Zuge der Beratungen mit ihrem Steuerberater habe sie sich dann

entschieden, ihre Altersvorsorge durch den Kauf von Aktien und anderen

Wertpapieren sowie durch den Erwerb einer Wohnung sicherzustellen. Dazu sei

noch das von ihr selbst bewohnte Elternhaus als Eigenheim gekommen. Außerdem

sei sie Mitglied in der AIHV. Auf Nachfrage erläutert sie, dass sie ein sparsamer

Mensch sei und am Ende des Monats immer den Betrag zurückgelegt habe, der

nach Abzug aller Ausgaben von Einkommen noch verblieben war. Auf die Frage, ob

die Entscheidung, dem Versorgungswerk nicht beizutreten, aus heutiger Sicht richtig

war, antwortet Dr. Gerdau, dass sie sich unter den damaligen Gegebenheiten wieder

so entscheiden würde. Ihr Konzept sei gut aufgegangen.
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4.2 Gründe für und gegen den Eintritt

Nach der Schilderung des persönlichen Konzepts der Altersvorsorge der Zeitzeugin

sollen nun die allgemeinen Gründe für oder gegen den Eintritt in das Versorgungs-

werk zum Zeitpunkt seiner Gründung dargestellt werden. Zur Klarstellung: Eine

Wahlmöglichkeit hatten nur die Zahnärzte, die bei Inkrafttreten des Versorgungs-

werks 1974 das 45. Lebensjahr, aber noch nicht das 60. Lebensjahr vollendet hatten.

Kollegen, die das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, wurden Pflichtmit-

glieder.

Ausschlaggebend für die Entscheidung für oder gegen den Eintritt ins Versorgungs-

werk war das gesamte Spektrum aller Möglichkeiten der Altersvorsorge, die damals

zur Verfügung standen. Zum einen konnten Freiberufler sich durch eigene private

Vorsorge für das Alter absichern, zum anderen gab es auch die Möglichkeit der

kollektiven Altersvorsorge.

Die eigenverantwortliche Altersvorsorge spielte seit jeher bei den Freiberuflern eine

wichtige Rolle22. Die in der Untersuchung von Koch genannten häufigsten Formen

der privaten Altersvorsorge waren damals [65]:

 Sparbücher
 Wertpapiere
 Lebensversicherungen (auf Rentenbasis oder auf Kapitalbasis)
 Immobilien (Grundstücke, Mietshäuser, Eigentumswohnungen)
 Sachwerte (Gold, Schmuck, Kunst).

Daneben gab es auch die Möglichkeit, die Praxis nach Erreichen des Rentenalters

zu veräußern bzw. einen jüngeren Kollegen gegen Zahlung von regelmäßigen

Unterstützungsleistungen mit in die Praxis aufzunehmen [65].

Die kollektive Altersvorsorge war insbesondere durch die Versorgungswerke und seit

1972 auch durch die gesetzliche Rentenversicherung möglich.

Tabelle2 zeigt, welche Anlageformen laut der Repräsentativbefragung [65] unter den

Zahnärzten in Schleswig-Holstein zur Zeit des Inkrafttretens des Versorgungswerks

vorhanden waren.

22 Vgl. Kap. 2.1.
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Sparform (Mehrfachnennungen waren
möglich)

Zahnärzte in % (n=791) Dr. Gerdau

Sparbuch 43,1 X
Bausparvertrag 65,6
Prämienbegünstigte Spareinlagen 13,5
Lebensversicherung 71,6 X
Festverzinsliche Wertpapiere 28,3 X
Aktien 2,4 X
Investmentpapiere 17,1
Kommanditbeteiligung bei steuerlich
begünstigten Bauten

17,2

Kommanditbeteiligung bei Schiffen 8,6
Grundstücke, Häuser (inkl. Eigenheime) 55,5 X
Eigentumswohnung 30,5 X
Anlagen im Ausland 8,2
Kunstgegenstände 5,2
Gold 12,3
Sonstiges 12,1
Tabelle 2: Anlageform der Ersparnisse bei Zahnärzten in Schleswig-Holstein 1974/1975;
Darstellung nach Koch 1976, vom Verfasser ergänzt um die Ergebnisse des Zeitzeugeninter-
views

Darüber hinaus wurde auch nach der Sparform gefragt, in der am meisten zur

Altersvorsorge angelegt worden war. Bei den Zahnärzten sah das Bild wie folgt aus,

vgl. Tabelle 3 [65]:

Zahnärzte in %(n=791) Dr. Gerdau
Sparbuch 7,5 x
Bausparvertrag 6,6
Lebensversicherung 14,6 X
Wertpapiere 8,6 X
Steuerlich begünstige
Kommanditbeteiligungen

2,5

Immobilien 48,0 X
Sonstiges 5,9
Tabelle 3: Sparform, in der die Zahnärzte in Schleswig-Holstein 1974/1975 am meisten angelegt
hatten; Darstellung nach Koch 1976, vom Verfasser ergänzt um die Ergebnisse des
Zeitzeugeninterviews

Die wichtigste Form der privaten Altersvorsorge unter den Zahnärzten in Schleswig-

Holstein und bei Dr. Gerdau im Besonderen bestand demnach in Immobilien.

Steuerlich begünstige Anlageformen fielen demgegenüber nicht besonders ins

Gewicht.
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Im Rahmen der Repräsentativbefragung wurde auch nach den Gründen für die Wahl

der Anlageform gefragt. Bei Zahnärzten sah dies wie in Tabelle 4 dargestellt aus [65]:

Zahnärzte in %(n=791) Dr. Gerdau
Eine gute Altersversorgung 50,9
Ausnutzung von Steuervorteilen 31,0
Hohe Verzinsung des Sparkapitals 9,4
Die Ratschläge des Anlageberaters 8,2 X
Die Sicherheit der Anlageform 37,3
Schnelle Verfügbarkeit 8,8
Tabelle 4: Gründe für die Wahl der Sparform bei den Zahnärzten in Schleswig-Holstein
1974/1975; Darstellung nach Koch 1976, vom Verfasser ergänzt um die Ergebnisse des
Zeitzeugeninterviews

Wichtigster Grund für die Wahl der Anlageform war also die gute Altersversorgung,

gefolgt von der Sicherheit der Anlageform. Auch die Ausnutzung von Steuervorteilen

war für die Zahnärzte wichtig. Da steuerlich begünstige Kommanditbeteiligungen nur

eine untergeordnete Rolle spielten, werden sich die Steuervorteile vor allem auf den

Erwerb von Eigenheimen und Mietshäusern beziehen. Ganz anders sah das bei Dr.

Gerdau aus, für die der Verfasser wiederum die rechte Spalte gegenübergestellt hat.

Sie machte sich wenig Gedanken um eine gute Altersvorsorge23. Wichtig waren ihr

vor allem die Ratschläge ihres Steuerberaters.

Im Hinblick auf die Praxisverwertung als Bestandteil der Altersvorsorge ergab die

Repräsentativbefragung folgendes Bild, vgl. Tabelle 4 [65]:

Zahnärzte in %(n=791) Dr.Gerdau
Die Praxis habe ich gekauft 21,1
Die Praxis habe ich von Verwandten
übernommen

9,2 X

Ich bin in einer Gemeinschaftspraxis 7,8
Beitrag zur Alterssicherung durch
Praxisverwertung

0,4

Möchte möglichst früh in Ruhestand gehen,
weil ich einen guten Nachfolger habe

3,2

Möchte möglichst früh in den Ruhestand
gehen, wenn ich die Praxis gut verkaufen
kann

2,8

Tabelle 5: Alterssicherung durch Praxisverwertung bei den Zahnärzten in Schleswig-Holstein
1974/1975; Darstellung nach Koch 1976, vom Verfasser ergänzt um die Ergebnisse des
Zeitzeugeninterviews

23 Vgl. Interview in Kap. 4.1.
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Die Praxisverwertung spielte also als Beitrag zur Altersvorsorge damals nur eine sehr

untergeordnete Rolle. Für die Zeitzeugin spielte die Praxisverwertung keine Rolle.

Besonders interessant für die vorliegende Arbeit ist die finanzielle Absicherung im

Ruhestand, die auch in der Repräsentativbefragung thematisiert wurde. Die Frage

war, wie der Lebensabend finanziell abgesichert wird. Im Hinblick auf die Zahnärzte

in Schleswig-Holstein ergab sich das folgende Bild [65]:

Zahnärzte in % (n= 791)
(Durchschnittsalter)

Dr. Gerdau

Habe eine Altersversorgung auf
Kammerbasis

44,8
(45,7)

Habe ausreichende Ersparnisse 11,3
(55,8)

X

Freiwillige Weiterversicherung in der
Angestelltenversicherung

24,8
(51,7)

Habe mich in die gesetzliche
Rentenversicherung eingekauft

25,3
(56,2)

Habe noch einen Renten-bzw.
Pensionsanspruch aus früherem Beruf

4,8
(55,2)

X

Habe eine Lebensversicherung 41,7
(44,5)

X

Sonstiges

Davon: durch Einkünfte aus
Vermietung/Verpachtung/Veräußerung von
Immobilien

20,9
(49,6)

10,4

X

Tabelle 6: Finanzierung der Altersvorsorge bei den Zahnärzten in Schleswig-Holstein
1974/1975; Darstellung nach Koch 1976, vom Verfasser ergänzt um die Ergebnisse des Zeit-
zeugeninterviews

Auf den ersten Blick erscheint eine Quote von 45 % für die Mitgliedschaft im Versor-

gungswerk recht gering zu sein. Zu berücksichtigen ist bei diesem Wert aber, dass

das Versorgungswerk gerade erst gegründet worden ist und die älteren Kollegen

vom Eintritt ausgeschlossen oder auf Antrag befreit worden waren [65]. So auch Dr.

Gerdau, deren persönliche Situation wiederum in der rechten Spalte ergänzt worden

ist. Sie finanziert ihren Ruhestand anhand ihrer Ersparnisse, ihrer Altersrente bei der

BfA aus ihrer früheren Tätigkeit als PTA, ihrer Altersrente aus der AIHV, durch Ver-

mietung einer Eigentumswohnung und den Erträgen aus Aktien und Wertpapieren.

Insgesamt ist festzustellen, dass auch Selbständige eine kollektive Form der

Alterssicherung einer ausschließlich eigenverantwortlich geführten Altersvorsorge

vorziehen [79].
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5 Zukunftsperspektiven des Versorgungswerks der Zahnärztekammer
Schleswig-Holstein

Nach der Darstellung der historischen Entwicklung des Versorgungswerks soll zum

Schluss ein Blick in die Zukunft geworfen werden. Welchen Herausforderungen sieht

sich das Versorgungswerk der Zahnärzte Schleswig-Holstein in nächster Zeit

ausgesetzt?

Zum Ersten soll der Frage nachgegangen werden, ob die Forderung nach der Ein-

gliederung der berufsständischen Versorgungswerke in die gesetzliche Rentenver-

sicherung Aussicht auf Erfolg haben könnte. Diese Forderung ist nicht neu, sondern

wird vor allem aus dem sozialdemokratischen Lager in regelmäßigen Abständen

erhoben [131].

Zum Zweiten taucht im Zusammenhang mit möglichen Rentenreformen, von denen

dann auch die berufsständischen Versorgungswerke betroffen sein könnten, immer

wieder das sog. Schweizer Modell auf. Es soll untersucht werden, ob das Schweizer

Modell der Alterssicherung in die deutsche Rentenlandschaft übertragbar ist und was

dies für die Versorgungswerke bedeuten könnte.

Zum Dritten stellt die aktuelle Situation am Kapitalmarkt wie auch die demografische

Entwicklung das Versorgungswerk der Zahnärzte der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein vor große Herausforderungen. Es soll auch im Vergleich mit anderen

Versorgungswerken untersucht werden, wie das Versorgungswerk der Zahnärzte-

kammer Schleswig-Holstein darauf reagiert.

Zu guter Letzt gibt es drei Urteile des Bundessozialgerichts vom 3.4.2014 zum

Befreiungsrecht der Syndikusanwälte von der Versicherungspflicht in der gesetz-

lichen Rentenversicherung, die möglicherweise auch Auswirkungen auf das

Befreiungsrecht angestellter Zahnärzte haben könnte.

5.1 Eingliederung in die gesetzliche Rentenversicherung?

5.1.1 Politische Tendenzen

Immer wieder einmal wurde und wird in der Politik die Forderung laut, die

berufsständischen Versorgungswerke in die gesetzliche Rentenversicherung

einzugliedern. Insbesondere ist diese Forderung zu Wahlkampfzeiten zu hören;

vornehmlich wird sie von der SPD und den Grünen erhoben. Dabei sollte man stets

vor Augen behalten, dass sich die Freiberufler nicht freiwillig der gesetzlichen
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Rentenversicherung entzogen haben. Vielmehr wurden sie im Zuge der

Adenauerschen Rentenreform 1957 von der Teilnahme an der gesetzlichen

Rentenversicherung ausgeschlossen und darauf verwiesen, eigenständig für Alter

und Invalidität vorzusorgen.

Die Kehrtwende mit der Rentenreform 1972, die die gesetzliche Rentenversicherung

für die Selbständigen und damit auch für die Freiberufler zur freiwilligen Versicherung

öffnete, sollte zu einer allgemeinen Volksversicherung führen. Da war es bereits zu

spät: „Alle Versorgungswerke der Ärzte, der Zahnärzte und der Tierärzte lehnen nach

sehr eingehender Prüfung des „Für“ und „Wider“ einmütig die Eingliederung der

Versorgungswerke in die geplante Volksversicherung ab“ [100].

1981 wurde noch unter Bundeskanzler Schmidt die berufsständische Versorgung

erneut auf den Prüfstand gestellt. Die Sachverständigenkommission „Alterssiche-

rungssysteme“ sollte alle staatlich finanzierten und geförderten Alterssicherungs-

systeme unter ausdrücklichem Einschluss der Versorgungswerke vergleichen und

prüfen. Im Ergebnis empfahl die Kommission, die berufsständischen Versorgungs-

werke beizubehalten, allerdings unter der Prämisse, dass sie auch weiterhin ohne

staatliche Unterstützung auskommen müssen [92].

Zeitlich kurz nach der „Friedensgrenze“24 und deshalb etwas überraschend kam der

neuerliche Vorstoß der SPD zur Strukturreform der Alterssicherung im Jahr 1997 [6;

56]. Unter Führung von Rudolf Dreßler brachte die SPD-Fraktion einen Antrag ein

[33], in dem es unter Ziffer 7.10 heißt: „Angehörige der freien Berufe (Ärzte,

Zahnärzte, Rechtsanwälte, Apotheker usw.), die zukünftig als Angestellte in ein

abhängiges Beschäftigungsverhältnis eintreten, werden nicht mehr von der

Rentenversicherungspflicht befreit“ [33]. Hier ging es also nicht um alle Freiberufler,

sondern nur um die angestellten Freiberufler.

2002 waren sich dann einmal alle Parteien einig, „die berufsständischen

Versorgungswerke nicht anzutasten“ [55], zumal die Enquête-Kommission des

Bundestages „Demographischer Wandel“ in ihrem Abschlussbericht festgestellt hat,

dass „eine Ausweitung des Versichertenkreises keine Antwort auf das demo-

graphische Problem“ und ein „Aufgeben des gut funktionierenden Systems“ der

Versorgungswerke „ökonomisch nicht begründbar“ sei [124].

24 Vgl. dazu Kap. 2.4.2.
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Im Jahr 2010 hat die SPD-Fraktion bei der Bundesregierung dann aber wieder eine

Kleine Anfrage zur Entwicklung der berufsständischen Versorgungswerke gestellt

[131]. Dabei ging es um die grundsätzliche Frage, ob „diese Organisationsform

gesellschafts-, sozial und wirtschaftspolitisch sinnvoll ist“ [131]. CDU und CSU

hingegen „stehen zu den Versorgungswerken als eigenständiges Alterssicherungs-

system und werden seine Unabhängigkeit verteidigen“ [137].

Stichworte der heutigen Zeit zur Einbeziehung u.a. der Freiberufler in die gesetzliche

Rentenversicherung sind „Bürgerversicherung“ und „Erwerbstätigenversicherung“

[22]. Die SPD, die Grünen und die Linke planen eine Weiterentwicklung der Renten-

versicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung, die nach Möglichkeit alle

Selbstständigen, also auch die Freiberufler erfassen soll [96; 132]. Die CDU lehnt die

Erwerbstätigenversicherung ab. Sie spricht sich für eine Beibehaltung der berufs-

ständischen Versorgungswerke aus, die für sie „ein wichtiger und unverzichtbarer Teil

der Alterssicherung in Deutschland“ [40; 59] ist.

Aus der Sicht des Verfassers sind diese Vorstöße des linken politischen Flügels eher

ideologischer Natur [127]. Die Forderung, den (vermeintlich) besserverdienenden

Freiberuflern das Privileg der Versorgungswerke zu nehmen, hat ohne Frage

Potenzial im Wahlkampf. Die „solidarische Umverteilung innerhalb der Sozialver-

sicherung“ [60] steht demzufolge auch im Wahlprogramm aller linksgerichteten

Parteien. Bündnis 90/Die Grünen gehen sogar so weit, dass beim mittelfristig

geplanten Ausbau der Rentenversicherung zur Bürgerversicherung nicht nur die

Beamten und Selbstständigen, sondern auch die Abgeordneten einbezogen werden

sollen [24].

Die Bestrebungen des linken politischen Lagers zur Abschaffung der Versorgungs-

werke sind aus Sicht des Verfassers wirtschaftlich nicht sinnvoll [63]: Natürlich bringt

es auf der einen Seite kurzfristig Geld in die Rentenkasse, wenn auch die

Freiberufler in die gesetzliche Rentenversicherung eingegliedert werden. Auf der

anderen Seite leben Freiberufler im Durchschnitt länger als die Gesamtbevölkerung

und vor allem würden ihre Renten auch von der gesetzlichen Rentenversicherung

gezahlt werden müssen [8]. Langfristig könnte also gerade durch die Aufnahme der

langlebigen Freiberufler eine Erhöhung der Beitragssätze erforderlich werden [60].

Das demografische Problem würde auf diesem Weg jedenfalls nicht gelöst.
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5.1.2 Verfassungsrechtliche Bestandsgarantie

Vor dem Hintergrund der immer wiederkehrenden Forderung, die Versorgungswerke

in die gesetzliche Rentenversicherung einzugliedern, soll nun der Frage

nachgegangen werden, ob dies verfassungsrechtlich überhaupt zulässig wäre. Die

ABV hat diese Frage von namhaften Verfassungsrechtlern prüfen lassen.

Ein Eingriff in die bestehende Struktur der Altersvorsorge durch Abschaffung der

berufsständischen Versorgungswerke ist aus Sicht namhafter Verfassungsrechtler

nach gegebener Rechtslage unzulässig. Zum einen würde in Grundrechte

eingegriffen. Art. 12 Grundgesetz (nachfolgend: „GG“) schützt die Berufsfreiheit.

Scholz kommt in seinem Gutachten zu dem Ergebnis, dass „Art. 12 GG […] die

Besonderheit der Freien Berufe ebenso in ihren Tätigkeits- wie Funktionsmerkmalen,

ebenso in ihrem spezifischen Berufsethos wie bzw. bis hin zu ihrer auch gesonderten

berufsständischen Altersversorgung garantiert“ [127]. Der Freie Beruf mit seiner

kammergebundenen und berufsständischen Selbstorganisation ist ein in sich

geschlossenes System, zu dem auch die Altersvorsorge in einem Versorgungswerk

gehört. Ein Eingriff in dieses System durch eine sozialversicherungsrechtliche Aus-

bzw. Umgestaltung des Berufsbilds wäre ein Eingriff in die von Art. 12 GG garantierte

Berufsfreiheit [127].

Darüber hinaus fällt die berufsständische Altersvorsorge auch unter den Schutz von

Art. 14 GG, der Eigentumsgarantie. Art. 14 GG schützt die erworbenen Rentenan-

wartschaften. Das gilt sowohl für Anwartschaften aus der gesetzlichen Renten-

versicherung, als auch für Anwartschaften aus den berufsständischen Versorgungs-

werken [127]. Außerdem basiert die berufsständische Altersversorgung auf dem

Prinzip des sog. ewigen Zugangs [26; 139]. Das bedeutet, dass das System nur

fortbestehen kann, wenn fortlaufend neue Mitglieder in das Versorgungswerk ein-

treten und durch ihre Beitragszahlung am Laufen halten. Es ist daher auch nicht

möglich, den künftigen Kammermitgliedern, die per dato noch keine Anwartschaften

erworben haben, den Zugang zu verwehren [127]. Auch dies wäre ein Eingriff in die

Eigentumsgarantie. Denn die neuen Mitglieder sind notwendig, damit die bestehen-

den Anwartschaften aufrechterhalten werden können und es nicht zu Leistungs-

kürzungen kommt [127].

Zum anderen hätte der Bundesgesetzgeber nach derzeit geltendem Recht auch

keine Gesetzgebungskompetenz. Die Versorgungswerke sind nicht Bestandteil der

Sozialversicherung, für die der Bund nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG zuständig ist
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[101; 127]. Anders als die Rentenversicherung, in der sich die Gesamtheit aller

Berufe wiederfindet, stehen die berufsständischen Versorgungswerke nur ihren

spezifischen Kammermitgliedern offen. Darüber hinaus basiert die gesetzliche

Rentenversicherung auf dem Umlageverfahren, während die Versorgungswerke

kapitalgedeckt finanziert werden [127]. Im Ergebnis hat der Bund „nicht die

Sozialversicherungskompetenz für die klassischen Freien Berufe und somit auch

keine Eingriffsmöglichkeit in die berufsständischen Versorgungswerke gem. Art. 74

Abs. 1 Nr. 12 GG“ [125].

Die Versorgungswerke fallen auch nicht in die Gesetzgebungskompetenz des Art. 74

Abs. 1 Nr. 11 GG, der das privatrechtliche Versicherungswesen dem Bund zuweist.

Die Versorgungswerke sind nicht mit privatrechtlichen Versicherungen gleichzu-

stellen. Der Rente wird nicht aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages, sondern

aufgrund eines hoheitlichen Versorgungsanspruchs gezahlt [125].

Es müsste also zunächst eine Grundgesetzänderung mit Zweidrittelmehrheit im

Bundestag beschlossen werden, mit der dem Bund eine Gesetzgebungskompetenz

für die Versorgungswerke zugewiesen würde. In Zeiten einer großen Koalition

besteht diese Möglichkeit durchaus. Dennoch bliebe es dabei, dass die

Eingliederung der Versorgungswerke in die gesetzliche Rentenversicherung einen

rechtswidrigen Eingriff in die Berufsfreiheit aus Art. 12 GG und in die

Eigentumsgarantie aus Art. 14 GG darstellen würde.

Im Ergebnis wäre die geplante Erwerbstätigenversicherung nur dann ohne

verfassungsrechtliche Probleme umsetzbar, wenn die Freiberufler außenvorgelassen

werden [67; 96].

5.2 Übernahme des Schweizer Modells der Alterssicherung?

Eng verwoben mit der im vorangegangen Abschnitt untersuchten Frage ist die in

verschiedenen politischen Lagern immer öfter diskutierte Übernahme von Teilen des

Schweizer Modells der Alterssicherung in das deutsche Rentensystem. Auch hier

stellt sich die Frage, ob und wie die berufsständischen Versorgungswerke in diese

Überlegungen einzubeziehen wären.

Das Schweizer Modell der Alterssicherung [42; 55; 64; 140] unterscheidet sich vom

deutschen Rentensystem. Die Altersvorsorge in der Schweiz besteht zwar ebenfalls

aus drei Säulen. Die erste Säule bildet die gesetzliche Alters- und Hinterlassenen-
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Versicherung (AHV), die im Umlageverfahren finanziert wird. Der Beitragssatz ist mit

derzeit 9,7 % für Selbstständige und 10,3 % für Angestellte (wovon der Arbeitgeber

die Hälfte übernimmt) deutlich geringer als in Deutschland. Zudem gelten keine

Beitragsbemessungsgrenzen, für die Beiträge wird also das gesamte Einkommen

herangezogen. Allerdings ist die Leistung aus der AHV gedeckelt. Die AHV gewährt

eine Sockelrente, die derzeit umgerechnet bei maximal EUR 1.937 liegt [128]. Dazu

kommt die Betriebliche Altersvorsorge (BV) als zweite Säule. Die BV wird

überwiegend durch kapitalgedeckt arbeitende Pensionskassen geleistet und ist für

Arbeitnehmer ab einem bestimmten Einkommen verpflichtend, für Selbstständige

hingegen freiwillig [140]. Als dritte Säule kommt die private Alterssicherung hinzu,

deren Beiträge bis zu einer bestimmten Grenze steuerlich gefördert werden [55].

Besonders bekannt wurde das Schweizer Modell im Jahr 2003 durch Seehofers

Vorstoß zur Grundrente [80]. Seehofer plante eine Grundrente von EUR 410 im

Monat für jedermann bei gleichzeitiger Absenkung der gesetzlichen Rente. Auch

Selbstständige und Beamte sollten dann in die Rentenversicherung einzahlen, die

Beitragsbemessungsgrenze sollte entfallen. Dadurch könnte der Beitragssatz von

damals 19,5 % auf 11-12 % abgesenkt werden. Seehofers Vorschlag war stark an die

erste Säule des Schweizer Modells angelehnt. Die gesetzliche Rentenversicherung,

die in Deutschland derzeit Teil der ersten Säule ist, würde dadurch ein Teil der

zweiten Säule [57].

Auch gut zehn Jahre später ist diese Idee noch aktuell, wenngleich sie auch nicht

mehr von der CSU, sondern jetzt von der Linken vertreten wird25. Fraglich ist, was

eine Übernahme des Schweizer Modells, und sei es auch nur in Teilen, für die

Versorgungswerke bedeuten würde. Sie wären dann ebenso wie die gesetzliche

Rentenversicherung der zweiten Säule zuzuordnen [57]. Verfassungsrechtliche

Bedenken bestehen im Hinblick auf die geplante Verrechnung von Grundrente und

Zusatzversorgung der zweiten Säule. Die kapitalgedeckt arbeitende berufsständi-

sche Versorgung unterfällt wie im voranstehenden Abschnitt dargestellt den

Grundrechten aus Art. 12 und Art. 14 GG.

Kannengießer führt dazu aus: „Die berufsständische Versorgung ist ein System mit

Gruppenäquivalenz, in dem jeder Beitrag zu entsprechenden Leistungen führt. Es

25 Vgl. Plusminus-Wahlserie „Die Parteien und mein Geld – Rente“, abrufbar unter
http://www.daserste.de/information/wirtschaft-
boerse/plusminus/sendung/mdr/2013/wahlserie-110.html.
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wäre verfassungsrechtlich kaum zu rechtfertigen, solche Renten und Anwartschaften,

die ausschließlich auf Beiträgen der Freiberufler beruhen, mit den durch eine

Sonderabgabe und staatliche Zuschüsse finanzierte Grundrenten zu verrechnen“

[57]. Zudem entstünden weitere Ungereimtheiten. Die dritte Säule in Deutschland,

die Riester-Verträge, stehen den Freiberuflern derzeit nicht offen. Es wäre nicht

nachvollziehbar, auf der einen Seite die berufsständische Versorgung mit der

gesetzlichen Rentenversicherung gleichzustellen und auf der anderen Seite die

private Zusatzvorsorge nicht für die Freiberufler zu öffnen. Es bleibt abzuwarten,

welchen Weg die Politik einschlägt. Einstweilen verfolgen die großen Parteien diese

Idee nicht mit besonderem Nachdruck.

5.3 Herausforderungen der heutigen Zeit

Zum Abschluss soll erläutert werden, welchen aktuellen Herausforderungen sich das

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein stellen muss.

5.3.1 Die Situation am Kapitalmarkt

Die aktuelle Kapitalmarktsituation betrifft naturgemäß auch die Versorgungswerke.

Nach einer relativ langen stabilen Hochzinsphase mit Kapitalerträgen im deutlich

zweistelligen Bereich kam es 2008 mit der Bankenkrise zum großen Einbruch.

Seitdem zeigt sich der Kapitalmarkt sehr schwankend, immer wieder krisenge-

schüttelt und geprägt von einer anhaltenden Niedrigzinspolitik. Der Leitzins der

Europäischen Zentralbank bewegt sich in der Nähe von Null26.

2009 gerieten vier ärztliche Versorgungswerke in Schwierigkeiten, weil sie bis dahin

als sicher geltende Wertpapiere der HypoRealEstate hielten [129]. Zudem schlittern

immer wieder europäische Länder in Staatsschuldenkrisen, zuletzt Griechenland und

Portugal. Bei Katastrophen wie in Fukushima können über Nacht Aktienpakete

wertlos werden.

Das hat Auswirkungen auf die Rentenanwartschaften und die Anlagepolitik der

Versorgungswerke [81]. Anders als die gesetzliche Rentenversicherung, die die

Renten im Wege des reinen Umlageverfahrens finanziert, arbeiten die Versorgungs-

werke kapitalgedeckt. Die meisten Versorgungswerke haben sich für das offene

Deckungsplanverfahren entschieden, einzelne – so wie das Versorgungswerk der

26 Im Juni 2014: 0,1 %
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Zahnärztekammer Schleswig-Holstein – für das als besonders sicher geltende

Anwartschaftsdeckungsverfahren [58].Das bedeutet, „dass in jedem Zeitpunkt der

Barwert der zu erwartenden Leistungen durch die Summe aus zukünftigen Beiträgen

und bereits angesammeltem Deckungskapital gedeckt sein muss“ [38].

Die Versorgungswerke haben in zweierlei Hinsicht auf die Situation am Kapitalmarkt

reagiert. Zum einen habe sie ihre Anlagepolitik verändert. Früher steckten gut 60 %

der Kapitalanlagen in festverzinslichen Wertpapieren, da diese als sicher und

renditeträchtig galten [46]. Am 6.8.2014 meldete die FAZ: „Rendite für zehnjährige

Bundesanleihen auf Allzeittief.“ Die Rendite beläuft sich derzeit auf 1 %. Es gibt also

Handlungsbedarf. Der Trend bei den Versorgungswerken geht zur Herabsenkung der

festverzinslichen Wertpapiere und zur Verstärkung des Immobilienportfolios [46; 47].

So investieren die ärztlichen Versorgungswerke „Niedersachsen, Mecklenburg-

Vorpommern und Sachsen-Anhalt in das Schlossviertel Nymphenburg in München,

das Versorgungswerke der Ärzte in Bayern kauft den Spitaler Hof in Hamburg, die

Sachsen investieren in Stuttgarts Innenstadt, die Westfalen gar an der Bond Street in

London“ [47]. Andere Versorgungswerke investieren in Infrastruktur wie Höchst-

spannungsnetze, Kavernen oder die Finanzierung eines Airbus A380 [46]. Wieder ein

anderes Versorgungswerk hat in Form eines Solarkraftwerks auf erneuerbare

Energien gesetzt [46].

Zum anderen haben die Versorgungswerke ihren Rechnungszins angepasst [142].

Das ehrgeizige Ziel, auf Dauer einen Rechnungszins von 4 Prozent zu erwirtschaf-

ten, stellt sich trotz veränderter Anlagestrategie als schwierig dar. Viele Versorgungs-

werke haben daher ihren Rechnungszins von 4 auf 3,5 oder 3 Prozent abgesenkt

[47]. So auch das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein: Für

die Rentenanwartschaften ab 2012 gilt ein Rechnungszins von 3 Prozent. Begründet

wurde dies mit dem „historischen Zinstief“ [162]. Für vor 2012 geleistete Beiträge

bleibt es beim Rechnungszins von 4 Prozent.

Zu einem weitreichenden Schritt hat sich die Bayerische Apothekenversorgung im

Dezember 2013 entschlossen. Wie das Versorgungswerk der Zahnärztekammer

Schleswig-Holstein arbeitete auch die Bayerische Apothekenversorgung nach dem

Anwartschaftsdeckungsverfahren. Dieses wird nun durch Elemente des offenen

Deckungsplanverfahrens erweitert. Das soll die „Risikotragfähigkeit erhöhen und eine

gewisse Flexibilisierung“ erreichen“ [73]. Durch den Wechsel müssen die Ansprüche

nicht „jederzeit vollständig ausfinanziert“ sein“ [73]. Die Mitglieder erwerben künftig
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„Rentenpunkte, deren Wert erst bei Eintritt des Versorgungsfalls festgestellt wird“

[73]. Auf diesem Wege konnten drastischere Maßnahmen wie die Kürzung von

Anwartschaften vermieden werden. Es bleibt abzuwarten, ob andere Versorgungs-

werke, die bislang das Anwartschaftsdeckungsverfahren anwenden, sich diesem

Weg anschließen. Das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein

hat sich bislang nicht in dieser Richtung geäußert.

Zusammenfassend stellt der ABV-Vorsitzende Hartmut Kilger fest: „Kein

Versorgungswerk wackelt“ [61]. Zwar sei die Zeit „üppiger Rentenanpassungen

aufgrund gleichzeitig steigender Lebenserwartung und sinkender Zinsen vorbei“ [61].

Die „Anpassungen des Rechnungszinses seien das Ergebnis einer Euro-Rettungs-

politik, der sich auch die berufsständischen Versorgungswerke nicht entziehen“

könnten [61]. Im Hinblick auf das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein ist das zutreffend. Wenn man die Vermögenserträge (vgl. Abbildung 14) und

die Eingaben und Ausgaben (vgl. Abbildung 15) bewertet, ergibt sich ein sehr solides

Bild der wirtschaftlichen Lage. Die Nettorendite lag im schwächsten Jahr 2008 bei

3,3 %, in 2012 wieder bei 4,4 %. Der Rechnungszins, der aus Vorsicht auf 3 %

gesenkt wurde, wird also mehr als erreicht. Nach wie vor können die aktuellen

Versorgungsleistungen aus den Beiträgen gespeist werden, auch wenn sie diese

zunehmend konsumieren.

5.3.2 Die demografische Entwicklung

Neben der Kapitalmarktentwicklung hat die steigende Lebenserwartung der

Mitglieder der Versorgungswerke die größte Auswirkung auf die Entwicklung und

Anpassung der Rentenanwartschaften.

Freiberufler leben im Durchschnitt drei bis vier Jahre länger als die Gesamtbe-

völkerung [15; 139]. Das bedeutet, dass auch ihre Altersrente länger finanziert

werden muss. 2006 ließ die ABV von der Heubeck AG die statistische Lebens-

erwartung ihrer Mitglieder überprüfen [47; 49]. Im Anschluss wurden die Richttafeln

angepasst. Außerdem hat das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-

Holstein auf Beschluss der Kammerversammlung vom 22.11.2008 zum 1.1.2009

neue Generationentafeln eingeführt [160]. Die Generationentafeln haben die

Periodentafeln für Zahnärzte abgelöst. Nach den Periodentafeln für Zahnärzte betrug

z.B. die Lebenserwartung eines im Jahr 2013 65-jährigen Zahnarztes 83,5 Jahre und

die einer gleichaltrigen Zahnärztin 88,1 Jahre. Den neuen Generationstafeln für
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berufsständische Versorgungswerke liegen Erkenntnisse zugrunde, nach denen die

Lebenserwartung eines im Jahr 2013 65-jährigen Zahnarztes nun bei 88,4 Jahren

und die der gleichaltrigen Zahnärztin bei 91,2 Jahren liegen [161]. Und die Lebens-

erwartung steigt weiter: Zahnärzte, die im Jahr 2013 40 Jahre alt sind, werden bei

Erreichen des Rentenalters im Jahr 2038 eine Lebenserwartung von 91,1 Jahren

haben, Zahnärztinnen sogar von 93,9 Jahren [161].

Damit ist offensichtlich, dass die Renten länger zu zahlen sind. Mit den neuen

Generationstafeln wird – vereinfacht gesagt – nach dem jeweiligen Geburtsjahrgang

ein Abschlag bei der Rentenanwartschaft vorgenommen. Der Abschlag ist bei den

Jüngeren höher und bei den Älteren niedriger, denn die voraussichtliche

Lebenserwartung ist umso höher, je jünger das Mitglied ist. Die Lebensrente wird

nicht niedriger, sondern bleibt versicherungsmathematisch gleichhoch und wird nur

länger ausgezahlt.

Finanziert wird der zusätzliche Bedarf durch die Heraufsetzung des Rentenalters auf

67 Jahre [139]. Die Versorgungswerke müssen außerdem einen Teil der Über-

schüsse für die Deckung der höheren Lebenserwartung und damit längeren Renten-

zahlungen verwenden [47]. Teilweise kommt es auch zu Beitragserhöhungen [81],

Aussetzung der Dynamisierung oder Nullrunden bei den Rentensteigerungen [27]. In

diesem Sinne hat auch der Aufsichtsausschuss des Versorgungswerks der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein in der Sitzung vom 16.11.2013 die Anträge

gestellt: „Keine Dynamisierung der […] Rentenanwartschaften […] und keine

Erhöhung der laufenden Renten […]“ [4]. Die Kammerversammlung hat den Antrag

mehrheitlich angenommen.

Andernorts ist es auch zu Einschnitten in anderen Bereichen gekommen, die mit der

höheren Lebenserwartung im Grunde nichts zu tun haben. So wurden teilweise die

Kriterien zur Anerkennung der Berufsunfähigkeit verschärft, medizinische Rehabili-

tationsmaßnahmen beschnitten oder der Kinderzuschlag abgeschafft [27].

Mit am härtesten hat es die Zahnärzte in Berlin getroffen. Das Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Berlin hatte eine Absenkung der Anwartschaften auf Altersrente

um 16 % im Wege einer Satzungsänderung beschlossen. Die Satzungsänderung ist

verwaltungsgerichtlich überprüft worden. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg hat mit Urteil vom 7.8.2012 entschieden, dass die Satzungsänderung

kein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie und den Gleichbehandlungsgrundsatz sei
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[77]. Nur durch die Absenkung habe die „Funktions- und Leistungsfähigkeit gesichert

werden können“ [27].

Noch übertroffen wird dies vom Versorgungswerk der Rechtsanwaltskammer Berlin.

Das hat im Jahr 2010 Kürzungen von zum Teil mehr als 30 % für künftige Anwart-

schaften vorgenommen [129]. Von solch drastischen Maßnahmen sind die Mitglieder

des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein bisher verschont

geblieben.

5.3.3 Auswirkungen der Entscheidungen des Bundessozialgerichts zum
Befreiungsrecht von Syndikusanwälten auf angestellte Ärzte

Das Bundessozialgericht hat mit drei Urteilen vom 3.4.2014 entschieden, dass

angestellte Syndikusanwälte nicht von der Versicherungspflicht von der gesetzlichen

Rentenversicherung befreit werden dürfen [20]. Syndikusanwälte sind angestellte

Juristen eines nicht anwaltlichen Arbeitsgebers. Aufgrund ihrer Zulassung zur

Rechtsanwaltschaft sind sie Pflichtmitglieder in der Rechtsanwaltskammer und auch

im Versorgungswerk. Bisher konnten sie sich von der Versicherungspflicht bei der

gesetzlichen Rentenversicherung befreien lassen. Dies ist nun nicht mehr möglich.

Es wird diskutiert, ob sich die Urteile auch auf das Befreiungsrecht anderer

angestellter Freiberufler auswirken [5; 93]. Für andere beratende Berufe wie z.B.

Steuerberater wird dies für wahrscheinlich gehalten [5]. Für Ärzte, die im

Angestelltenverhältnis arbeiten, ist entscheidend, ob sie eine „originäre, spezifisch

ärztliche Tätigkeit“ ausüben [5]. Nur in diesem Fall nehmen sie eine berufstypische

Aufgabe als Arzt wahr. Darunter fallen z.B. Krankenhausärzte und angestellte

Zahnärzte in einer Zahnarztpraxis [5]. Sind sie hingegen als Dozent oder

kaufmännischer Direktor eines Krankenhauses angestellt, fehlt es an der berufs-

spezifischen Tätigkeit als Arzt. Dann war aber auch nach bereits geltender

Rechtsprechung eine Befreiung aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht

möglich.

Im Ergebnis werden die Urteile des Bundessozialgerichts keine Auswirkungen für

angestellte Ärzte und Zahnärzte haben.
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6 Zusammenfassung
Die Motivation zu dieser Arbeit entstand aus der Frage, wie der Verfasser sinnvoll

und ertragreich für das Alter vorsorgen kann. In Zeiten der Niedrigzinspolitik und

Finanzmarktkrise steht ein jeder vor der Schwierigkeit, sein Geld sicher und mit

ausreichender Rendite anzulegen. Ausschließlich in Immobilien zu investieren schien

dem Verfasser keine hinreichend breit aufgestellte Lösung zu sein. Die Mitgliedschaft

im Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein ist eine Pflichtmit-

gliedschaft. Der Verfasser hat nur die Wahl, entweder den halben oder den vollen

Pflichtbeitrag einzuzahlen (vgl. Kap. 1.5).Das war nicht immer so. Der Verfasser ist in

dritter Generation Zahnarzt. Sein Anfang 2014 verstorbener Vater hatte sich ebenso

wie die Patentante des Verfassers, Dr. U. Gerdau, bei Gründung des Versorgungs-

werks im Jahr 1974 dagegen entschieden, dem Versorgungswerk freiwillig beizutre-

ten. Die dafür erforderliche Nachzahlung von Beiträgen wäre zu hoch gewesen (vgl.

Kap. 4.1).

Die vorliegende Arbeit skizziert die Geschichte des Versorgungswerks der Zahn-

ärztekammer Schleswig-Holstein. Von den ersten Frühformen der Alters- und

Hinterbliebenenfürsorge abgesehen, ist als erster Meilenstein die Bayerische Ärzte-

versorgung aus dem Jahr 1923 zu nennen. Sie entstand vor dem Hintergrund des

finanziellen Ruins, den der Erste Weltkrieg auch und gerade im Hinblick auf die

Altersversorgung der Freien Berufe hinterlassen hatte (vgl. Kap. 2.2.1). Der

Kerngehalt der damaligen Leitsätze – öffentliche-rechtliche Körperschaft mit Beitritts-

und Umlagezwang; Deckung des Existenzminimums; Koppelung der Beiträge an das

Einkommen – findet sich heute in den Satzungen aller Versorgungswerke wieder.

Der zweite Weltkrieg führte erneut vielfach zu einem totalen Vermögensverlust. Die

Bayerische Ärzteversorgung überstand im Gegensatz zu den privaten Lebens-

versicherungen die Währungsreform weitgehend unbeschadet und konnte ab 1950

im Verhältnis 1 (RM) : 1 (DM) auszahlen (vgl. Kap. 2.2.3). Hier bestand also ohne

Zweifel eine funktionierende Form der Alterssicherung. Das Beispiel der Bayerischen

Ärzteversorgung machte Schule und so wurden im Nachkriegsdeutschland der 50-er

Jahre die Bemühungen zur Gründung von Versorgungswerken wieder aufge-

nommen. Die erste Gründungswelle der Versorgungswerke setzte in dieser Zeit ein.

1957 fand die große Sozialreform unter Adenauer statt (vgl. Kap. 2.2.4). Das bisher

geltende Kapitaldeckungsverfahren wurde durch das Umlageverfahren ersetzt.

Außerdem wurde die dynamische Anpassung der Rentenhöhe an die Bruttolohn-
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entwicklung eingeführt. Für die Freiberufler war besonders bedeutsam, dass sie im

Zuge der Sozialreform aus der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeschlossen

wurden. Als Konsequenz folgte die zweite große Gründungswelle der Versorgungs-

werke (vgl. Kap. 2.2.4).

In Schleswig-Holstein wurde 1953 die Landeszahnärztekammer Schleswig-Holstein

gegründet (vgl. Kap. 2.2.4). Die Delegierten bemühten sich fast 20 Jahre lang, bis

1974 das Versorgungswerk der Zahnärztekammer in Kraft trat (vgl. Kap. 2.3.1).

Davon unabhängig besteht in Schleswig-Holstein die AIHV, die allerdings keine Ver-

sorgungseinrichtung im eigentlichen Sinne ist. Die Leistungen richten sich nach

einem Punktesystem und betragen derzeit ca. EUR 500,- Altersrente im Monat (vgl.

Kap. 2.2.5).

Fast zeitgleich mit der Gründung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer

Schleswig-Holstein fand die Rentenreform 1972 statt. Im Wege einer Kehrtwende zur

Adenauerschen Sozialreform von 1957 wurde die gesetzliche Rentenversicherung

nun wieder für Freiberufler geöffnet (vgl. Kap. 2.3.2). Dies führte aber nicht zu einem

großen Zulauf von Freiberuflern in der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern –

ganz im Gegenteil - zur dritten und letzten großen Gründungswelle ärztlicher und

zahnärztlicher Versorgungswerke, darunter auch das Versorgungswerk der

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein.

Die Entwicklung des Mitgliederbestandes von 1974 bis 2012 zeigt eine Verfünf-

fachung (vgl. Kap. 3.3.1 und Abb. 1), wobei sich im gleichen Zeitraum die Anzahl der

Kammermitglieder „nur“ verdoppelt hat. 2012 waren 76 % der schleswig-holsteini-

schen Zahnärzte Mitglied im Versorgungswerk, was in erster Linie auf die Pflichtmit-

gliedschaft zurückzuführen ist. Den Mitgliedern stehen Versorgungsempfänger von

Altersrente, Berufsunfähigkeitsrente, Witwen- und Witwerrente und Waisenrente

gegenüber, wobei die Altersrentner naturgemäß den größten Anteil stellen. Im Jahr

2012 stehen einem Versorgungsempfänger ca. 3 Beitragszahler gegenüber, d.h. drei

Mitglieder finanzieren die Rente eines Versorgungsempfängers (vgl. Kap. 3.3.2 und

Abb. 2 bis 6).

Die Beitragseinnahmen zeigen einen kontinuierlichen Anstieg (vgl. Kap. 3.4 und Abb.

7). Hinzu kommen die Vermögenserträge, die sich – abhängig von der Finanzmarkt-

lage – volatil zeigen (vgl. Kap. 3.6 und Abb. 14). Dem stehen die Ausgaben für

Versorgungsleistungen gegenüber (vgl. Kap. 3.5 und Abb. 9). Im Vergleich von

Einnahmen und Ausgaben zeigt sich ein deutlicher Einnahmeüberschuss, auch wenn
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die Ausgaben kontinuierlich ansteigen (vgl. Kap. 3.6 und Abb. 15). Allerdings

betrugen die Versorgungsleistungen im Jahr 2012 gut 60 % der Beitragseinnahmen.

Zum Vergleich: 1990 waren es noch 5 % (vgl. Kap. 3.4 und Abb. 8).

Die Gründe für und gegen den Eintritt wurden auf der Basis einer Repräsentativ-

befragung unter sechs Gruppen freier Berufe aus Schleswig-Holstein im Jahr

1974/75, darunter auch Zahnärzte, zur Planung der Altersvorsorge (vgl. Kap. 4.2)

und anhand eines halbstrukturierten Interviews mit einer Zeitzeugin erörtert (vgl. Kap.

4.1).

Kap. 5 widmet sich den aktuellen Herausforderungen und den Zukunftsperspektiven

des Versorgungswerks. Eine Kernfrage ist, ob mit einer Eingliederung der Versor-

gungswerke in die gesetzliche Rentenversicherung gerechnet werden muss (vgl.

Kap. 5.1). Immer wieder einmal, insbesondere zu Wahlkampfzeiten, werden

politische Forderungen in diese Richtung laut. Im Ergebnis würde ein solcher Schritt

das demografische Problem nicht lösen (vgl. Kap. 5.1.1) und wäre zudem auch

verfassungsrechtlich nicht zulässig (vgl. Kap. 5.1.2).

Die derzeitige Kapitalmarktsituation stellt nicht nur die Versorgungswerke vor große

Schwierigkeiten. Die Beitragseinnahmen sollen sicher und zugleich mit hoher Rendi-

te angelegt werden, um die steigende Anzahl an Versorgungsempfängern auch

bedienen zu können (vgl. Kap. 5.3.1). Die Versorgungswerke habe ihre Anlagepolitik

angepasst. Festverzinsliche Wertpapiere bringen kaum noch Rendite. Der Trend geht

zur Verstärkung der Immobilienportfolios. Auch ihren Rechnungszins mussten die

Versorgungswerke anpassen. Viele Versorgungswerke, so auch das Versorgungs-

werk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, haben den Rechnungszins von 4 %

auf 3,5 % oder 3 % abgesenkt. Dennoch ergibt sich im Ergebnis eine solide Finanz-

lage für das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein (vgl. Kap.

5.3.1 am Ende). 2012 lag die Nettorendite bei 4,4 %. Schließlich sind aufgrund der

gestiegenen Lebenserwartung der Versorgungswerkmitglieder auch die sog. Gene-

rationentafeln angepasst worden (vgl. Kap. 5.3.2). Die Lebensrenten sind länger zu

zahlen, bleiben aber versicherungsmathematisch gleich hoch. Auf diese Weise wird

beabsichtigt, Kürzungen der Rentenanwartschaften zu vermeiden.

Die in Kapitel 5 erörterten Zukunftsaussichten lassen sich mit einem Zitat von Jung

auf den Punkt bringen:

„[…] die Entwicklung der Versorgungswerke ist zwar nicht frei von Problemen, aber
die Sorge um den Bestand der Versorgungswerke ist ebenso alt wie falsch“ [49].
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Anlage 2

Interview

Ganz kurze Vorstellung der Interviewpartnerin

Dr. Ursula Gerdau, Jahrgang 1925, ledig, keine Kinder
Abitur…
Berufsausbildung…
Studium…
Promotion zum Thema…
Approbation
Übernahme der väterlichen Zahnarztpraxis…
Berufsausübung bis … seitdem Rentnerin

Themenkomplexe zum Interview

Einleitung
Liebe Tante Ursel, Du weißt, dass ich eine Doktorarbeit über die Entwicklungsgeschichte des
Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein schreibe. Ein Teil dieser Dok-
torarbeit besteht aus einem Interview mit Dir. Ich habe Dich als Zeitzeugin ausgewählt, weil
Du Dich damals anders als mein Vater entschieden hast. Während Du Dich für einen Beitritt
zum Versorgungswerk entschlossen hast, ist mein Vater dem Versorgungswerk nicht beige-
treten.

Bevor wir auf die Gründe zu sprechen kommen, die Dich damals bewogen haben, beizutre-
ten, möchte ich Dich zunächst auf einige Aspekte der Familiengeschichte ansprechen, um
den historischen und persönlich-familiären Hintergrund Deiner Entscheidung darzustellen.

1. Erinnerungen an die Situation und Entwicklung der väterlichen Zahnarztpraxis während
des zweiten Weltkriegs

-Praxis wurde ausgebombt;
-Altersvorsorge des Vaters?;
-war davon nach dem 2. WK noch etwas übrig?

2. Der Weg in die Berufstätigkeit
-erst Berufsausbildung, dann Studium
-plötzliche Übernahme der Praxis des Vaters
-welche Möglichkeiten der Altersvorsorge gab es zu Beginn der Berufstätigkeit
-1957 zu Zeiten der Adenauerschen Rentenreform, an welchem Punkt standest Du? Was
erinnerst Du von der Rentendebatte? Wie hast Du den Ausschluss der Freiberufler aus der
gesetzlichen Rentenreform empfunden? Altersvorsorge bei Freiberuflern = Privatangelegen-
heit wie zu Zeiten des Liberalismus?
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3. Die Diskussionen um die Gründung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer
Schleswig-Holstein

- dauerte von Anfang der 50er Jahre bis 1974, woran erinnerst Du Dich? Rundschreiben?
Diskussionen in der Zahnärztekammer? Hast Du mal teilgenommen? Gibt es Persönlichkei-
ten, an die Du Dich erinnerst?
- parallel gibt es den AIHV, da bist Du ja auch Mitglied. Welche Versorgung erhältst Du von
der AIHV? Wie und wann gestaltete sich der Beitritt? Warum bist Du beigetreten?
- Beteiligung von Dr. Hermann Gerdau im AIHV. Kannst Du hierzu Näheres berichten?
-Sagt Dir auch die Vorgängerinstitution WWIB etwas? Das war die Nachfolgeorganisation
der Sozialkasse aus der Nazizeit.

4. Gründung des Versorgungswerks der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein

- 1972 wurde die gesetzliche RV wieder für Freiberufler geöffnet, war das eine Option für
Dich, dort einzutreten? Gründe dafür/dagegen?
- 1974 wurde dann das Versorgungswerk gegründet. Woran erinnerst Du Dich in diesem Zu-
sammenhang? Befragung der Mitglieder der Zahnärztekammer?
- War Dein Vater am Gründungsprozess aktiv beteiligt?
- Du warst bei Gründung des Versorgungswerks 48 Jahre alt und fielst damit in die Gruppe,
die sich freiwillig zum Beitritt in das Versorgungswerk entscheiden konnte. Eine Pflichtmit-
gliedschaft bestand für Dich nicht. Wie sah zu der Zeit Dein Konzept der Altersvorsorge aus?
Welche Argumente sprachen für und welche gegen einen Beitritt? Aus welchen Gründen
hast Du Dich letztlich gegen den Beitritt in das Versorgungswerk entschieden?
- Hast Du in dieser Zeit mit Kollegen über das Thema Altersversorgung und Versorgungs-
werk gesprochen? Welche Beweggründe haben diese genannt?

5. Retrospektive

- Wie bewertest Du Deine damalige Entscheidung heute? Ist Dein Konzept der Altersvorsor-
ge aufgegangen?
- Möchtest Du noch etwas ergänzen?

Ich danke Dir für dieses Interview. Du unterstützt mich dabei sehr bei meiner Doktorarbeit.
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Anlage 3

Transkript Interview in Auszügen
Herr Herchenröder (H) / Frau Dr. Ursula Gerdau (UG)

Datei 00001 MTS:

09:40 – 11.40
H: Du sprachst ja vorhin schon die Währungsunion an, das hieß ja auch, dass die Generati-
on alles im Krieg verloren hatte, auch das, was man für das Alter bereits vorgesorgt hatte.
UG: Ja, bei meinem Vater war das alles flöten. Wir haben darüber ja eigentlich gar nicht ge-
sprochen. Ich habe ihn ja leider gar nicht… Ich war im Studium und nachher war ich in
Stadthagen und in Wunstorf als Assistentin und insofern habe ich ihn ja kaum gesprochen.
H: Weißt du noch, ob von der Altersvorsorge nach dem 2. Weltkrieg noch irgendetwas übrig
war, oder ist das alles im Zuge der Währungsreform damals …..
UG: Das wurde alles entwertet. Ich weiß es nicht, mein Vater war irgendwie in einer Versi-
cherung in München, ich weiß nicht, wie die hieß.
H: Das heißt, dein Vater stand nach dem 2. Weltkrieg an dem Punkt, auch wieder neu für
das Alter vorsorgen zu müssen?
UG:  Ja, und das war ihm sehr wichtig. Er hat sich dafür ja eingesetzt.
H: Ja. Er hat sich ja, …. Wo hat er sich da speziell sehr für eingesetzt?
UG: Er war in Kiel, da war ein Ressort, wo er aktiv war.
H: Ja. Hat er sehr konkret an der Altersvorsorge…?
UG: Ich weiß nicht, was….
H: Du weißt nicht mehr, in welchem Bereich?
UG: In der Zeit war ich ja nicht hier.
H: Er war aber auf jeden Fall einer derjenigen, die …
UG: Es lag ihm aber am Herzen, die Versorgung, weil er das erlebt hatte mit der Entwertung,
dass das gesichert werden würde.
H: ok, gut.

15.05 bis Ende
H: Nachdem du dann die Praxis übernommen hattest, ist es ja nun auch so, dass man ir-
gendwann daran denkt, in den Ruhestand zu gehen.
UG: Habe ich gar nicht überlegt.
H: Hast du gar nicht überlegt damals? Also heutzutage beginnt man ja schon mit dem Be-
ginn des Berufslebens, für das Alter vorzusorgen. Kannst du dich denn noch daran erinnern,
obwohl du daran gar nicht gedacht hattest damals, für das Alter vorzusorgen, welche Mög-
lichkeiten damals bestanden, sich für den Ruhestand abzusichern?
UG: Die Überlegung habe ich gar nicht gehabt.
H: Ok. 1957 gab es ja die Adenauer’sche Rentenreform. Das heißt, zu dem Zeitpunkt hast
du da die Diskussion verfolgt, was gemacht wurde, dass man ausgeschlossen wurde aus der
Gesetzlichen Rentenversicherung? All das hattest du damals gar nicht weiter verfolgt?
UG: Nein. Ich war ja durch meine Apothekentätigkeit bei der BfA.
H: Hast du am Anfang dann auch in die BfA eingezahlt, als du in der Praxis warst? Weißt du
das noch?
UG: Ja. Aber leider war der Steuerberater, das fällt mir jetzt ein, der hatte den niedrigsten
Betrag bezahlt, anstatt den höchsten. Und insofern, als es dann akut wurde, habe ich das
ausrechnen lassen und das war absolut mit dem was ich nachher bekommen würde, das
waren glaube ich € 80,00 oder damals waren es ja noch DM, und eine Riesensumme, die ich
dann nachzahlen sollte.
Datei 00002 MTS:
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0.00 - 5.23
H: 1974 ging es um den Eintritt in das Versorgungswerk. Aber zunächst einmal war es so,
dass die Freiberufler aus der gesetzlichen Rentenreform ja ausgeschlossen wurden. Das
heißt, auch den Teil, den du während deiner Apothekenzeit in die BfA eingezahlt hattest, war
der hinfällig? Weißt du das noch? Oder hast…
UG: Das war nicht hinfällig
H. Da hattest du noch eine Auszahlung bekommen?
UG: Ja, da kriege ich ja noch was.
H: Da kriegst du noch was? Ok.
UG: Aber nicht viel, aber wie gesagt.
H: Ja. Hattest du dann später die Diskussion um die Gründung des Versorgungswerkes von
der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein verfolgt? Denn, es dauerte ja von Anfang der 50er
Jahre bis 1974, das heißt, dass die Freiberufler sich selbst um ihre Altersvorsorge kümmern
sollten, gab es da irgendwelche Rundschreiben? Gab es Diskussionen in der Zahnärzte-
kammer und wenn ja, hast du daran teilgenommen?
UG: Nein.
H: Hast du da sonst an die Diskussion irgendwelche Erinnerungen? Oder war es einfach
nachher 1974 so, dass du vor der Entscheidung standst: Trete ich bei? Trete ich nicht bei?
UG: Ja, so war das. Für mich war das gar nicht so wichtig, wie vielleicht es jetzt für euch ist.
Vordergründig, ich habe damals überhaupt noch gar nicht gedacht, was mache ich im Alter?
H: Hast du deswegen nicht daran gedacht, weil es in der Generation davor immer so war,
dass die jüngere Generation für die ältere Generation im Alter gesorgt hat? So hast du das ja
auch bei deiner Mutter gemacht.
UG: Ja, musste ich ja, weil, sie kriegte ja von der AIHV, das waren damals, glaube, ich 120
DM.
H: Das heißt, du hast auch später für deine Mutter für den Lebensabend vorgesorgt?
UG: Mitgesorgt
H: Mitgesorgt. Weil alleine hätte sie das ja gar nicht leisten können. Du bist ja 1974 nicht mit
beigetreten. Warum nicht?
UG: Irgendwie war mir das zu …. Ich habe mir überlegt, das zahlte sich nicht aus.
H: Ja. Das heißt..
UG: Das war zu teuer für mich. Und daraufhin habe ich mich entschieden, wie ich das jetzt
auch mache, dass ich mehr oder weniger in Aktien und derartigen Dingen angelegt hatte, als
das…
H: Also ich weiß noch von Papa, dass er gesagt hat, Ihr gehörtet zu dieser Übergangsgene-
ration, zu dieser Übergangsregelung. Das heißt, Ihr konntet Euch frei entscheiden, treten wir
bei, treten wir nicht bei.
UG: Ja. Und Ihr müsst aber jetzt?
H: Wir müssen jetzt, genau. Wir müssen jetzt beitreten und Ihr konntet damals, aber Ihr hät-
tet nachzahlen müssen, Summe X. Und das war, diese Summe war damals einfach zu hoch
gewesen?
UG: Ja.
H: Und daraufhin hast du dich entschieden, ich trete nicht mit bei, sondern ich sorge anders
für das Alter vor, in Form von Aktien?
UG: Ja, Wertpapiere und so.
H: Wertpapiere. Das heißt, du hast regelmäßig für das Alter Geld zur Seite gelegt in Form
von Aktien und so was angespart, wovon man heutzutage von den Zinserträgen sozusagen
lebt und von den Dividenden. Es gibt ja auch viele, die in anderer Form vorgesorgt haben,
das heißt in Form von Immobilien oder Lebensversicherungen. Hattest du so etwas ge-
macht?
UG: Nein. Vielmehr ja. Ich habe mir eine Wohnung gekauft.
H: Eine Wohnung hast du ja hier. Und natürlich das eigene Haus. Das heißt, dass die Miete
sozusagen wegfällt.
UG: Ja.
H: Du hattest eben die AIHV angesprochen, aus der deine Mutter Geld bekam. Da bist du ja
auch Mitglied.
UG: Ja.
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H: Das heißt, aus der AIHV bekommst du ja auch eine Versorgung, in welcher Form, weißt
du das? Weißt du noch, wann du dem AIHV beigetreten bist?
UG: Nein, das ist zu lange her, das ist Jahrzehnte her.
H: Ja. Weißt du noch, warum du dem beigetreten bist, der AIHV?
UG: Nein. Das weiß ich nicht mehr.
H: Bei dieser Gründung der AIHV, war daran dein Vater beteiligt? Fällt mir gerade ein. Du
meintest ja, er war in Kiel in unterschiedlichen Bereichen tätig, um für das Alter mit vorzusor-
gen.
UG: Das denke ich, ja.

7.45 – 8.37
H: 1972 wurde ja die gesetzliche Rentenvorsorge für die Freiberufler wieder eröffnet. Das
heißt, das, was womit du einmal angefangen hattest, in deiner Apothekenzeit von der BfA
her, hättest du ja weiterführen können, aber das war auch keine Option für dich?
UG: Nein. Das wäre auch zu teuer geworden.
H: Ok. Gut. Das heißt, sowohl 1972 den Beitritt in die gesetzliche RV als auch 1974 den Bei-
tritt in das Versorgungwerk wären einfach mit zu hohen Zahlungen verbunden gewesen und
deswegen hast du gesagt, ich mache das anders.
UG: Ja. Ich war halt damals beim Steuerberater und der hat das gerechnet und da habe ich
gedacht, das rechnet sich nicht, also machst du das nicht.

11.10 – 12.00
H: Hattest du damals ein Sparkonzept oder ein Altersvorsorgekonzept mit deinem Steuerbe-
rater durchgesprochen, dass es mal hochgerechnet wurde, was muss ich im Monat so mit
Summe X zurücklegen, damit ich im Alter gut leben kann? Oder hast du eher gedacht, was
übrig war, lege ich zurück und lebe später davon?
UG: Ja.
H: Also es war gar kein richtiges Konzept dabei, sondern was übrig war, wurde zur Seite ge-
legt? Hattest du dich mal mit anderen Kollegen darüber unterhalten, die in einer ähnlichen
Situation waren wie du, wie die für das Alter vorsorgen? Ich denke z.B. selbst an meinen Va-
ter, an Papa, Ihr ward ja beide in der gleichen Situation, selbst entscheiden zu können, ge-
hen wir rein in das Versorgungswerk, gehen wir nicht rein. Hattest du dich damals mit ihm
unterhalten?
UG: Nein.
H: Auch mit anderen Kollegen nicht?
UG: Nein.

13.10 – 13.58
H: Wenn wir mal so ein bisschen zurückgucken, das Ganze ein bisschen retrospektiv be-
trachten. Wie bewertest du deine damalige Entscheidung heute? Das heißt, dass du nicht
beigetreten bist. War die richtig oder war die nicht richtig?
UG: Die bedaure ich nicht.
H: Würdest du sofort wieder so machen?
UG: Unter den damaligen Gegebenheiten?
H: Ja.
UG: War es richtig. Ob ich es heute so noch machen würde, weiß ich nicht. Aber unter den
damaligen Gegebenheiten ja.
H: Das heißt, dass dein Konzept der Altersvorsorge, selbst vorzusorgen von dem was übrig
ist, was man nicht verlebt / ausgegeben hat, die ist aufgegangen.
UG: Ja.

14.23 bis 15.20
H. Ich habe mich in letzter Zeit auch häufig mit Papa darüber unterhalten. Er hatte damals –
er war zweifacher Vater, das dritte Kind war in Erwartung, ich als viertes Kind war sozusagen
noch gar nicht geplant. Und Papa hat sich damals, weil sie auch viel nachzahlen mussten,
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ich weiß noch eine Summe, Papa hätte damals 40.000 DM nachzahlen müssen, auch dage-
gen entschieden.
UG. Ja, das war bei mir auch so.
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